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Märchen

   "Weit aus der Ferne komm ich her

   und bring euch manche neue Mär."

Von der Unterhaltungskunst einmal abgesehen wird dem Überbringer von
Gerüchten und Geschichten, dem Boten oder Erzähler also, nicht nur die
Weitergabe von Aufgeblasenem, Hergeholtem, Erfundenem, mithin von
unwahren Scheingeschichten, sondern auch der Transport von Wichtigem,
Wahrem und Wissenswertem zugesprochen, und sie zerlegt die jeweils
fabulierten Inhalte in schmückendes Beiwerk und in wahre
Begebenheiten, so daß die Mär, also die Botschaft, verpackt in das
Transportmittel des Märchens, in der menschlichen Kommunikationspraxis
wohl am verdaulichsten vermittelt und auch am aufmerksamsten verwertet
werden konnte.

Höchst verstört habe ich als kleines Kind bereits jenem alten
Schlagertext

   "Ich weiß, was, ich weiß, was, ich weiß, was Dir fehlt,

   ein Mann, der Dir keine Märchen erzählt"

nur die traurige Idee abgewinnen können, daß hier einem anderen
Menschen als ausdrücklich wünschenswert und höchst erfreulich der
Mangel oder das fehlende Vermögen, Märchen zu erzählen, als größte
Essenz des Glücks versprochen wurde, und fand dieses Versprechen, wie
man heute sagt, überhaupt nicht sexy.

Bis heute bin ich mir allerdings auch sicher, daß der bloße Abtausch
von vorrangig überlebensrelevanten Informationen und Inhalten die
historische Entfaltung unserer bis heute entstandenen Kultur- und
Wissenschaftsleistungen in der menschlichen Geschichte weitreichend
ausgeschlossen hätte.

Ihre Schattenblick-Redaktion


19. Juli 2019
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ATOM/223: Halbwertzeit - kooperationsfrei ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 27. Juli 2019

Hat Umweltminister Lies (NDS) Hitzefrei? 

BBU-Kritik am Weiterbetrieb des AKW Grohnde



(Bonn, Hannover, 27.07.2019) Der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) kritisiert, dass das Atomkraftwerk Grohnde in
Niedersachsen trotz der Ankündigungen seitens des Betreibers
PreussenElektra und des Niedersächsischen Umweltministeriums vom
Donnerstag (25.7.19) am Freitag (26. Juli 2019) trotz der sommerlichen
Temperatur in der Weser nicht abgeschaltet wurde.

Der BBU hatte Freitag Mittag schriftlich bei dem Umweltministerium in
Hannover und bei PreussenElektra (mittels E-Mail) nachgefragt, ob das
AKW zwischenzeitlich abgeschaltet wurde. Ohne Angabe konkreter Daten
antwortete PreussenElektra: "Die Wesertemperatur hat sich heute
(Freitag) im Verlauf des Tages weniger erhöht, als gestern
prognostiziert. Daher ist es nicht erforderlich geworden, das
Kernkraftwerk Grohnde heute vom Netz zu nehmen." Vom Umweltministerium
kam überhaupt keine Antwort. Sarkastisch kommentiert
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz: "Niedersachsens Umweltminister Olaf
Lies und sein Team hatten Freitag Mittag vermutlich bereits Hitzefrei.
Dabei wäre es Aufgabe des Ministeriums, das die Aufsichtsbehörde für das
AKW Grohnde darstellt, die Vorgänge beim AKW gerade bei der heißen
Witterung zu prüfen und die Bevölkerung umfassend zu informieren".

In einer aktuellen E-Mail an PreussenElektra vom Samstag bemängelt der
BBU, dass in den Mitteilungen des AKW-Betreibers keine konkreten
Messergebnisse veröffentlicht wurden. Die wären aber nötig, um
die Entscheidung zum Weiterbetrieb des AKW nachvollziehen zu
können. Weiterhin fragt der BBU das Unternehmen "wo die Messpunkte sind,
in welcher Wassertiefe und in welchem Abstand zum Ufer gemessen wird und
wer misst?"

BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz betont: "Bei der Sicherheit eines
Atomkraftwerkes darf nicht mit Zahlen gefeilscht werden. Wenn das
Weserwasser in den kritischen Temperaturbereich kommt sollte das AKW auf
jeden Fall vorsorglich abgeschaltet werden. Dass das Umweltministerium
in Hannover sich aktuell seit Donnerstag nicht mehr zu dem Thema äußert,
ist mehr als bedauerlich."

Grundsätzlich fordert der BBU, dass das umstrittene AKW Grohnde sofort
abgeschaltet und endgültig stillgelegt wird. Seit der Inbetriebnahme des
AKW Grohnde gab es dort bereits 262 meldepflichtige Ereignisse. "Das
Niedersächsische Umweltministerium kann die Betriebsgenehmigung
aufheben. Damit würde auch die Produktion weiteren Atommülls
verringert", so Udo Buchholz.

BBU fordert auch die sofortige Stilllegung des AKW Lingen 2

Das AKW Grohnde sollte wegen der steigenden Wesertemperatur
voraussichtlich am Freitag (26. Juli 2019) gegen Mittag abgeschaltet
werden. Für diesen Zeitpunkt wurde für das Wasser der Weser die
kritische Temperatur von 26 Grad erwartet. Für das zweite in
Niedersachsen laufende Atomkraftwerk, das AKW Lingen 2, das sich am
Dortmund-Ems-Kanal befindet, wurde bisher keine Abschaltung aus
Witterungsgründen in Erwägung gezogen. Dennoch fordert der BBU ebenfalls
die Stilllegung dieses Atomkraftwerkes: "Auch im AKW Lingen 2 kam es
bereits immer wieder zu meldepflichtigen Ereignissen. Und der Reaktor
befindet sich in der Nähe des Bombenabwurfplatzes Nordhorn-Range. Ein
unfallbedingter Flugzeugabsturz auf das AKWwürde zu enormen
katastrophalen Auswirkungen führen. Umso mehr gilt dies für gezielte
Flugzeugabstürze. Diese können spätestens seit den Anschlägen auf das
World Trade Center nicht mehr ausgeschlossen werden," so Udo Buchholz
vom Vorstand des BBU.

Der BBU weist darauf hin, dass bereits mehr als 350 Organisationen mit
der Lingen-Resolution die sofortige Stilllegung des AKW Lingen 2 und der
benachbarten Brennelementefabrik in Lingen fordern. Nach den jüngsten
Protestkundgebungen vor dem AKW Lingen 2 planen derzeit
Anti-Atomkraft-Initiativen weitere Aktivitäten.

Grundsätzlich engagiert sich der BBU für die sofortige Stilllegung aller
AKW und sonstiger Atomanagen - bundesweit und international. Aktuell
ruft der BBU gemeinsam mit anderen Initiativen und Verbänden zur
Teilnahme an einer Kundgebung am 4. August 2019 vor der bundesweit
einzigen Urananreicherungsanlage in Gronau auf (13 Uhr).


Hintergrundinformationen:

Vorkommnisse in den AKW Grohnde und Lingen 2

https://www.bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202018/07.121.18.pdf

AKW und Flugzeugabstürze

https://bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202016/13.01.16.pdf

Lingen-Resolution

https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%20Juli%202019.pdf

Aufruf Kundgebung in Gronau am 4.8.19

https://bbu-online.de/Aktuelles/Aufruf%20PDF%20UAA-Kundgebung%2004.08.19.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 27. Juli 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 29. Juli 2019 
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ATOM/222: Halbwertzeit - schon wieder fünf vor zwölf ... (BBU)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schütttorf

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Internationale Ärzte für die Verhütung eines Atomkrieges/Ärzte in
sozialer Verantwortung (IPPNW)

Gemeinsame Pressemitteilung 24. Juli 2019

4. August 2019, 13 Uhr:

Kundgebung an Urananreicherungsanlage Gronau

"Kein atomares Wettrüsten - Urananreicherung sofort beenden - auch in
Gronau"



Friedens- und Anti-Atomkraft-Initiativen aus Westfalen und aus dem
Weser-Ems-Bereich rufen für Sonntag, 4. August 2019, um 13 Uhr zu einer
Friedenskundgebung vor der bundesweit einzigen Urananreicherungsanlage
im westfälischen Gronau auf. Auch der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU), die Ärzteorganisation IPPNW und der
NRW-Landesverband der Deutschen Friedensgesellschaft-Vereinigte
KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK) rufen zur Teilnahme an der Kundgebung
auf. Das Motto der Kundgebung lautet: "Kein atomares Wettrüsten -
Urananreicherung sofort beenden - auch in Gronau". Die Initiativen und
Verbände warnen eindringlich vor einem neuen atomaren Wettrüsten.

Anlässe der Kundgebung sind erstens das Auslaufen des
INF-Mittelstreckenvertrags am 2. August sowie die Jahrestage der
Atombombenabwürfe über Hiroshima und Nagasaki am 6. bzw. 9. August.
Zweitens kritisieren die Initiativen und Verbände die Aufkündigung des
Iran-Abkommens durch die USA, was die militärische Nutzbarkeit der
Urananreicherung erneut in den Mittelpunkt der politischen
Auseinandersetzung rückt. Der Iran hat nunmehr angefangen, höher
angereichertes Uran mit bis zu 20 % Uran 235 herzustellen. Die Gefahren
dieser unkontrollierten Urananreicherung sind nicht abzuschätzen.

Drittens lehnen die Initiativen und Verbände ausdrücklich die jetzigen
Versuche des auch in Gronau ansässigen Urananreicherers Urenco ab, in
den USA selbst Uran bis zu 20 % Uran 235 anreichern zu wollen. Damit
will auch der britisch-niederländisch-deutsche Urenco-Konzern den
gefährlichen Sektor zwischen ziviler und militärischer Nutzung der
Urananreicherung weiter beschreiten. Vor wenigen Tagen warnte Oliver
Meier, Experte der Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP), gegenüber
der Deutschen Presse Agentur mit Blick auf den Iran vor einer solchen
Höheranreicherung: "Wer auf 20 Prozent angereichert hat, hat 90 Prozent
der Arbeitsschritte bis zum waffenfähigen Uran hinter sich."

Die Initiativen und Verbände fordern deshalb von der Bundesregierung ein
Veto gegen diese unverantwortlichen Urenco-Pläne in den USA. Zudem
fordern sie von der Bundesregierung die Beendigung der Urananreicherung
in der Bundesrepublik Deutschland. "Wer im Iran und andernorts glaubhaft
für ein Ende der Urananreicherung und für Abrüstung werben will, muss
selbst mit gutem Beispiel vorangehen und zuhause freiwillig auf die
Urananreicherung verzichten. Das wäre ein international enorm wichtiges
politisches Signal - besonders in Zeiten, wo zentrale internationale
Abrüstungsabkommen auf der Kippe stehen. Die Urananreicherung in Gronau
wird beim Atomausstieg in der Bundesrepublik Deutschland nicht mehr
benötigt, die Bundesregierung muss diese einmalige Chance nun nutzen,"
erklärte Udo Buchholz vom Arbeitskreis Umwelt Gronau und
Vorstandsmitglied beim Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz.


Der gesamte Kundgebungs-Aufruf findet sich unter:

https://bbu-online.de/Aktuelles/Aufruf%20PDF%20UAA-Kundgebung%2004.08.19.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 24. Juli 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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ATOM/221: Halbwertzeit - erste Wahl für die zweite Klasse ... (IPPNW)


Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Pressemitteilung der Kampagne "Tokyo 2020 - The Radioactive Olympics" vom
24.07.2019

Ärzt*innen warnen vor "radioaktiven olympischen Spielen 2020"

Ein Jahr vor Beginn der Olympiade in Tokio - Der Super-GAU in Fukushima
ist nicht unter Kontrolle



Aktivist*innen der Kampagne "Tokyo 2020 - The Radioactive Olympics"
protestierten am Mittwoch, 24. Juli 2019 in Frankfurt am Sitz des Deutschen
Olympischen Sportbundes (DOSB). Die Kampagne wurde von der
Ärzteorganisation IPPNW und von japanischen und internationalen
Organisationen initiiert, um daran zu erinnern, dass der Super-GAU von
Fukushima von 2011 noch immer nicht unter Kontrolle ist. Anlass der Aktion
ist die feierliche Eröffnung der Olympischen Sommerspiele in Japan in einem
Jahr, am 24. Juli 2020. Die japanische Regierung plant die Austragung der
Baseball- und Softballspiel-Wettkämpfe in der Hauptstadt der Präfektur
Fukushima - 50 Kilometer vom havarierten Atomkraftwerk Fukushima Dai-ichi
entfernt. In nur 20 Kilometer Entfernung soll im J-Village, Aufenthaltsort
von überwiegend jungen Athlet*innen, zudem der olympische Fackel-Lauf
starten.

In Strahlenschutzanzügen, mit dem um ein Radioaktivititätszeichen ergänzten
olympischen Ringen sowie einer umgestalteten olympischen Fackel machten die
Aktivistist*innen auf die anhaltende Gefahr durch die havarierten Reaktoren
in Fukushima aufmerksam. Sie betonten, dass die Olympischen Spiele nicht
dazu missbraucht werden dürften, vom Schicksal der Betroffenen in Japan und
der anhaltenden radioaktiven Gefährdung der Menschen abzulenken.

Kampagnenvertreter Dr. Jörg Schmid (IPPNW) erklärte: "Wir verstehen die
Ausrichtung der Olympiade als Versuch, der Welt Normalität zu präsentieren,
obwohl es keine Normalität in den von Strahlung betroffenen Gebieten Japans
gibt". Er appellierte an die Athlet*innen und die Sport-Funktionäre, sich
der anhaltenden Probleme der Bevölkerung bewusst zu sein, die dauerhaft in
den radioaktiv kontaminierten Regionen Nordost-Japans lebt. Diese müssten
Strahlendosen als normal hinzunehmen, die gegen internationale Regularien
des Strahlenschutzes verstoßen. "Die Bevölkerung wird bewusst einer
deutlichen Gesundheitsgefährdung ausgesetzt. Das ist nicht hinnehmbar", so
Schmid.

Verlesen wurde der Brief des Vorsitzenden einer Klägergruppe gegen das
japanische Energieversorgungsunternehmen Tepco Takashi Nakajima, der der
japanischen Regierung "Lügen über Fukushima" vorwirft und auf die
anhaltende radioaktive Kontamination des Meerwassers hinweist: "Wenn man
versucht, die Atomkatastrophe zu verschleiern, die Untersuchungen der
Ursachen und der wirklichen Schäden nicht vornimmt und den Opfern nicht
hilft, besteht die große Möglichkeit, dass sich solch eine Atomkatastrophe
wiederholen wird."

Dr. Anette Bänsch-Richter-Hansen (IPPNW) wies darauf hin, dass Sportstätten
in Fukushima-Stadt sowohl aus symbolischen als auch aus politischen
Beweggründen heraus für die Austragung von Softball- und Baseballspielen
ausgewählt worden seien. Hier sollten sogar die symbolträchtigen ersten
Wettkämpfe der Olympischen Spiele stattfinden. "Es ist zynisch, dass in
Fukushima keine westlichen Teams antreten werden, sondern vor allem
asiatische Mannschaften. Westlichen Athleten wäre die Austragungsstätte
wohl nicht zu vermitteln gewesen," so Bänsch-Richter-Hansen.

Yoko Schlütermann (Deutsch-japanische Gesellschaft, Dortmund) forderte den
Präsidenten des Deutschen Olympischen Sportbundes, Alfons Hörmann, in einem
Schreiben auf, auf die Wettkämpfe in Fukushima-Stadt zu verzichten. Sie
wies zudem darauf hin, "dass die Dekontaminationsarbeiten in Fukushima
wegen der Olympischen Spiele nicht vorankommen, da viele Bauarbeiter in
Tokyo eingesetzt werden".


Eine IPPNW-Information zu den Olympischen Spielen 2020 in Japan
finden Sie unter:

ippnw.de/bit/info-tokyo_de

Weitere Informationen zu der Kampagne "The Radioactive Olympics" finden Sie
unter:

www.radioactive-olympics.org

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 24. Juli 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin
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IN EIGENER SACHE/005: Fünf Tage Urlaub ... (SB)




Liebe Leserin, lieber Leser,

ein spontaner Redaktionsbeschluß hat ergeben, daß die redaktionelle 
Tätigkeit von Mittwoch, den 24.07.2019 bis einschließlich Sonntag, 
den 28.07.2019 für einen kurzen Urlaub vollständig ausfallen wird 
und deshalb in dieser Zeit in der täglichen Online-Ausgabe des 
Schattenblick keine Nachrichten, Reportagen, Berichte und 
Tagesmeldungen zu erwarten sind.

Ab Dienstag, den 30.07.2019 treten wir dann wieder verläßlich mit den 
Ihnen vertrauten Textangeboten in regelmäßige Erscheinung.

In der Hoffnung auf Ihr Verständnis verbleibt 

mit sommerlichen Grüßen,

Ihre Schattenblick-Redaktion

23. Juli 2019
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KOHLEALARM/626: Klimakampf und Kohlefront - im Angesicht der Schäden ... (Klimacamp im Rheinland)


Klimacamp im Rheinland - 23. Juli 2019

Klimacamp im Rheinland feiert im August 10. Jubiläum +++ Mehrere hundert
Menschen erwartet, die sich gegen die Klimakrise einsetzen



Erkelenz. Bereits zum zehnten Mal in Folge findet diesen Sommer das
Klimacamp im Rheinland statt. Vom 15.-27. August werden mehrere hundert
Menschen erwartet, die in der Nähe von Erkelenz gemeinsam ein Camp
errichten und damit ein weiteres Zeichen gegen die Braunkohle in der
Region und darüber hinaus setzen. Das Camp wird neben einer Vielzahl an
Workshops auch wieder eine bunte Mischung an Aktionen gegen die
Braunkohle bieten. So ruft das Aktionsbündnis "Kohle erSetzen!" zu einer
Blockadeaktion vom 22.-25. August im Rheinland auf, mit dem Ziel, erneut
in der Form von zivilen Ungehorsams die Kohleinfrastruktur von RWE zu
blockieren. Mehrere hundert Menschen werden erwartet, an dieser Aktion
teilzunehmen. Darüber hinaus bietet das Klimacamp auch in diesem Jahr
wieder Raum für mehrere Konferenzen. So findet die mehrtätige und
internationale Konferenz "By 2020 we rise up" auf dem Camp statt, die
Klimaaktivist*innen aus ganz Europa zusammenbringt um Strategien für
effektiven Klimaaktivismus in den kommenden Jahren zu koordinieren.
Neben diversen weiteren Angeboten zur Bildung und Vernetzung ist auch
für die Jüngeren etwas dabei: als Besonderheit dieses Jahr steht ein
Kinder- und Jugendprogramm im Vordergrund, das jüngere Menschen in die
Themen Klimagerechtigkeit und den damit verbundenen nötigen Systemwandel
einführt.

"Die Bewegung für Klimagerechtigkeit wächst rasant. Auf dem Klimacamp
wird die oft abstrakte Vorstellung der Klimakrise erfahrbar, denn hier
am Rande der riesigen Tagebaue und der verlassenen Dörfer ist die
Zerstörung sichtbar. Gleichzeitig macht das Camp den Menschen Mut, sich
für eine gerechtere Welt zu engagieren. Wir wollen den Menschen vor Ort
und der Klimabewegung mit dem Klimacamp einen Ort der Vernetzung
bieten." so Jette Monberg für das Klimacamp im Rheinland.

Monberg ergänzt: "Auf dem Klimacamp probieren wir aus, wie eine
Gesellschaft ohne Ausbeutung von Menschen, Tieren und Mitwelt aussehen
könnte. Wir treffen Entscheidungen gemeinsam, produzieren unseren Strom
selbst aus erneuerbaren Quellen und setzen uns auch mit Diskriminierung
innerhalb der Klimagerechtigkeitsbewegung auseinander."
Das rheinische Braunkohlerevier ist die größte CO2-Quelle Europas. Für
den Kohleabbau werden Menschen zwangsumgesiedelt, Dörfer und
Landschaften zerstört. Um dem entgegenzutreten, wurde 2010 das erste
Klimacamp im Rheinland initiiert. 2017 gab es mit rund 3000
Teilnehmenden das bis dato größte Klimacamp im Rheinland. In jüngster
Zeit wurden die Verbindungen zu den Anwohner*innen intensiviert und
Gespräche mit der Bergbau-Gewerkschaft IG BCE ausgebaut, um eine breite
Debatte über die Zukunft des Rheinischen Reviers anzustoßen. Das Bündnis
"Alle Dörfer bleiben", in welchem Betroffene aus den verschiedenen
Abbaugebieten in Deutschland gemeinsam mit Aktiven aus der
Klimagerechtigkeitsbewegung kämpfen, ist u.a. unter Mitwirkung des
Klimacamps im Rheinland entstanden.

Das Klimacamp ist Teil eines Sommers der Klimagerechtigkeitsbewegung im
Rheinland. Bereits im Juni folgten 6000 Menschen erneut dem Aufruf von
Ende Gelände und traten aus ganz Europa die Reise ins Rheinland an, um
durch verschiedenste Blockaden ein Zeichen gegen den dortigen Raubbau zu
setzen. Gleichzeitig protestierten 8.000 Menschen für den Erhalt der
durch die Tagebaue bedrohten Dörfer. Auch die Schüler*innen von Fridays
for Future protestieren weiterhin jeden Freitag und erhoben am 22. Juni
in Aachen ihre Stimmen mit der bisher größten Klimademonstration
Deutschlands.

http://www.klimacamp-im-rheinland.de/

Twitter: https://twitter.com/klimacamp

 * 

Quelle:

Klimacamp im Rheinland

E-Mail: presse-klimacamp@riseup.net

Internet: http://www.klimacamp-im-rheinland.de/
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AKTION/7265: Berlin - Humboldts Sommerfest, 29.08.2019


Humboldt-Universität zu Berlin

Humboldts Sommerfest

Die HU feiert den 250. Geburtstag Alexander von Humboldts mit einem
Sommerfest für alle - open air und Eintritt frei.



Wie kaum ein anderer Wissenschaftler verstand es Alexander von Humboldt,
die Menschen gleichermaßen zu unterhalten und zu faszinieren. Die
Humboldt-Universität zu Berlin (HU) feiert am Donnerstag, 29. August 2019
den Forscher, Weltreisenden und Vordenker der Globalität mit einem großen
Sommerfest für alle. Die Universität lädt mit Wissenschaftskabarett,
Führungen, Lesungen, Podiumsdiskussionen, Musik und Kinderprogramm zu
einer Entdeckungsreise durch Hauptgebäude, Sammlungen und das 
Grimm-Zentrum ein. Das Sommerfest ist Teil der Festwoche der HU zum 250.
Geburtstag Alexander von Humboldts. Der Eintritt ist frei.

Studierende der HU stellen eigene Forschung rund um Alexander von Humboldt
vor, Schüler präsentieren Projekte zur Nachhaltigkeit. Sammlungen, Archive
und Büros der HU öffnen ihre Tore, Führungen erkunden verborgene Winkel
und wenig bekannte Artefakte des Hauptgebäudes. Der Architekt Max Dudler
spricht über die Zukunftsmodelle von Bibliotheken und führt durch das von
ihm entworfene Grimm-Zentrum. Historikerinnen und Historiker erklären die
Universitätsarchitektur zu Zeiten Humboldts. Die Biographen Rüdiger
Schaper und Frank Holl greifen Kontroversen rund um Humboldt auf.
Forscherinnen und Forscher aus Deutschland und Großbritannien diskutieren
die Migration von Ideen und Menschen und deren Folgen für die
Wissenschaft. Anne-Christin Mittwoch spricht in ihrer Kosmos-Lesung über
Nachhaltigkeit im Finanzwesen und was das Recht damit zu tun hat. Die HU
Big Band sorgt für den nötigen Swing und die Science Busters beweisen mit
ihrem Wissenschaftskabarett, dass Forschung auch äußerst unterhaltsam ist.


Weitere Informationen unter:

https://hu.berlin/sommerfest250

https://hu.berlin/festwoche250

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin, 22.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/5044: Bielefeld - Polnisch für Einsteiger, 5 Termine 5.8.-9.8.2019


Stadt Bielefeld

Polnisch lernen mit der VHS



Bielefeld (bi). In der Ravensberger Spinnerei startet am Montag, 5.
August, ein Polnisch-Kurs für Einsteiger. An fünf Abenden, von Montag
bis Freitag, erhalten Interessierte jeweils von 18.15 bis 20.15 einen
Einstieg in die polnische Sprache. Die muttersprachliche Trainerin
Agnieszka Galinski gibt außerdem einen Einblick in Kultur und
Lebensart der östlichen Nachbarn. 

Infos und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 51-6811.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 22. Juli 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/364: Schrumpfende Freiräume oder lebendige Zivilgesellschaft? (ROBIN WOOD magazin)


ROBIN WOOD magazin - Nr. 141/2.2019

shrinking spaces

Schrumpfende Freiräume oder lebendige Zivilgesellschaft?

von Ute Bertrand



Ein Schlagwort macht die Runde: "shrinking spaces" - schrumpfende
Freiräume. Dass dies nicht nur in autoritär geführten Staaten Realität
ist, sondern auch in Deutschland Freiräume der Zivilgesellschaft mehr
und mehr beschnitten werden, treibt zurzeit viele um.


Eine starke Zivilgesellschaft lebt davon, dass sich Menschen -
auch außerhalb von Parteien - politisch einmischen. Das bestehende
Recht zieht aber Grenzen für gemeinnützige Vereine, die sich selbstlos
für das Allgemeinwohl engagieren und daher steuerrechtliche Vorteile
haben.

Kürzlich wurde deutlich, wie eng der Bundesfinanzhof (BFH) diese
Grenzen interpretiert. Das oberste Finanzgericht beschäftigte sich mit
der Frage, ob der Trägerverein des globalisierungskritischen Netzwerks
Attac gemeinnützig ist und urteilte: "Die Verfolgung politischer
Zwecke ist im Steuerrecht nicht gemeinnützig. Gemeinnützige
Körperschaften haben kein allgemeinpolitisches Mandat." (Urteil vom
10.1.2019, V R 60/17)

Die Entscheidung wird dazu führen, dass Attac wohl endgültig die
Gemeinnützigkeit verliert, wenn das Urteil nach dem noch ausstehenden
Spruch des Hessischen Finanzgerichts rechtskräftig wird. Attac will
sich mit einer Verfassungsbeschwerde wehren - auch im Bewusstsein,
dass dieser Streit Auswirkungen auf die gesamte Zivilgesellschaft
haben wird und einen Dominoeffekt auslösen könnte.

Gefährlicher Dominoeffekt

Noch ist das Urteil nicht bindend für die Finanzämter. Doch schon
jetzt macht sich Verunsicherung bei zahlreichen Vereinen breit, die
nun ebenfalls befürchten, "zu politisch" zu sein und dadurch die
Gemeinnützigkeit zu verlieren. Denn das hat einschneidende, mitunter
existentielle Folgen für die betroffenen Organisationen: Insbesondere
dürften sie keine Spendenbescheinigungen mehr ausstellen; Förder*innen
könnten ihre Spenden nicht mehr bei der Steuererklärung geltend
machen. Außerdem könnte bei Interessierten der Eindruck entstehen, bei
dem Verein stimme etwas nicht, wenn ihm die Gemeinnützigkeit aberkannt
wird.

Besonders im Fokus stehen durch das BFH-Urteil Vereine, deren
Satzungszweck die Förderung der Bildung und des demokratischen
Staatswesens ist, also weniger Umweltorganisationen, die aufgrund
ihres selbstlosen Einsatzes für den Umwelt- und Naturschutz als
gemeinnützig anerkannt sind.

Doch auch Umweltvereine sehen sich mit Angriffen auf ihre
Gemeinnützigkeit konfrontiert. So beschloss die CDU im Dezember 2018
auf ihrem Parteitag in Hamburg, die Gemeinnützigkeit der Deutschen
Umwelthilfe (DUH) solle überprüft werden - obwohl dafür die
Finanzämter zuständig sind und die seit über 40 Jahren der DUH
regelmäßig - deren Gemeinnützigkeit bestätigen. Doch die CDU ärgert,
dass die DUH den Dieselskandal aufgedeckt hat sowie beharrlich und
zurecht darauf pocht, dass Vorschriften und Grenzwerte für saubere
Luft eingehalten werden.

Auto-Lobby: Mit dem Steuerrecht gegen Umweltschützer*innen

Der Partei-Antrag zur Prüfung der Gemeinnützigkeit kam ausgerechnet
aus dem CDU-Bezirksverband Nordwürttemberg und damit aus einer Region,
in der Daimler, Porsche und Audi angesiedelt sind. Matthias Wissmann,
einer der einflussreichsten Seitenwechsler von der Politik
(Bundesverkehrsminister unter Helmut Kohl) zur Autolobby (Präsident
des Verbands der Automobilindustrie), ist Ehrenvorsitzender dieses
CDU-Bezirksverbandes. Initiiert wurde der Antrag von Steffen Bilger,
dem Vorsitzenden des Bezirksverbandes, der zugleich parlamentarischer
Staatssekretär im Bundesverkehrsministerium ist. Dort haben die
Umweltschützer*innen der DUH offenbar ins Schwarze getroffen. Doch die
Bundesregierung nimmt nicht die Autoindustrie an die Kandare, vielmehr
werden die Handlungsräume der Umweltschützer*innen angegriffen. Eine
Methode: den Geldhahn abdrehen.

Dass nicht die Verursacher des Schmutzes an den Pranger gestellt
werden, sondern diejenigen, die auf den Schmutz hinweisen, ist auch in
einer weiteren Branche zu beobachten: Die Landwirtschafts-Lobby wehrt
sich - nicht gegen die tierquälerischen Praktiken der Landwirte,
sondern gegen diejenigen, die Missstände und Behördenversagen
aufdecken und öffentlich machen. Dabei bekommen sie Unterstützung aus
der FDP. Führende Repräsentanten der Tierrechtsorganisation Peta
würden Straftaten wie Einbrüche in Viehställe legitimieren, behauptet
die FDP-Fraktion in einem Antrag, den sie im Juni 2018 in den
Bundestag eingebracht hat. Sie dürften daher grundsätzlich nicht mehr
in den Genuss der Steuerbegünstigung der Gemeinnützigkeit kommen,
fordert die FDP.

Auf eine Stärkung der Zivilgesellschaft zielt hingegen die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen ab. Sie brachte im Januar 2019 einen Antrag ein
mit dem Titel "Gemeinnützigkeit braucht Rechtssicherheit statt
politischer Willkür".

Die Parteien positionieren sich, weil das Bundesfinanzministerium
zurzeit an der Novellierung der gesetzlichen Grundlage des
Gemeinnützigkeitsrechts, der so genannten Abgabenordnung, arbeitet.

Für ein modernes Gemeinnützigkeitsrecht

Jetzt sind viele wachgerüttelt - und das bietet auch Chancen, sich
gemeinsam stark zu machen für eine Modernisierung des
Gemeinnützigkeitsrechts.

Zu diesem Zweck hat sich die Allianz "Rechtssicherheit für politische
Willensbildung" gegründet, in der auch ROBIN WOOD aktiv ist (s.
Kasten). Im März dieses Jahres trafen sich mehr als 30 Vereine in
Berlin und beratschlagten, wie sie gemeinsam der Zivilgesellschaft den
Rücken stärken und darauf hinwirken können, dass die Förderung der
politischen Willensbildung als gemeinnützig anerkannt wird. Denn
außerhalb der Parlamente braucht es Bewegungen und Akteur*innen, die
sich politisch einmischen und sich in Vereinen organisieren. Damit
Erfahrungen und Wissen an Jüngere weitergeben werden und für die
Kontinuität der politischen Arbeit gesorgt ist, sind gesicherte
Strukturen notwendig.

Anfang Texteinschub

Das fordert die Allianz "Rechtssicherheit für politische
Willensbildung" 


In der Allianz "Rechtssicherheit für politische Willensbildung" haben
sich rund 100 Vereine und Stiftungen zusammengeschlossen. Sie wollen
die Gemeinnützigkeit für Organisationen der Zivilgesellschaft sichern,
die Beiträge zur politischen Willensbildung leisten.


Gemeinsam verfolgen sie das Ziel eines modernen
Gemeinnützigkeitsrechts. Dafür muss die Abgabenordnung (AO) geändert
werden. Insbesondere soll die Liste der gemeinnützigen Zwecke ergänzt
werden. Themen wie die Förderung der Verwirklichung von Grundrechten,
Frieden, soziale Gerechtigkeit, Klimaschutz, informationelle
Selbstbestimmung, Menschenrechte und Gleichstellung der Geschlechter
sollen ergänzt werden. Auch kommunalpolitische Ziele zu verfolgen,
soll gemeinnützigen Vereinen möglich sein. Außerdem soll klargestellt
werden, dass es die Gemeinnützigkeit eines Vereins nicht gefährdet,
wenn er sich an der politischen Willensbildung beteiligt.


Die Änderung der AO erfordert ein Gesetzgebungsverfahren.
Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) könnte aber auch in Eigenregie
die Rechtssicherheit für zivilgesellschaftliche Organisationen
deutlich erhöhen. Dafür müsste er den Anwendungserlass zur
Abgabenordnung (AEAO) von den Beschränkungen zur Beeinflussung der
staatlichen Willensbildung befreien.


Mehr Infos: 

https://www.zivilgesellschaft-ist-gemeinnuetzig.de/forderungen/

Ende Texteinschub


Es gehört zur DNA von Bewegungen wie der Klima- und
Umweltbewegung, dass sie aus der Sache heraus kritisch sind. Die
Umweltbewegung "ist die entscheidende Kraft für die großen
Demonstrationen etwa zum Klimaschutz, Atomausstieg oder auch für die
Erhaltung des Hambacher Waldes, für einen gerechten Welthandel oder
für eine nachhaltige Landwirtschaft", heißt es in einer im April 2019
veröffentlichten Erklärung von mehreren Umweltverbänden und dem
Deutschen Naturschutzring, zu dem auch ROBIN WOOD gehört. "Wir
engagieren uns für das Allgemeinwohl und sind deshalb unbequem, ja
müssen unbequem sein."

Es gilt, sich jetzt nicht einschüchtern zu lassen und zusammen für
eine Demokratie einzustehen, in der sich die Teilhabe von Bürger*innen
nicht im Kreuzchenmachen alle paar Jahre erschöpft.

Ute Bertrand Pressesprecherin ROBIN WOOD 

 * 

Quelle:

ROBIN WOOD-Magazin Nr. 141/2.2019, Seite 12 - 13

Zeitschrift für Umweltschutz und Ökologie

Verlag:

ROBIN WOOD-Magazin

Bundesgeschäftsstelle

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg (Harburg)

Tel.: 040/380 892-0, Fax: 040/380 892-14

E-Mail: magazin[at]robinwood.de

Internet: http://www.robinwood.de

 

Erscheinungsweise: vierteljährlich

Jahresabonnement: 12,- Euro inkl. Versand

Der Bezug des ROBIN WOOD-Magazins

ist im Mitgliedsbeitrag enthalten
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LESUNG/6454: Hamburg - Ursula März, »Tante Martl«, 13.08.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im August 2019

Dienstag, 13.8.2019, 19.30 Uhr

Ursula März

liest aus ihrem neuen Roman »Tante Martl«

Moderation: Luzia Braun



Bekannt als Literaturkritikerin aus der Literaturhaus-Reihe »März &
Moritz & 1 Gast« sowie dem Feuilleton der »Zeit«, legt Ursula März nun
ihr Romandebüt vor. In »Tante Martl« stellt sie eine unscheinbare,
höchst eigentümliche Protagonistin vor. Martl ist die ungeliebte,
dritte Tochter eines Vaters, der nur Söhne wollte, und verlässt doch
nie das Elternhaus in der westpfälzischen Kleinstadt. Neben ihrem
Beruf als Volksschullehrerin pflegt sie den Vater und findet
vielleicht auch deshalb keinen Mann, um wie ihre Schwestern eine
Familie zu gründen. Wie sich Tante Martl dennoch den Weg aus den
Familienfesseln in die Selbstständigkeit bahnt und dann sogar vor
einer Fernsehkamera landet, erzählt die Autorin voller Humor und
Empathie.

Ursula März schreibt seit Anfang der 1990er-Jahre unter anderem für
die Kulturzeitschrift »Kursbuch«, die »Frankfurter Rundschau« und »Die
Zeit«. Zuvor studierte sie Literaturwissenschaften und Philosophie in
Köln und Berlin. Für ihre journalistische Arbeit erhielt sie 1991 den
Preis der Casinos Austria für internationale Publizistik und 2005 den
Berliner Preis für Literaturkritik. Nach zwei Erzählungsbänden
veröffentlicht Ursula März mit »Tante Martl« (Piper) ihren ersten
Roman.

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6453: Hamburg - Simon Strauß, »Römische Tage«, 06.08.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im August 2019

Dienstag, 6.8.2019, 19.30 Uhr

Simon Strauß

liest aus seinem neuen Buch »Römische Tage«

Moderation: Ijoma Mangold



Für sein Debüt »Sieben Nächte« wurde er zur neuen Stimme seiner
Generation erkoren, nun legt Simon Strauß sein zweites Buch vor. In
»Römische Tage« (Tropen) lässt Strauß seinen jungen Protagonisten für
die Dauer eines Sommers durch die ewige Stadt streifen, wobei sich
Vergangenheit und Gegenwart verweben. Er sieht den Mord an Caesar am
Largo Argentino vor sich, genauso wie das bunte Treiben der
Einheimischen, Migranten, Gläubigen, Touristen und Bettler. Lange
zurückliegende Zeiten, eigene Erinnerungen und Beobachtungen
beschäftigen den Erzähler, der mit dem Ziel, der Gegenwart zu
entkommen, nach Rom gereist ist. Hier trifft er auf außergewöhnliche
Menschen, findet die Liebe und auch ein wenig sich selbst - all das
beschreibt der Autor in einer Geschichte voller Leichtigkeit und
Melancholie.

Simon Strauß wurde 1988 in Berlin geboren. Nach dem Studium der
Altertumswissenschaften und Geschichte in Basel, Poitiers und
Cambridge promovierte er 2017 an der Humboldt-Universität zu Berlin
mit einer althistorischen Arbeit über Konzeptionen römischer
Gesellschaft. Strauß lebt in Frankfurt und ist als Redakteur im
Feuilleton der »Frankfurter Allgemeinen Zeitung« tätig. Zudem ist er
Mitgründer der Gruppe »Arbeit an Europa«.

Kulturpartner NDR Kultur

Eintritt: EUR 14,-/10,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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TREFF/1222: Hamburg - Welche Zukunft hat das Lesen? (1), Gesprächsrunde mit A.M. Jacobs, K. Boie, L. Müller, 27.08.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im August 2019

Dienstag, 27.8.2019, 19.30 Uhr

Welche Zukunft hat das Lesen? (1)

Lesen, um die Welt zu verstehen - eine Gesprächsrunde mit Arthur M.
Jacobs, Kirsten Boie und Lothar Müller

Moderation: Christoph Bungartz



Das Lesen scheint bedroht, die Zahl der aktiven Leserinnen und Leser
zu schwinden. Doch was hat es mit diesen Untergangsszenarien auf sich?
Verlieren wir die Kulturtechnik des Lesens wirklich, oder verändert
sich diese nur, weil wir zunehmend nicht mehr über die altvertrauten
Medien lesen?

Welche Zukunft hat das Lesen? Dieser Frage geht ein dreiteiliger
Gesprächszyklus nach, dessen erster Abend sich der Bedeutung des
Lesens für unser Weltverständnis widmet. Was heißt es, sich lesend der
Welt zu nähern? Welche neuropsychologischen Prozesse laufen beim Lesen
ab?

Darüber unter anderem diskutieren Arthur M. Jacobs, Professor an der
FU Berlin im Arbeitsbereich Allgemeine und Neurokognitive Psychologie
und zusammen mit Raoul Schrott Autor des Buches »Gehirn und Gedicht -
Wie wir unsere Wirklichkeiten konstruieren« (Hanser), die vielfach
ausgezeichnete Kinder- und Jugendbuchautorin Kirsten Boie, die zuletzt
die Hamburger Erklärung »Jedes Kind muss lesen lernen!« initiierte,
und der Journalist der »Süddeutschen Zeitung« und
Kulturwissenschaftler Lothar Müller, der in seinem Buch »Weiße Magie«
(Hanser) die »Epoche des Papiers« beschrieb und zuletzt mit »Freuds
Dinge« (Die Andere Bibliothek) für den Preis der Leipziger Buchmesse
nominiert war.

Weitere Termine:

Lesen(d) lernen - Bildung und Lesen

Jürgen Kaube, Jöran Muuß-Merholz und Sabine Uehlein

Moderation: Katrin Hörnlein

24. September 2019, 19.30 Uhr,

Eintritt: EUR 14,-/10,- (Vorverkauf ab 15.8.2019)

Where are all the readers gone?

Sandra Kegel, Ute Schneider und Alexander Skipis

Moderation: Rainer Moritz

29. Oktober 2019, 19.30 Uhr,

Eintritt: EUR 14,-/10,- (Vorverkauf ab 15.9.2019)

In Kooperation mit der Kursbuch Kulturstiftung und mit freundlicher
Unterstützung der ZEIT-Stiftung Ebelin und Gerd Bucerius,
Medienpartner NDR Info

Eintritt: EUR 14,-/10,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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AUSSICHTEN/8709: Und morgen, den 24. Juli 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 24.07.2019 bis zum 25.07.2019 +++






[image: Jean-Luc 8709 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Trocken, heiß,

Jean-Luc taucht

ohne Schweiß,

Wasser schlaucht.
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INFOPOOL / EUROPOOL / WIRTSCHAFT





STELLUNGNAHME/004: Kommentar Felbermayr - "Die EU sollte den Brexit-Prozess neu aufs Gleis setzen" (idw)


Institut für Weltwirtschaft (IfW) - 23.07.2019

"Die EU sollte den Brexit-Prozess neu aufs Gleis setzen"

Kommentar von Gabriel Felbermayr, Präsident des Instituts für
Weltwirtschaft Kiel (IfW Kiel), zur Wahl von Boris Johnson als Chef der
britischen Konservativen



Grundsätzlich ändert sich trotz der Wahl des Brexit-Hardliners Boris
Johnson zum neuen Premierminister in Großbritannien zunächst wenig. Auch
er wird wohl die Quadratur des Kreises nicht schaffen und eine Mehrheit im
Unterhaus organisieren können, ohne mit der EU ein neues Abkommen zu
verhandeln. Aber die EU wird ihm jetzt nicht die Zugeständnisse machen,
die sie Theresa May verweigert hat, und das Londoner Parlament wird sich
weiter gegen einen ungeregelten Brexit zur Wehr setzen. Außerdem kann sich
Johnson kaum für das von May ausgehandelte Austrittsabkommen stark machen,
das er so bekämpft hat. Ob er wirklich einen Plan hat, wird sich jetzt
rasch herausstellen. Aber: Mit seiner provokanten Art ist er sicher nicht
die Person, die das so zerstrittene Land einen und die Brücken nach
Brüssel bauen kann.

Ich bezweifele, dass sich der 31.10. als Termin für den Brexit halten
lässt. Also läuft alles auf Neuwahlen hinaus, mit sehr unsicherem Ausgang,
denn klare Mehrheiten sind nicht in Sicht. Die Hängepartie geht also
weiter, und mit der Dauer wachsen die ökonomischen Schäden. Schon jetzt
liegt das britische BIP um 2,5 Prozent unter dem Pfad ohne einen Brexit.
Die EU sollte den ganzen Brexit-Prozess neu aufs Gleis setzen und sich
dafür die nötige Zeit nehmen. Die schnelle Abfolge von Deadlines bringt
nichts. Das Austrittsabkommen sollte in ein langfristiges Handelsabkommen
eingebunden werden, das auf eine erweiterte Zollunion mit Stimmrechten für
das Vereinigte Königreich hinauslaufen sollte. Dafür muss die EU endlich
strategisch vorgehen, das heißt, vom Dogma der Untrennbarkeit der vier
Freiheiten abrücken und dem Vereinigten Königreich und in gleicher Weise
auch der Schweiz, die maximale wirtschaftliche Integration, die ohne
politische Union machbar ist, anbieten."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2084

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Weltwirtschaft (IfW), 23.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / EUROPOOL / WIRTSCHAFT





UNTERNEHMEN/221: "No Deal" als wahrscheinlichste Brexit-Variante bei deutschen Finanzchefs (idw)


IUBH Internationale Hochschule GmbH - 22.07.2019

IUBH-Studie: "No Deal" als wahrscheinlichste Brexit-Variante bei deutschen
Finanzchefs



Morgen entscheidet sich, wer neuer Premierminister in Großbritannien wird
- und damit den weiteren Verlauf des Brexits maßgeblich prägen wird. Noch
sind alle Optionen vom "No Deal"-Brexit bis hin zum Rücktritt vom Austritt
offen. Doch deutsche Finanzchefs halten inzwischen die ungeordnete
Austrittsvariante am wahrscheinlichsten - das ergab die Studie
"CFO-Monitor" der IUBH Internationalen Hochschule unter rund 250 Chief
Financial Officers (CFO) mittelständischer und großer Unternehmen in
Deutschland. Ein Viertel messen dem Ausgang hohe bis sehr hohe Relevanz
für das eigene Unternehmen bei.


CFO-Einschätzung zum Brexit überwiegend kritisch

Im IUBH-Forschungsprojekt wurden deutsche Finanzentscheider im Mai und
Juni dieses Jahres zur Relevanz des Themas für ihr Unternehmen, zu 
Brexit-bezogenen Maßnahmen und der wahrscheinlichsten Austrittsvariante 
befragt. Dass rund ein Drittel die "No Deal"-Variante erwarten, sei 
"überraschend", so Studienleiterin Prof. Dr. Silke Jütte. "Das zeigt 
deutlich, dass die CFOs kein Vertrauen in die Fähigkeit der Politik 
mehr haben, bei diesem Thema noch zu tragfähigen Kompromissen zu 
kommen."

Die wichtigsten Ergebnisse der ersten Auflage des CFO-Monitors zum
Sonderthema Brexit lauten:

• Ausgang der Verhandlungen: Knapp ein Drittel der Befragten erwartet
einen "No Deal"-Austritt ohne vorheriges Austrittsabkommen. Ein Viertel
der Befragten glaubt an einen neu verhandelten Deal, gerade einmal 20%
geben dem bereits ausgehandelten Deal noch eine Chance und mit 18% noch
weniger erwarten einen Rücktritt vom Brexit.

• Vorbereitungsmaßnahmen: Die Mehrheit (79%) der Befragten gaben an,
für den Brexit bereits Maßnahmen getroffen zu haben. Die meistgenannte
Vorbereitungsmaßnahme lautete Konzentration auf alternative Märkte - "dies
ist eine Reaktion, die Sorgen um eine nachhaltige Beeinträchtigung der
britischen Wirtschaft berechtigt erscheinen lassen", so Jütte. Erhöhung
der Lagerhaltung, interne organisatorische Maßnahmen, Erhöhung
finanzieller Rücklagen und proaktive Preisanpassungen wurden ebenfalls
häufig genannt.

• Unmittelbare Folgen: Mit rund zwei Dritteln sieht die Mehrheit der
befragten Finanzchefs die Folgen des Brexits für das britische Königreich
negativ bis sehr negativ. Rund 15% erwarten sogar eine schwere
Wirtschaftskrise mit einem Absinken des britischen BIP um mehr als 10%.

• Langfristige Folgen: Auch halten es gut zwei Drittel der Befragten in
verschiedenen Graden für wahrscheinlich, dass die Briten nicht als Einzige
die EU verlassen.

• Relevanz für das eigene Unternehmen: 54% der befragten
Finanzentscheider messen dem Brexit aus Sicht ihres Unternehmens niedrige
bis gar keine Relevanz bei. Für immerhin ein Viertel der Unternehmen hat der
Brexit hohe oder sehr hohe Relevanz - besonders betroffen ist hierbei das
verarbeitende Gewerbe.

"Interessanterweise sehen fast die Hälfte der Befragten, trotz der
überwiegend negativen Einschätzung über die Folgen, den Brexit als -
richtig - für das britische Volk an", so Prof. Dr. Arne Schulke,
Mitinitiator des Projekts. "Dies kann einer gewissen Genervtheit gegenüber
dem Thema entspringen, wie ein Kommentar eines CFOs zum Thema gut
widerspiegelt: Mir egal welcher Brexit, aber bitte gestern."

Der erste CFO-Monitor steht ab sofort zum Download bereit

Die erste Auflage des CFO-Monitors, der gemeinsam von der IUBH und der
Mittelstandsberatung Allfoye als Kooperationspartner finanziell gefördert
wird, kann unter www.cfo-monitor.de oder
www.iubh-university.de/publikationen/
heruntergeladen werden. Jede Ausgabe des
Monitors beschäftigt sich neben den "Top Ten"-Fragen zu Geschäftslage,
Strategien und Risikobewertung mit einem Sonderthema, das die Teilnehmer
im Vorhinein auch selbst bestimmen können - in der ersten Auflage wurde
die Einschätzung zum Thema Brexit erhoben.


Originalpublikation:

https://www.iubh-university.de/forschung/projekte/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2019

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

IUBH Internationale Hochschule GmbH, 22.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/393: Archäologe aus dem Jemen erforscht an der Universität Jena die Geschichte seines Heimatlandes (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 19.07.2019

Archäologe aus dem Jemen erforscht an der Universität Jena die Geschichte
seines Heimatlandes



Der Jemen blickt auf eine herausragende vorislamische Geschichte zurück.
Eine wissenschaftliche Erforschung dieser Vergangenheit ist für
jemenitische Forscher allerdings derzeit aufgrund des Bürgerkriegs nahezu
unmöglich. Ihre Geschichte können die Jemeniten deshalb nur im Ausland
erforschen. Vor allem die Friedrich-Schiller-Universität Jena als
wichtiges Zentrum für dieses Fachgebiet empfängt deshalb immer wieder
Gastwissenschaftler aus der Region. Aktuell forscht Dr. Mohammed Ali Abdo
Al-Hajj drei Monate lang am Lehrstuhl für Semitische Philologie und
Islamwissenschaft - unterstützt von der Gerda Henkel Stiftung.

Dank der biblischen Königin gilt das Reich Saba als das wohl berühmteste
in der jemenitischen Geschichte. Doch ist es bei weitem nicht das einzige
antike Zentrum im Süden der südarabischen Halbinsel. Der Jemen blickt auf
eine herausragende vorislamische Geschichte zurück, galt lange Zeit - vor
allem dank des kostbaren Weihrauchs - als wirtschaftliches Zentrum im
Nahen Osten sowie als Drehscheibe zwischen dem Mittelmeer und Indien. Eine
wissenschaftliche Erforschung dieser Vergangenheit ist für jemenitische
Forscher allerdings derzeit nahezu unmöglich. Seit Jahren herrscht
Bürgerkrieg in ihrem Land - an einen normalen universitären Betrieb ist
nicht zu denken. Ihre Geschichte können die Jemeniten deshalb nur im
Ausland erforschen. Vor allem die Friedrich-Schiller-Universität Jena als
wichtiges Zentrum für dieses Fachgebiet empfängt deshalb immer wieder
Gastwissenschaftler aus der Region. Aktuell forscht Dr. Mohammed Ali Abdo
Al-Hajj drei Monate lang am Lehrstuhl für Semitische Philologie und
Islamwissenschaft - unterstützt von der Gerda Henkel Stiftung.

Inschriften sind die Spitze des Eisbergs

Al-Hajj ist in der jemenitischen Hauptstadt Sanaa geboren und hat dort
Geschichte studiert. Seine Promotion schloss er an der Universität der
saudi-arabischen Stadt Ha'il ab, wo er auch jetzt forscht und lehrt.
Derzeit konzentriert er sich während seiner Arbeit vor allem auf
Inschriften aus dem antiken Königreich Qataban. "Das Reich erstreckte sich
über zwei große Wadis im nördlichen Jemen und bestand aus etwa 30 Städten
- darunter die Hauptstadt Timna, die direkt an der Weihrauchstraße lag",
erklärt der Gast aus dem Jemen. Lange Zeit ordnete Qataban sich dem
sabäischen Reich unter, das in der Region eindeutig die Vormachtstellung
innehatte. Als dieses Mitte des ersten Jahrtausends vor Christus langsam
an Bedeutung verlor, traten die Qatabaner an seine Stelle - eine Dominanz
wie Saba erreichte Qataban allerdings nie, da die Zahl seiner Konkurrenten
weitaus höher war.

Unter den schriftlichen Zeugnissen, die Al-Hajj im Jemen gesammelt hat,
finden sich beispielsweise Votivinschriften, die Informationen darüber
liefern, welche Gottheiten die Qatabaner verehrten. Außerdem liegen
Rechtstexte und königliche Erlasse vor, deren Inhalte einen Einblick in
die politische Situation der Region geben - etwa welche Stämme dort
überhaupt zusammengelebt haben. Al-Hajj freut sich über die Gelegenheit,
im Austausch mit den Jenaer Spezialisten diesen schriftlichen Schätzen auf
den Grund gehen zu können und wertvolle Erkenntnisse über die Geschichte
seines Heimatlandes daraus zu gewinnen.

Und auch für die Jenaer Wissenschaftler ist die Zusammenarbeit eine
Bereicherung: "Insgesamt wissen wir noch sehr wenig über dieses Gebiet,
weswegen die Arbeit unseres jemenitischen Kollegen äußerst wichtig ist",
sagt Prof. Dr. Norbert Nebes von der Universität Jena. "Dieser Raum war in
der Antike sehr dicht besiedelt und ist deshalb voll von kulturellen
Zeugnissen. Das, was wir bisher kennen, ist nur die Spitze des Eisbergs."

Persönlich eng verbunden

Aus diesem Grund sei es bedeutsam, engen Kontakt mit den jemenitischen
Altertumswissenschaftlern zu pflegen. "Zum einen möchten wir dabei helfen,
dass der Jemen seine Kultur erhalten und weiterhin erforschen kann. Gerade
jetzt ist es wichtig, den jemenitischen Kollegen dabei zu helfen, auf
einem hohen akademischen Niveau arbeiten und wichtige internationale
Verbindungen knüpfen und aufrechterhalten zu können, denn derzeit sind sie
häufig sehr isoliert", sagt Nebes, der zu den weltweit angesehensten
Experten auf dem Gebiet gilt. "Zum anderen fühlen wir uns den Menschen
dort, insbesondere den Altertumswissenschaftlern, persönlich eng
verbunden."

Umso schwerer wiegt da der Verlust eines der profiliertesten jemenitischen
Kollegen: Vor zwei Jahren verstarb der Altertumswissenschaftler Dr.
Mohammed Ali Al-Salami nach schwerer Krankheit 45-jährig während eines
Forschungsaufenthaltes in Jena. Er hatte bei Norbert Nebes promoviert und
häufig in Jena geforscht. Zudem unterstützte er Nebes und sein Team bei
der Arbeit am Sabäischen Wörterbuch, das an der
Friedrich-Schiller-Universität erstellt wird.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 19.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/446: Grüne Politik in Indien - In der Zwickmühle


Heinrich-Böll-Stiftung - 19. Juli 2019

Grüne Politik in Indien: In der Zwickmühle

von Rakesh Kalshian



Hintergrund Über zwei Jahrzehnte bedeutete Grüne Politik in Indien vor
allem die Suche nach einem alternativen Entwicklungsethos. Anders verhält
es sich mit der jetzigen hindu-nationalistischen Regierung. Spätestens seit
dem erneuten Erfolg Modis bei den Parlamentswahlen befindet sich die Grüne
Politik in einer Art Schockzustand. Neue Formen des Engagements sind
dringend notwendig.

Der spektakuläre Sieg von Premierminister Narendra Modi bei den
diesjährigen Parlamentswahlen in Indien verblüffte Expert/innen und Laien
gleichermaßen. Im Jahr 2014 konnte Modi die Mehrheit noch mit seinem
Wahlkampf-Slogan "sabka saath, sabka vikas" ("mit allen, Entwicklung für
alle") gewinnen. Dieses Mal jedoch tauchte das Wort vikas (Entwicklung) in
seinen Wahlkampfreden nicht mehr auf. Und das aus gutem Grund, denn während
seiner Amtszeit stieg die Arbeitslosigkeit, und die Landwirtschaftskrise
verschlimmerte sich.

Die insgesamt schwächelnde Wirtschaft blieb weit hinter den großen
Erwartungen zurück, die seine Regierung vor fünf Jahren geweckt hatte.
Trotz unerfüllter Wahlversprechen schaffte es der gewiefte Taktiker Modi
die Parlamentswahlen auf den letzten Metern für sich zu entscheiden.
Geschickt nutzte er die Terror-Attacke in Pulwama im Staat Jammu und
Kashmir, um nationale Sicherheitskräfte zu entsenden, und überraschte damit
seine politischen Rivalinnen und Rivalen.

Die Inszenierung als starker Mann, die durch das Fehlen einer glaubwürdigen
politischen Alternative noch verstärkt wird, war der entscheidende
Schachzug für Modis Wiederwahl. Zudem gelang es ihm durch den Aufstieg des
Hindu-Nationalismus, die traditionellen politischen Trennlinien zwischen
Kasten und Klassen verschwimmen zu lassen. Nicht zuletzt trugen sicherlich
auch der finanzstarke digitale Wahlkampf der Partei Bharatiya Janata (BJP),
der sich vor allen in den sozialen Medien abspielte, sowie parteiische
Medien ihren Anteil an Modis Erfolg.

Passen BJP und Grüne Politik zusammen?

Modis Wiederwahl wurde bisher vor allem mit Blick auf den säkularen und
liberalen Charakter der indischen Republik analysiert. Doch auch der
Umweltschutz in Indien wird sich unter einem Regime ändern, das politisch
rechts einzuordnen ist, und maßgeblich auf eine neoliberale
Wirtschaftspolitik setzt. Umweltaktivist/innen schauen deshalb sorgenvoll
in die Zukunft.

Eine Grüne Politik, die sich soziale Gerechtigkeit, Nachhaltigkeit,
Gewaltlosigkeit und die Diversität aller Lebensformen auf die Fahnen
schreibt, wird durch diese Regierung in Widersprüche verstrickt werden, die
sich nicht so einfach auflösen lassen. Zwar gibt es durchaus
Anknüpfungspunkte an Grüne Politik - so setzt sich die RSS-Organisation
(Rashtriya Swayamsevak Sangh), die als ideologischer Taktgeber der BJP
fungiert, auch für den Schutz der Umwelt und dem Respekt aller Lebensformen
ein -, doch wird das Kastensystem weiterhin befürwortet und Gewalt gegen
Menschen gerechtfertigt, die nicht nach der Hindutva leben.

Auch Modis Politikmix aus einer liberalen Wirtschaftspolitik und einer
hinduistischen Mehrheitspolitik beeinträchtigt fast alles, was den Kern
Grüner Politik ausmacht. Das stellt Grüne Aktivist/innen vor schwierige
moralische Fragen: Sind politische Prinzipien der Grünen wie soziale
Gerechtigkeit und Gewaltlosigkeit anderen Werten wie Nachhaltigkeit und
Diversität unterzuordnen, damit eine Zusammenarbeit mit der BJP gelingen
kann? Soll man mit einer Regierung gemeinsam an grünen Themen arbeiten,
selbst wenn diese die säkulare und liberale Demokratie als Unfug
bezeichnet? Wie kann man überhaupt Kritik an der umweltschädlichen Politik
der Regierung äußern, ohne gleich als Staatsfeind/in verunglimpft zu
werden? Das sind schwierige Dilemmata, die nur durch Phantasie und Mut
gelöst werden können.

Umweltpolitische Gleichgültigkeit

Einige politische Beobachter/innen befürchten, dass Modis beinahe schon
messianische Anziehungskraft auf die Massen nichts Gutes für die Zukunft
demokratischer Grüner Politik verheißt. Dass Modi beide Wahlen haushoch
gewann, zeigt, dass viele bereit sind, ihm seine Versäumnisse zu verzeihen.
Auf den Punkt brachte es wohl am besten ein in Armut lebender Mann, der zu
einem Journalisten sagte: "Was bringen uns Jobs oder wirtschaftliche
Entwicklung, wenn unsere nationalen Grenzen nicht sicher sind?"

Wenn die Bürger/innen bereit sind, für Indien wichtige Themen wie
wirtschaftliche Entwicklung und die Schaffung von Arbeitsplätzen für eine
imaginäre Bedrohung der nationalen Sicherheit zurückzusetzen, bleibt wenig
Handlungsspielraum für Grüne Politik. Dies belegen auch Statistiken. Laut
einer Umfrage der Association for Democratic Reforms (ADR) messen nur 12
Prozent der 2 730 000 befragten Personen der Wasser- und Luftverschmutzung
eine hohe politische Bedeutung bei. Da ist es wenig verwunderlich, dass
Umweltthemen im Wahlkampf der Parteien kaum eine Rolle spielten.

Grüne Rhetorik

Zumindest auf dem Papier taucht der Umweltschutz in den Programmen der zwei
großen Parteien Indiens - BJP- und Kongress - auf. Die Herangehensweise an
das Thema könnte dabei unterschiedlicher kaum sein. Die Kongress-Partei
legt eine umfassende Liste an Versprechungen zur Umweltpolitik vor. In
ihrem Programm spricht sie davon, dass "die Luftverschmutzung zu einem
nationalen Gesundheitsnotstand geworden ist und es diese zu lösen gilt".
Zudem sollen Küstengebiete geschützt und lokale Gemeinschaften zu den
Hüterinnen von Wäldern gemacht werden. Vor dem Hintergrund der bisherigen
umweltpolitischen Bilanz der Kongresspartei, hört sich das eher wie eine
Wiedergutmachung für vergangene Verfehlungen an.

Das Wahlprogramm der BJP bleibt bei der Umweltpolitik hingegen eher
schwammig. Probleme wie Luftverschmutzung, Wasserkrise und Klimawandel
werden zwar angesprochen, doch ist klar, dass die Priorität der BJP auf
einem Wirtschaftswachstum durch eine schnelle Industrialisierung und
Urbanisierung liegt. Umweltprobleme sollen durch neue technologische
Errungenschaften gelöst werden. Das Programm liest sich daher in Teilen
auch wie eine prophylaktische Entschuldigung für später entstandene
Umweltschäden.

Vor lauter Bäumen den Wald nicht sehen

Obwohl die Kongress-Partei ihrem Programm nach einen grüneren Anstrich hat,
bleibt sie in Wirklichkeit einer liberalen Wirtschaftsordnung genauso
verpflichtet wie die BJP.

Es war Anfang der 90er Jahre schließlich die Kongress-Partei, die die Tür
für wirtschaftliche Liberalisierung in Indien aufstieß. Infolgedessen wurde
das umweltpolitische Regelwerk untergraben, das sie selbst zuvor eingeführt
hatte. In den darauffolgenden zwei Jahrzehnten traten mit dem steigenden
Wirtschaftswachstum auch zunehmend Konflikte um natürliche Ressourcen auf.
In ihrem Streben nach einem hohen Bruttoinlandsprodukt setzte sich die
Regierung nicht nur rücksichtlos über Umweltgesetze hinweg, sondern
unterdrückte auch Widerstandsbewegungen mit brutaler Gewalt. So wurde die
Übernahme von Ländereien für Entwicklungsprojekte wie den Bau von Dämmen
oder Minen forciert.

Erst gegen Ende der zweiten Legislaturperiode versuchte die Kongress-Partei
einige ihrer größten umweltpolitischen Schäden durch neue Gesetze zu
beseitigen. Mit dem Begriff des "inklusiven Wachstums" wollte die
Kongress-Partei soziale Verwerfungen infolge von Umweltzerstörungen
abmildern sowie ökonomisches Wachstum für alle fördern. Dieser Umschwung
hin zu einer progressiveren Gesetzgebung hat jedoch weniger mit der
Entdeckung des eigenen umweltpolitischen Bewusstseins zu tun, als damit,
dass die Koalition unter Führung der Kongress-Partei wegen einer Reihe von
Betrugsfällen unter Druck stand. Millionen von armen Wähler/innen, die
wegen der verheerenden ökologische Folgen einer wachstumsgetriebenen
Wirtschaft obdachlos oder arbeitslos wurden, sollten dadurch besänftigt
werden.

Vom Regen in die Traufe

Dieser Plan ging bekanntlich nicht auf. Die Wähler/innen hatten genug von
der Kongress-Partei und wählten stattdessen die BJP an die Macht. Unter
Premierminister Modi wurden die ökonomische Reformen weiter vorangetrieben.
Für den Traum, Indien zu einer wirtschaftlichen Supermacht zu machen,
verwässerte oder umging seine Regierung jedes Gesetz, sobald es der
wirtschaftlichen Entwicklung hätte schaden können. Auflagen zum
Umweltschutz wurden als lästige und entbehrliche Hindernisse für das
Wirtschaftswachstum angesehen.

Auch die Rechte indigener Völker wurden unter Modi weiter beschnitten.
Gesetzliche Bestimmungen, die den im Wald lebenden Gemeinschaften das
dortige Leben und die Verwaltung des Waldes garantierten, wurden
abgeschwächt, um Waldgebiete für industrielle und infrastrukturelle
Projekte zu nutzen. Aus demselben Grund umging die aktuelle Regierung auch
Gesetze, die den Schutz von Ökosystemen wie Flüssen und Küsten dienten.

Ironischerweise verlieh die UN 2018 Modi trotzdem den Preis als Champion of
the Earth. Modi hatte es geschafft sich auf internationaler Ebene ein
umweltfreundliches Image zuzulegen, indem er zwei große Programme auflegte:
Indien von öffentlicher Defäkation zu befreien und Solarenergie zum
Angelpunkt von Indiens kohlenstoffarmer Wirtschaft zu machen.

Modis Glaube daran, dass die Marktwirtschaft als auch die transformative
Macht der Technologie ökologische Missstände beheben könnten, macht ihn in
gewisser Weise zu einem halben Öko-Modernisten, dem allerdings die liberale
Hälfte fehlt. Die Frage, wie sich dieser Zwiespalt in Zukunft für Indiens
Demokratie und seine institutionellen Bollwerke wie Justiz, Medien und
Universitäten auswirkt, wird zentral für Grüne Politik in Indien sein.

Der Anspruch der Grünen Politik sank

Dies ist nicht der erste Wendepunkt in der Umweltpolitik Indiens. In den
90ern führten breite Proteste gegen große Staudammprojekte die Grüne
Politik an. Die sozialen Bewegungen, legten nicht nur die tiefen Risse der
kapitalistischen Industrialisierung offen, sondern boten auch alternative
Modelle von Entwicklung an, die sozial gerecht, demokratisch und ökologisch
nachhaltig sein sollten. Doch zwei Jahrzehnte stetigen Kampfes gegen den
staatlich verordneten Neoliberalismus ließen diese Bewegungen aus reiner
Erschöpfung erlahmen. Große Staudammprojekte sind heute wieder politisch
angesagt und werden als umweltfreundliche Alternative zu den dreckigen
fossilen Brennstoffen im Kampf gegen den Klimawandel angepriesen.

Doch auch die Art des Widerstandes änderte sich. Umweltpolitische Kämpfe
gegen Staudämme werden inzwischen nicht mehr auf der Straße ausgefochten,
sondern in Gerichtssälen und Regierungskomitees bei denen die Gesundheit
der Flüsse im Mittelpunkt steht. Dadurch dominiert mittlerweile ein
technokratischer-juristischer Diskurs die Grüne Politik in Indien. Der Raum
für radikale Kritik wird dadurch geschmälert. Der Kampf gegen
Luftverschmutzung, in dem das einzige Ziel zu sein scheint, auf der
Grundlage von umfassenden Daten einen robusten Rechtsfall aufzubauen,
zeigt, wie juristisches Vokabular inzwischen die Sprache Grüner Politik
prägt und Aspekte der sozialen Gerechtigkeit hinten runter fallen.

Neue Regeln des Engagements

Das Versanden der sozialen Bewegungen und der Aufstieg des
technisch-juristischen Diskurses in der Grünen Politik passen in den
technokratischen Zeitgeist der aktuellen Regierung. Für den Staat ist es
weitaus einfacher, die Kämpfe vor Gericht auszufechten, weil Experten- und
juristische Meinungen immer dehnbar sind. Widerstand aus dem Volk und
partizipative Demokratie wird dagegen eher als lästig empfunden.

Der Aufstieg der Mittelklasse ist ein weiterer Faktor, der die
Umweltpolitik Indiens beeinflussen könnte. Bisher reicht das Interesse der
Mittelklasse an Umweltthemen nicht weiter als dahin, dass sie die Probleme
nicht im eigenen Umfeld haben wollen ("not in my backyard"). Solange ihre
Bedürfnisse erfüllt und ihre Hinterhöfe sauber sind, kümmern sie sich wenig
um Staudämme und Minen, die Stammesgemeinschaften verdrängen oder
Immobilienprojekte, die Slumbewohner vertreiben. Da die Mittelschicht immer
größer wird, 2050 sogar die Hälfte von Indiens Bevölkerung ausmacht, wird
ihre Einstellung zur Umwelt Grüne Politik in Indien konturieren.

Bis 2050 ist es allerdings noch eine lange Zeit. Kurzfristig, also etwa im
Laufe der nächsten zehn Jahre, ist es unwahrscheinlich, dass sich eine der
politischen Parteien grünen Themen ernsthaft widmen und sogar noch
unwahrscheinlicher, dass eine grüne Partei eine Schlüsselrolle in der
indischen Politik spielen wird. Vieles wird darauf ankommen, ob die von
Modi geführte Regierung für eine anständige Lebensqualität für Millionen
von aufstrebenden Inder/innen sorgen und gleichzeitig die ökologischen
Herausforderungen wie Luftverschmutzung, Wasserkrisen und Klimawandel
bewältigen kann.

Modi könnte es sogar gelingen, die Umweltkrise mithilfe technologischer
Hilfsmitteln hinauszuzögern. Ob seine spaltende Kulturpolitik von den
dringenden wirtschaftlichen und ökologischen Fragen getrennt gehalten
werden kann, ist jedoch fraglich. Ebenso strittig ist die Frage, ob
Anhänger/innen einer Grünen Politik Mittel und Wege finden, eine Partei und
Regierung zu beeinflussen, deren Grundüberzeugungen sie nicht teilen.
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LESUNG/1885: Cuxhaven - "Kleine Raupe Nimmersatt" am 1. August 2019


Stadt Cuxhaven

"Kleine Raupe Nimmersatt" in der Bibliothek



Am Donnerstag, den 1. August um 16 Uhr feiert "Die kleine Raupe
Nimmersatt" in der Stadtbibliothek Cuxhaven ihren 50. Geburtstag. Wer
mitfeiern möchte, ist herzlich zu einem Bilderbuchkino eingeladen.
Anschließend wird gemeinsam gespielt und gebastelt. Das Team der
Bibliothek freut sich über viele kleine Besucher. Die Anmeldung läuft
über den Ferienpass oder auch direkt über die Stadtbibliothek (Tel.:
04721/70070800, E-Mail: stadtbibliothek@cuxhaven.de). Der Eintritt ist
frei!

Zahlreiche und vielfältige Veranstaltungen unter dem Motto "Eine
Bibliothek für alle" finden bis zum 30. September statt. Die
Veranstaltungsreihe wird gefördert durch das Bundesprogramm
"Demokratie leben!" des Bundesministeriums für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend, die VGH-Stiftung und die "Bibliotheksgesellschaft
Cuxhaven". Feiern Sie mit uns!

 * 

Quelle:
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SPORT UND SPIEL/256: Bielefeld - "Gaming" in der Stadtbibliothek jeden Dienstag und Donnerstag


Stadt Bielefeld

"Gaming" in der Stadtbibliothek



Bielefeld (bi). Jeden Dienstag von 15 bis 17.45 Uhr können Kinder und
Jugendliche von sechs bis 15 Jahren die Gaming-Welt der
Stadtbibliothek am Neumarkt ausprobieren. Gespielt wird an den
Konsolen der WiiU, der PlayStation oder der Nintendo Switch. Kinder
und Jugendliche ab zwölf Jahre können zusätzlich jeden vierten
Donnerstag im Monat von 16 bis 17.45 Uhr im Gamerspace die PlayStation
4 mit VR-Brille testen. Nächster Termin ist Donnerstag, 25. Juli. 

Für Fragen rund um das Thema Gaming stehen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der Stadtbibliothek während der Spielenachmittage zur
Verfügung. Anmeldungen sind nicht erforderlich. 

Der Eintritt ist jeweils frei.

 * 

Quelle:
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THEATER - PUPPENTHEATER/301: Münster - "Der Wolf und die sieben Geißlein" am 28.7.2019


Stadt Münster

Von großer Mutterliebe und mutigen Ziegenkindern

Reihe "Roter Hund" am 28. Juli mit dem Puppentheater "theater*wiese"
/ Nach einem Märchen der Brüder Grimm



Münster (SMS) Die Geschichte von der alleinerziehenden Geißenmutter
erzählt am Sonntag, 28. Juli, das "theater*wiese" aus Erfurt sehr
frei nach dem Märchen "Der Wolf und die sieben Geißlein" der Brüder
Grimm. In der Reihe "Roter Hund" lässt Puppenspielerin Kerstin Wiese
neben Mutter Geiß auch die vielen Geschwisterkinder und den gefräßigen
Wolf auftreten. Ein Stück von List und Tücke, von Mutterliebe und dem
großen Mut kleiner Ziegenherzen. Und am Ende tanzen alle glücklich um
den Brunnen. Alle? Naja, bis auf einen...

Dieses Ein-Frau-Theater überrascht Zuschauer ab vier Jahren mit einer
verblüffenden und fantasievoll ausgestatteten Variante des bekannten
Märchens. Regie führt Ilka Schönbein.

Die Inszenierung wurde vom NRW Kultursekretariat Wuppertal als
Kindertheater des Monats ausgezeichnet. Gemeinsam mit dem
NRW-Ministerium fördert es den "Roten Hund". Seit 19 Jahren schon
beschert das städtische Kulturamt mit der Reihe kleinen und großen
Menschen kurzweiliges Theater. Bart Hogenboom hat die künstlerische
Leitung, Kooperationspartner ist das Theater Scintilla.

Info: Die Aufführungen finden um 11 und 16 Uhr unter freiem Himmel auf
der Wiese an der Eulenburg (Himmelreichallee 50) statt. Der Eintritt
ist frei. Picknickdecken und Klappstühle können gerne mitgebracht
werden, da nicht bestuhlt wird. Bei schlechtem Wetter bietet die
benachbarte Westfälische Schule für Musik in trockenes
Ausweichquartier. Mehr zum Programm im Stadtportal unter
www.stadt-muenster.de/kulturamt.

 * 

Quelle:
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BERICHT/063: MS Artville - Kunstanimierte Protestbereitschaft ... (SB)
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Wenn Kunstwerke mit ihrer Umgebung verschmelzen - plötzlicher Blickkontakt beim Spaziergang über das MS-Artville-Festivalgelände
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In Zeiten von zunehmendem Populismus und gleichzeitiger Erosion
politischer Inhalte, gewinnt Kunst als kritisch reflektierender
Gesellschaftsspiegel zunehmend an Bedeutung. Klassische
Demonstrationen und Transparente, die Jahrzehntelang Ausdruck
schlechthin des politischen Protests waren, haben ausgedient und
erzeugen weder mediale Aufmerksamkeit noch scheinen die komplexen
Inhalte noch transportieren zu können. Neue kreative Formen des
Protests sind gefragt, neue ProtagonistInnen an der Schnittstelle von
Kunst, Aktivismus und Medienwirksamkeit erobern die Protestlandschaft.
In den letzten Jahren hat sich dabei ein neues Genre von kreativem
Aktivismus als Hybrid aus Kunst und Protest entwickelt, das
inhaltliche Kritik und Aktionskunst verbindet und gleichzeitig
medienwirksam vermittelt. Dabei werden durch Kunst bewusst und ganz
gezielt bestimmte gesellschaftliche Entwicklungen und soziale
Ungleichgewichte innerhalb der Gesellschaft thematisiert und
öffentlich zur Diskussion gestellt.

umdenken Heinrich-Böll-Stiftung Hamburg e.V., Veranstalterin des
Symposiums des MS Artville-Festivals am 20./21. Juli 2019 [1]

Gleißende Sonne, stehende Luft, verdörrtes Gras, trocken-staubiger
Boden. Schlagworte, die an Dürregebiete irgendwo auf dem Planeten
denken lassen und doch einen Normalzustand skizzieren, wie er sich
inmitten der Industriemetropole Hamburg in ihrer eigentlich gemäßigten
Klimazone feststellen läßt. So gesehen in den frühen
Nachmittagsstunden des 20. Juli 2019 auf dem MS-Artville-Gelände in
Hamburg-Wilhelmsburg, einem zu einer Open-Air-Kunststätte
umfunktionierten ehemaligen Industriegelände, auf dem in diesem Jahr
schon zum 12. Mal ein Festivalsommer veranstaltet wird. [2]

Gleich im Eingangsbereich werden die Besucherinnen und Besucher von
einem Riesenmaulwurf empfangen, einer Tierskulptur des portugiesischen
Künstlers Bordalo II. Da Maulwürfe bei zunehmender Trockenheit
vermehrt an die Oberfläche kommen, ist das aus Plastikmüll, Autoteilen
und ausgemusterten Mülltonnen auf einem Holzgerüst konstruierte Werk
als Mahnmal gegen die katastrophalen Auswirkungen von
Klimaveränderungen und Vermüllung konzipiert.
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Riesenmaulwurf des portugiesischen Street-Art-Künstlers Bordalo II im Eingangsbereich des Festivalgeländes
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Die spürbaren Auswirkungen einer Klimakatastrophe, die nicht erst
morgen zu befürchten, sondern als längst wirksame Realität kaum noch
zu verleugnen ist, veranlassen viele zumeist junge Menschen, mit
Nachdruck Fragen nach der ihnen geraubten Zukunft zu stellen und von
den Regierenden eine echte Zäsur in der Klima-, aber auch
Sozialpolitik zu verlangen. Angesichts der sinkenden, wenn nicht
verlorengegangenen Bereitschaft, sich durch Versprechungen und
Lösungsperspektiven noch länger hinhalten zu lassen, steigt das
Interesse an Protest- und Widerstandsformen und der Frage nach ihrer
Effizienz.

Politische Demonstrationen, traditionelle Aufmärsche und Kundgebungen
werden von vielen Menschen als nicht mehr zeitgemäß empfunden - nur zu
verständlich, sobald ihre Wirksamkeit zum Maßstab erhoben wird. Ob die
von seiten der Veranstaltenden getroffene Feststellung, Kunst würde
"als kritisch reflektierender Gesellschaftsspiegel" demgegenüber an
Bedeutung gewinnen, die vermißte Effizienz tatsächlich erbringen kann,
ist eine der vielen Fragen, die während des Richtfests auf dem
Symposium in einer Podiumsdiskussion unter Beteiligung namhafter
internationaler und nationaler Künstlerinnen und Künstler hätte
diskutiert werden können.
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Blick aufs MS-Artville-Festivalgelände kurz vor Beginn des Richtfests
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"Zukunft ist machbar - aber wie beeinflussen wir sie, heute und
morgen?" lautet das Motto, unter das das diesjährige
MS-Artville-Festival gestellt wurde. Aus Gründen, die sich dem Zugriff
der Veranstaltenden und aller sonstigen Beteiligten und interessierten
Gäste entzogen, konnte die mit Mitwirkung des Publikums geplante
Diskussion über "Möglichkeiten, Grenzen und Wirkweisen neuer kreativer
Protestformen" nicht realisiert werden. Nach den ersten drei Referaten
(von Anne Wizorek, Penelope Kemekenidou und Vermibus [3]) hatte eine
heranziehende Gewitterfront aus Sicherheitsgründen den Abbruch der
gesamten Veranstaltung erzwungen.

Vorgesehen waren Auftritte bekannter Gruppen, die sich "an der
Schnittstelle von Kunst, Aktivismus und Medienwirksamkeit" längst
einen Namen gemacht haben, wie beispielsweise das "Zentrum für
politische Schönheit" (ZPS) oder das Kollektiv "Peng!". Das ZPS
versteht sich nach eigenen Angaben als "eine Sturmtruppe zur
Errichtung moralischer Schönheit, politischer Poesie und menschlicher
Großgesinnheit". Auf ihrer Webseite heißt es:

Wir arbeiten an der Zukunft des politischen Widerstands im
21. Jahrhundert ("aggressiver Humanismus"), setzen auf Menschlichkeit
als Waffe und experimentieren mit den Gesetzen der Wirklichkeit.
Widerstand ist eine Kunst, die weh tun, reizen und verstören muss. Wir
drängen in eine Leerstelle, die jahrzehntelang von öffentlichen
Intellektuellen besetzt wurde: das moralische Gewissen. [4]

In Öffentlichkeit und Medien eine Resonanz erzeugt zu haben, läßt sich
dem Zentrum für politische Schönheit nicht absprechen. Tatsächlich
gehen ihre Aktionen vielen Menschen "an die Nieren" in dem Versuch der
Aktivisten, die vorherrschende Gleichgültigkeit und politische
Lethargie, und sei es punktuell, aufzubrechen. So geschehen, um nur
ein Beispiel zu nennen, mit der "Beerdigung einer ertrunkenen Mutter
in Europas politischer Hauptstadt". [4]

Aus Sicht des Bundesinnenministeriums tragen die Aktionen des ZPS dazu
bei, "eine Polarisierung der politischen Debatte voranzutreiben und
einer Spaltung der Gesellschaft Vorschub zu leisten". Träfe dies zu,
könnte sich die selbsternannte humanitäre Sturmtruppe diese
ministerielle Einschätzung als positive Bestätigung ihres Protests ans
Revers heften, stellt doch der Vorwurf, einer gesellschaftlichen
Spaltung zuzuarbeiten, ein Totschlagargument gegen jedweden Protest
dar, der ja, gerade weil er die herrschende Front gesellschaftlich
dominierender Kräfte und Interessen als gegen sich gerichtet bewertet,
nach Wegen und Mitteln sucht, um sich aus einer Position der Schwäche
heraus Gehör und Durchsetzungskraft zu verschaffen.

Auf dem Festivalgelände machte die bekannte Street-Art- und
Aktionskünstlerin Barbara. ihr künstlerisch-politisches Anliegen
deutlich: "Mir ist schon klar, dass ich die Welt nicht retten kann,
aber ich möchte es trotzdem versuchen."




[image: Barbara.s Satz in weißer Schrift auf schwarzer Plakatwand, dahinter Industrieanlagen - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Botschaft der Street-Art-Künstlerin Barbara. auf dem MS-Artville-Festival 2019

Foto: © 2019 by Schattenblick



Ausgefallen ist im "Symposium zu neuen Formen und (digitalen) Räumen
des Protests" beim Richtfest des MS Artville auch der Auftritt des
Kollektivs "Peng!", einer Gruppe von Künstlern, Aktivisten,
Handwerkenden und WissenschaftlerInnen in Berlin, die mit ihren
spektakulären Aktionen schon vielfach für Furore gesorgt haben. Der
Verein Peng! hat nach eigenen Angaben eine "subversive Aktionskunst"
entwickelt mit dem Ziel, die Zivilgesellschaft zu Protesten zu
ermutigen und wurde dafür 2018 mit dem Aachener Friedenspreis geehrt.

Ungeachtet des durch den gewitterbedingten Abbruch unvollendet
gebliebenen Richtfests stehen die aufgeworfenen Fragen und
präsentierten Ansätze zum Thema "The Art of Protest" im Vordergrund
des Festivals in der Wilhelmsburger Open-Air-Galerie, das noch bis zum
10. August andauern wird. Zu sehen sind Skulpturen, Installationen und
Malereien nationaler wie internationaler Kunstschaffender, ein Teil
der präsentierten Werke stammt aus den Festivals der vergangenen
Jahre. Den Interessierten wird ein wechselndes Programm mit Workshops
und Spaziergängen geboten.

Welche Antworten die beteiligten Protestkünstlerinnen und -künstler
auf die zentrale Frage, wie "wir morgen leben wollen", gefunden haben,
können Besucher beim "Kunstgucken" jeweils sonntags, dienstags und
mittwochs zwischen 14 und 22 Uhr in Erfahrung bringen. Die
Open-Air-Galerie steht dann allen Besucherinnen und Besuchern offen,
geboten werden bei freiem Eintritt stündliche Führungen, Musik und
sonstige Darbietungen.




[image: Hölzerner Stand zum Schildermalen - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Einstieg in die Protestkunst für kleine und große Interessierte - Schildermalen bei "Fridays for Future"

Foto: © 2019 by Schattenblick



Die Aufbauarbeiten zum diesjährigen Festival haben drei bis vier
Wochen in Anspruch genommen. In dieser Zeit lebten und arbeiteten die
beteiligten Künstlerinnen und Künstler bereits auf dem Gelände. Ihre
Werke sind hier entstanden und wurden aus Müll, der in der Umgebung
aus Abfalltonnen geholt oder im Hafen eingesammelt wurde, gefertigt.
Nicht von ungefähr wurden Gäste und an der Frage nach Protestkunst
interessierte Besucherinnen und Besucher auf dem weitläufigen Gelände
von der Atmosphäre einer Künstlerkommune empfangen.

Das Zusammenleben unter freiem Himmel, ein bißchen freie Natur und die
vermeintliche Ferne zu den tatsächlich nah gelegenen Stätten
industrialisierter Produktion, eines hochtechnisierten Warenumschlags,
Massenverkehrs und großstädtischen Lebens wies doch genug Substanz
auf, um Erinnerungen wachzurufen an die Utopie selbstbestimmten
Lebens, wie sie gerade unter Menschen, die sich den Protestbewegungen
vergangener und mehr noch zukünftiger Tage verbunden fühlen,
keineswegs vergessen sind.




[image: Bäume und Wiesen, Schild mit der Aufschrift 'Respect the Nature' - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Schützenswert - jedes bißchen "Natur" inmitten Hamburgs, hier am Rande des Festivalgeländes

Foto: © 2019 by Schattenblick



Eine kleine Bilderauswahl zu der auf dem diesjährigen
MS-Artville-Festival präsentierten Protestkunst soll an dieser Stelle
einen ersten Eindruck von den vielfältigen Darbietungsformen bieten,
die aus Sicht der beteiligten Künstlerinnen und Künstler nicht (in
erster Linie) dem ästhetischen Genuß, sondern den politischen Inhalten
und Stellungnahmen gewidmet sind.


Im Gedenken an die Widerstandsgruppe "Weiße Rose"

Arkane, ein französischer Künstler, hat im hinteren Bereich des
Festivalgeländes ein einer historischen Fotovorlage nachempfundenes
Werk geschaffen, das die Mitglieder der "Weißen Rose" Traute Lafrenz
und Hans Scholl zeigt. Auf einer gewellten Containerwand ist ein
großformatiges Bildnis entstanden, das die Aufmerksamkeit der
Besucherinnen und Besucher sogleich auf sich zieht.
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Traute Lafrenz und Hans Scholl - dargestellt in einer Arbeit des französischen Künstlers Arkane

Foto: © 2019 by Schattenblick




Jono Wots - Impressionen aus Südafrika

Wie einer Info-Tafel nahe der großformatigen Arbeit von Jono Wots zu
entnehmen ist, läßt der südafrikanische Street-Art-Künstler und
Illustrator "die Grenze zwischen Natur und Kultur und zwischen Welt
der Tiere und Welt der Menschen verschwimmen" und stellt die Frage:
"Hat der Mensch die Oberhand über die Natur gewonnen und die Klauen
des Tigers entwaffnet? Oder schlägt die Natur zurück und die Krallen
des Tigers hinterlassen ihre blutigen Kratzspuren?" Die Antwort des
Künstlers könnte sinnfälliger nicht sein: "Es liegt ganz im Auge des
Betrachters."




[image: Stilisierter Tiger, überwiegend in schwarz-weiß gehalten - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Arbeit des südafrikanischen Street-Art-Künstlers Jono Wots

Foto: © 2019 by Schattenblick




Eine Hommage an die urbane Rebellionskultur

Der britische Künstler Dave the Chimp will sein Werk als Auf- und
Weckruf verstanden wissen. Wer würde dem Titel "The Future is now - so
don't wait!" (nicht warten, die Zukunft ist jetzt) schon
widersprechen? Handelt es sich bei seiner Arbeit um eine
Zeitreisemaschine, wie die auf ihr angebrachten Sätze "What do we
want? Time Travel" und "When do we want it? Irrelevant" vermuten
lassen könnten? Eine Hinweistafel klärt darüber auf, daß Dave the
Chimp von den ersten Anfängen an bei Street Art und Skateboardfahren
dabei war - zwei wichtigen Bestandteilen einer urbanen
Rebellionskultur, die "niemals aufhört ihre Meinung zu sagen."




[image: Gebäude - eine Zeitmaschine? - mit Schriftzügen - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Zeitreise?! Weckruf des britischen Künstlers Dave the Chimp

Foto: © 2019 by Schattenblick




Fußnoten:


[1] https://calendar.boell.de/de/event/das-symposium-des-ms-artville

[2] Zu den diesjährigen Sommerveranstaltungen gehören neben dem
MS Artville das Elektronik-Festival Vogelball, das Beatkultur-Festival
Spektrum und der Poetry-Slam-Abend Slamville.

[3] Über die Vorträge der drei Genannten wird der Schattenblick die
Berichterstattung über das MS-Artville-Festival 2019 fortsetzen.

[4] https://politicalbeauty.de/
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Mannheim: Behörden versuchen, Klimaproteste zu disziplinieren

Von Anna Rombach und Marianne Arens

23. Juli 2019



Trotz der Sommerferien haben sich an diesem Wochenende wieder Tausende an
den "Fridays-for-Future"-Protesten beteiligt. In 25 Städten fanden
Demonstrationen statt.

In Berlin versammelten sich trotz der Ferien rund 3000 Jugendliche, um
Greta Thunberg zuzuhören, die im Invalidenpark sprach. In Konstanz am
Bodensee demonstrierten die Schüler unter dem Hashtag #WasserBisZumHals
direkt im Rhein. Sie trugen Plakate mit Aufschriften wie: "Act Now or Swim
Later". In München füllte der Klima-Protest am Sonntag den Odeonsplatz, wo
der Liedermacher Konstantin Wecker auftrat.

Schon seit sieben Monaten protestieren die Schüler jeden Freitag, und mehr
und mehr zeichnet sich eine Veränderung ab. Nicht nur beteiligen sich an
den Demonstrationen zunehmend auch Eltern, Lehrer, Wissenschaftler und
andere Erwachsene. Die Proteste richten sich auch immer stärker gegen den
Kapitalismus. "System Change, not Climate Change" - ist eine besonders
populäre Forderung geworden, die am Freitag auch in Hamburg, Berlin und
anderswo zu lesen war.

Es wird immer klarer: Die verheerenden Stürme und Waldbrände, die heißen,
trockenen Sommer, hohen Ozonwerte und Umwelterkrankungen sind ein Ergebnis
des kapitalistischen Profitsystems. Statt den Planeten zu schützen,
finanzieren die Regierungen zunehmend gigantische Aufrüstungsprojekte, die
zu verheerenden Kriegen führen können und die ganze Menschheit bedrohen.
Kein Wunder, dass immer mehr Schüler einen Systemwechsel fordern.

Voller Sorge hat die Neue Zürcher Zeitung letzte Woche eine "Neue
Lust am Sozialismus" konstatiert. Dort schrieb Thomas Fuster am 19. Juli
besorgt, mehrere Umfragen hätten ergeben, "dass der Sozialismus wieder
zunehmend Sympathien genießt". Überall werde wieder "über Klassenkampf,
Systemkritik und staatliche Industrieplanung debattiert". Der NZZ-Autor
musste einräumen, dass gerade die Klima-Bewegung dem "Frust in Bezug auf
den Kapitalismus" geschuldet sei. Die Vision von Gleichheit, Gerechtigkeit
und Solidarität komme bei jungen Menschen besonders gut an.

Kein Zweifel, der Trend zu sozialistischen Ideen schreckt die Herrschenden
auf. Leicht könnten die Proteste der Jugendlichen als Funke überspringen
und eine Bewegung wie die der Gelbwesten in Frankreich oder noch
Schlimmeres entzünden.

Das ist der Grund, warum viele Behörden sich jetzt Gegenmaßnahmen
überlegen. Obwohl viele Lehrer hinter den Schülern stehen und alles
Menschenmögliche unternehmen, um ihnen ernsthafte Schwierigkeiten zu
ersparen, mehren sich die Berichte über Schulbehörden, Politiker und
einzelne Rektoren, die den "Schulschwänzern" mit drastischen Konsequenzen
drohen.

Schon vor einem Monat hat die Aachener Polizei den Teilnehmern von "Fridays
for Future" mit Einkesselung und Strafverfahren gedroht [1]. In ihrem
Schreiben stand: "Polizei kann Maßnahmen auch gegen Kinder und Jugendliche
treffen." Dennoch gingen am 21. Juni in Aachen Zehntausende Jugendliche aus
mehreren Ländern gemeinsam 2 auf die Straße.

Letzte Woche versuchte jetzt auch im grün regierten Baden-Württemberg eine
Kommune, die jungen Klimaaktivisten zu disziplinieren. In Mannheim
erhielten vier Familien Rechnungen über 88,50 Euro, weil die Kinder sich
während der Schulzeit an einer "Fridays-for-Future"-Demonstration beteiligt
hatten. Weil die Schüler zwei Schulstunden verpasst hatten, sollten ihre
Eltern diese Buße wegen unentschuldigten Fehlens bezahlen.

Der Vorfall provozierte einen Sturm der Entrüstung. Die Schüler erhielten
Unterstützung von weiten Kreisen der Bevölkerung bis hinein in die
offizielle Presse. Schnell wurde eine Spendensammlung organisiert, die auch
für andere Empfänger von Bußgeldbescheiden bereit stehen soll.

Viele Leserbriefe wiesen darauf hin, dass die Strafmaßnahmen ausgerechnet
vom Geschwister-Scholl-Gymnasium ausgingen, einer Schule, die allein schon
aufgrund ihres Namens Zivilcourage und gesellschaftliche Initiative bei den
Schüler fördern müsste. Die Geschwister Scholl sind die bekanntesten
Mitglieder der Widerstandsgruppe "Weiße Rose", die mutig gegen die Nazis
kämpfte.

Die vier Familien schrieben in einem Brief an den Mannheimer Morgen:
"Wie kann eine Schule, die sich nach Sophie und Hans Scholl benennt, so mit
Kindern umgehen, die sich politisch interessieren und engagieren?"

Auf ihrer Homepage stellt sich die Schule mit dem Satz vor: "Die
Geschwister Scholl leisteten im Dritten Reich Widerstand gegen die
Nationalsozialisten und bezahlten dies mit ihrem Leben. Mit ihrem
Mut und ihrer Zivilcourage sind sie für uns ein Vorbild, an
dem wir uns orientieren wollen." (Hervorhebungen im Orginal)

Am 18. Juli beteiligten sich über hundert Schüler des
Geschwister-Scholl-Gymnasiums mit Bannern, Plakaten und Sprechchören an
einer Solidaritätsaktion mit den vier betroffenen Mitschülern. Am selben
Tag ruderte die Stadt Mannheim zurück: Das Ordnungsamt zog die
Bußgeldbescheide zurück. Offenbar hatte die Maßnahme gerade die
gegenteilige der beabsichtigten Wirkung hervorgebracht.

Mittlerweile verlegt sich die reaktionäre Propaganda auf die Behauptung,
dass die Bevölkerung selbst für die Klimakatastrophe verantwortlich sei,
weil so viele Leute Privatwagen hätten. Der baden-württembergische
Verkehrsminister Winfried Hermann (Grüne) schlug vor, das Autofahren teurer
und unbequemer zu machen, und die Bundesumweltministerin Swenja Schulze
(SPD) will die Flugreisen verteuern.

Im wöchentlich erscheinenden Podcast von Spiegel Online,
"Stimmenfang", behauptet der Soziologe Fritz Reuslich vom Potsdamer
Institut für Klimaforschung, auch Arme könnten ihren Konsum umweltbewusster
gestalten, sie könnten Veganer oder Vegetarier werden oder bei den Grünen
oder den Piraten eintreten. Der Chef der Wirtschaftsweisen, Christoph
Schmidt, empfahl wie viele andere eine neue CO2-Steuer, die sämtliche Waren
verteuern würde.

Alle diese Reden und Vorschläge verlagern das Problem von den Regierungen
und den hinter ihnen stehenden Konzernen und Banken auf die arbeitende
Bevölkerung. Diese geplanten und beschlossenen Maßnahmen werden die
Geringverdiener, Rentner, Arbeitslosen und Arbeiterhaushalte belasten, aber
an der Klimazerstörung nichts Wesentliches ändern.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/06/14/aach-j14.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2019/06/22/aach-j22.html
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IMI/960: Johnson - Premier


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

MI-Aktuell 2019/428 vom 23. Juli 2019

Johnson: Premier



Es hatte sich ja schon länger abgezeichnet: Nun hat sich Boris Johnson
endgültig im Rennen um das Amt des britischen Premierministers
durchgesetzt. Aus friedenspolitischer Sicht ist das übel: Boris Johnson
weist eine Besorgnis erregende Nähe zur ultramilitaristischen "Henry
Jackson Society" auf, deren Pamphlete er immer wieder explizit empfiehlt,
eine "adelte" er sogar mit einem Vorwort (siehe IMI-Studie 2019/02 [1]).
(jw)


Anmerkung:

[1] https://www.imi-online.de/2019/04/26/rule-britannia/
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KAZ/301: April 2019 - Ehrendes Gedenken für Ernst Thälmann in Berlin und Ziegenhals


KAZ - Kommunistische Arbeiterzeitung, Nr. 367, Juni 2019

Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

27. und 28. April 2019 - Ehrendes Gedenken für Ernst Thälmann in
Berlin und Ziegenhals



Am 27.4. und 28.4. veranstaltete der Freundeskreis "Ernst Thälmann" e.
V., Ziegenhals-Berlin Kundgebungen anlässlich des 133. Geburtstages
Ernst Thälmanns. In Berlin sprach Gert Julius (einer der Vorsitzenden
des Bündnisses für soziale Gerechtigkeit und Menschenwürde - BüsGM),
in Ziegenhals sprach Rainer Perschwewski (EVG). In Berlin sowie
Ziegenhals verlas das Vorstandsmitglied des Freundeskreises aus Bad
Homburg - Eva Ruppert - ein Grußwort der französischen Genossen und
Freunde, das von George Gastaud verfasst wurde. Eva Ruppert übersetzte
das Grußwort und trug es vor.

Mit diesem Wochenende setzte der Freundeskreis einen weiteren
Schwerpunkt seiner Kundgebungen. Es sollen zukünftig neben
internationalen und befreundeten Parteien und Vereinen sowie
Jugendorganisationen, nun auch verstärkt Gewerkschafter zu Wort
kommen. Berichtet wurde allerdings auch von der geplanten
"künstlerischen Kommentierung" des Denkmals durch das zuständige
Bezirksamt. Ein "Kolloquium" zum Thema fand im vergangenen Jahr
bereits statt - und liess übles schwanen. 2019 soll die offizielle
Ausschreibung beginnen für die "künstlerische Kommentierung". Der
Freundeskreis sucht nach Künstlerinnen und Künstlern, die als
Thälmann-Freunde ihre Vorschläge zu diesem Wettbewerb einreichen.

Für den 75. Jahrestag der Ermordung Ernst Thälmanns wird es sowohl in
seiner Geburtsstadt Hamburg (zusammen mit dem 50. Gründungsjahres der
Gedenkstätte Ernst Thälmann, GET, Hamburg) Veranstaltungen geben (der
Freundeskreis organisiert an diesem Tag eine Busfahrt von Berlin nach
Hamburg, mit antifaschistischer Bootsfahrt, als auch im KZ Buchenwald,
wo am 18.8.2019 Ernst Thälmann im Krematorium gedacht wird. In Berlin
wird Thälmann um 10 Uhr vor dem Ernst-Thälmann-Denkmal im
gleichnamigen Park gedacht. Am 25.8. organisiert der Freundeskreis in
Ziegenhals seine traditionelle Kundgebung.

Die Erinnerung an Ernst Thälmann und seine Kampfgenossinnen und
Kampfgenossen lebt! Das Motto des Freundeskreises bleibt: Die Glut
bewahren, nicht die Asche!

 * 

Grußadresse des CISC (comité intermationaliste pour la solidarité
de classe).

Liebe deutsche Genossen und Freunde,

das internationale Solidaritätskomitee grüßt eure Veranstaltung am 27.
und 28. April 2019.

In ganz Europa setzt man alles daran, die Erinnerung an die
kommunistische und antifaschistische Arbeiterbewegung zu zerstören und
mit derselben Absicht den Kommunismus zu diskriminieren und den
Faschismus zu relativieren, indem man zwischen beiden ein skandalöses
Gleichheitszeichen setzt. Das bedeutet zu vergessen, dass die
Kommunisten und die UDSSR die Speerspitze im Kampf gegen die Nazis
waren und dass die deutschen Kommunisten, an ihrer Spitze Ernst
Thälmann, die ersten waren, die Widerstand leisteten.

Diese Kampagne antikommunistischer Machenschaften erlaubt es der
extremen Rechten, sich wie noch nie zu verharmlosen, wie man besonders
in Wien sieht, wo die Regierung ganz offen Neonazis zulässt.

Die Wiederbelebung des deutschen Imperialismus, der Europa beherrscht
und zugleich erdrückt mit der Komplizenschaft Macrons, beunruhigt die
Völker unseres Kontinents. Wir rechnen mit dem andere Deutschland, dem
der Aufklärung, der Revolution von 1848, dem von Marx, Engels, Rosa,
Clara und Karl, auch von Brecht und Anna Seghers, um gemeinsam
standzuhalten, und wir bitten unsere Freundin und Genossin Eva
Ruppert, euch unsere freundschaftliche, anerkennende und brüderliche
Unterstützung zu übermitteln.

Georges Gastaud, internationaler Sekretär des CISC (comité
intermationaliste pour la solidarité de classe). 

15. März 2019

 * 

Rede von Rainer Perschewski (Berliner Landessprecher und
Bundessprecher der Betriebsgruppen der Eisenbahn- und
Verkehrsgewerkschaft, EVG und Mitglied des Parteivorstands der DKP) am
28. April 2019 anlässlich des 133. Geburtstages Ernst Thälmanns vor
dem Gelände der zertrümmerten Ernst-Thälmann-Gedenkstätte in
Ziegenhals. 

Liebe Freundinnen und Freunde, liebe Genossinnen und Genossen,

ich danke Euch für die Einladung und Möglichkeit, auf der heutigen
Kundgebung zu sprechen. Ich bin gebeten worden, einige Fragen des
gewerkschaftlichen Kampfes heute aufzugreifen. Es ist mir gerade im
Rahmen des hundertsten Jahrestages der Novemberrevolution - zudem auch
in diesem Jahr immer noch eine Reihe von Veranstaltungen stattfinden -
ein besonderes Anliegen auf einige aktuelle Zusammenhänge hinzuweisen.

Zunächst ist mir aber wichtig, dass ich mich auch in
gewerkschaftlichen Fragen auf Ernst Thälmann beziehen kann und auf
Ereignisse und Inhalte, die für Thälmann sehr prägend gewesen sein
dürften. Seine ersten Schritte in der Arbeiterbewegung zu Beginn des
20 Jahrhunderts hat Ernst Thälmann in der Gewerkschaft gemacht und er
hat sich in der Gewerkschaft stark gemacht für innergewerkschaftliche
Demokratie und Transparenz bei Entscheidungen, so trat er auf den
Verbandstagen des Transportarbeiterverbandes dafür ein, dass die
hauptamtlichen Funktionäre der Gewerkschaft von der Basis her bestimmt
werden und das Zustandekommen von Entscheidungen und seinen Folgen
offen gelegt werden. Zur innerparteilichen Demokratie kam sein Einsatz
für Gleichberechtigung in der Gewerkschaft, den Frauenanteil zu
erhöhen, ebenso wie den Jugendanteil. Dazu trat er natürlich auch für
eine kämpferische Gewerkschaftspolitik ein. Er verdiente sich seinen
Respekt unter den Kolleginnen und Kollegen, nicht nur für seine
Haltung, sondern dafür, dass er seine Mitgliedschaft immer als aktive
Mitgliedschaft verstanden hatte und sich bspw. um die Kassierung der
Mitglieder genauso kümmerte wie um die Probleme der Mitglieder. Seine
Kritik an der Politik der Gewerkschaften gerade im Zuge der
Burgfriedenspolitik und damit der Unterstützung der deutschen
Kriegspolitik fand in den Gewerkschaften statt, aus seiner Tätigkeit
heraus. Dieses alles bewirkte, dass er schließlich auch
verantwortliche Funktionen in der Gewerkschaft erhielt. Daher ist
seine Unterstützung der Novemberrevolution und schließlich sein Gang
über die USPD zur KPD nicht verwunderlich, sondern konsequent.

Dieses sage ich vor dem Hintergrund, dass mir als
Betriebsratsvorsitzender eines Bahnbetriebes durchaus bewusst ist,
dass die Institution Betriebsrat ein Kind der Novemberrevolution ist.
Bewusst ist mir auch, dass die gesellschaftspolitischen Vorstellungen
der in der Novemberrevolution entstandenen Räte durchaus weiter
gegangen waren, als ihnen schließlich zugestanden wurde. Die
Rätebewegung war ein Ausdruck der Suche der Arbeiterbewegung nach
eigenen Formen der Demokratie in Betrieb und Gesellschaft. Räte
bestimmten danach nicht nur bei den Arbeitsbedingungen im Betrieb mit,
sondern auch in wirtschaftlichen Fragen und dieses eben bis auf die
gesellschaftliche Ebene. Wenn wir aktuell in den bürgerlichen Medien
betrachten, wie an die Novemberrevolution erinnert wird, wird sie als
Geburtsstunde der bürgerlichen Demokratie begangen - die
rätedemokratischen Vorstellungen spielen da eher eine untergeordnete
Rolle oder werden abgetan als die Vorstellungen einiger
Irregeleiteter.

Warum stelle ich beides - Thälmanns Wirken und die Novemberrevolution
- an den Beginn meines heutigen Beitrages? Weil es viel mit den
gewerkschaftlichen Diskussionen um die Weiterentwicklung der
Demokratie zu tun hat, was quasi zu den in den Grundsatzdokumenten
festgelegten Zielen der Gewerkschaften zählt und auch seit dem Beginn
der Weltwirtschaftskrise 2008 ff. wieder eine Rolle spielt. Es kommt
im bekannten Gewand unter dem Stichwort Wirtschaftsdemokratie daher.
Ein Konzept, mit denen sich die Arbeiterbewegung schon in den 20er
Jahren des letzten Jahrhunderts auseinandersetzte. Auch in den
Jahrzehnten danach im Zusammenhang mit der Frage der Mitbestimmung in
Form von der Reform von Gesetzen wie das Betriebsverfassungsgesetz
spielte es eine Rolle. Doch auch in den letzten Jahren haben wir
zunehmend eine gesellschaftliche Debatte, wie verstärkt Elemente der
direkten Demokratie in der bürgerlichen Demokratie aufgenommen werden
können. Volksbegehren sind ein Teil dieser relativ neuen Formen. Ich
für meinem Teil, der ich dem kommunistischen Flügel der
Arbeiterbewegung angehöre, bin der Meinung, dass wir uns an diesen
Diskussionen beteiligen müssen und eigene Vorstellungen entwickeln
sollten. Da können wir gut an die rätedemokratischen Vorstellungen der
Novemberrevolution anknüpfen. Um Missverständnissen vorzubeugen.
Hierbei geht es nicht darum, wie die Beschäftigten und ihre
Interessenorganisationen weiter einbezogen werden und damit das
Co-Management verstärkt wird, sondern es geht um den Aus- und Aufbau
alternativer Formen und Inhalten der Mitbestimmung im Sinne der
Verbesserung von Arbeits- und Lebensbedingungen. Die Grenzen solcher
Reformen der Mitbestimmung - nämlich die Eigentumsverhältnisse -
werden dabei klarer hervortreten.

Als Gewerkschafter und Kommunist ist für mich der Einsatz um die
innergewerkschaftliche Demokratie auch zum Beginn des 21. Jahrhunderts
- also mehr als einhundert Jahre nachdem Ernst Thälmann in der
Gewerkschaft aktiv wurde - immer noch ein Thema. Innerhalb meiner
Gewerkschaft - der Eisenbahn und Verkehrsgewerkschaft (EVG) hat sich
dort in den letzten Jahren eine Menge getan. Ich will das kurz an der
letzten Tarifrunde deutlich machen. Euch ist sicherlich der Warnstreik
der Eisenbahner zum Ende des Jahres 2018 in Erinnerung. Der Streik war
das Ergebnis eines Entwicklungsprozesses.

Die EVG hatte bereits in den letzten Tarifrunden begonnen, ihre
Forderungsaufstellung und den Tarifkampf auf eine immer breitere
Einbeziehung der Mitglieder einzustellen und auf die aktive
Beteiligung zu setzen und das auf allen Ebenen. Nach den ersten
Diskussionen in Betriebsgruppen oder auf regionaler Ebene, der
Durchführung von Zukunftswerkstätten, offenen Sitzungen der
Tarifkommission und einer Mitgliederbefragung waren die Forderungen
gesetzt und schon bei Verhandlungsbeginn eine breite Sensibilisierung
vorhanden. Gerade die Mitgliederbefragung hat ein Tarifmodell
hervorgebracht, das - auch nach Einschätzung der großen Gewerkschaften
- die Forderung um Arbeitszeitverkürzung wieder auf die Tagesordnung
in allen Branchen gesetzt hat. In der Mitgliederbefragung war
Folgendes passiert: Auf die Frage welche Zielrichtung gewünscht wird,
war die Antwort gespalten. Zu relativ gleichen Teilen wollten die
Kolleginnen und Kollegen weniger Wochenarbeitszeit, mehr Urlaub und
mehr Geld. Die TK beantwortete dieses Ergebnis, in dem sie alle
Forderungen aufgenommen hat und so konnte schon nach der Tarifrunde
2016 ein Beschäftigter zwischen 1 Stunde, 6 Tagen oder mehr Geld
wählen und 69 Prozent wählten die 6 Tage mehr Urlaub und der
Bahnkonzern musste seine Einstellungszahlen erhöhen. Gleiches
wiederholte sich 2018 - so dass der Urlaub für einen Beschäftigen im
Bahnkonzern künftig bis zu 42 Tagen im Jahr betragen kann. Interessant
ist auch der Verlauf des Arbeitskampfes.

Die Mobilisierung begann mit dem öffentlichen Angebot von
Streikschulungen. Die Verhandlungsrunden wurden mit Aktionen
begleitet. Hierbei setzte man auf Experimente, deren Ausgang nicht
klar war. So rief der Vorstand beispielsweise die Mitglieder zu einem
"Tag des Lärms" zu einem bestimmten Zeitpunkt zu dezentralen Aktionen
auf. Im Nachgang war aus der EVG-Zentrale zu hören, dass Unsicherheit
herrschte, ob man sich auf die Eigeninitiative der Mitglieder
verlassen könne. Die Resonanz war jedoch überwältigend. An über 400
Orten in Deutschland wurden kreative Aktionen dokumentiert und in
Kurzfilmen an die Zentrale gesendet. Eine Viertelstunde lang wurde
getrommelt, gepfiffen und getrötet, was das Zeug hielt. EVG-Mitglieder
ließen auf Lokomotiven die Signalhörner erschallen und bei
Werksfeuerwehren die Sirenen erklingen. Samba-Gruppen sorgten für
Aufmerksamkeit, auch an und auf vielen Bahnhöfen waren Mitglieder
aktiv. Dem Lärm folgten Lichtaktionen mit ähnlicher kreativer
Resonanz.

Auch an den Verhandlungsorten wurde die Kampfbereitschaft
demonstriert. Der Höhepunkt war der Tag des Warnstreiks - aufgrund des
doch sehr kleinen hauptamtlichen Apparats war auch der Erfolg des
Warnstreikaufrufs von Eigeninitiativen in den Betrieben abhängig. Es
wurde wahrgenommen, dass in nur eineinhalb Stunden die Bahnen
bundesweit zum Stillstand kamen. Und so konnten nur drei Stunden
Warnstreik dem Arbeitgeberverband deutlich machen: Wenn die EVG zum
Streik ruft, reicht auch kein Notfahrplan mehr. Nach jeder
Verhandlungsrunde wurden Dutzende Videokonferenzen durchgeführt, in
denen die Verhandlungskommission über den Verlauf informierte.

Die beiden Tarifabschlüsse der EVG sind verschiedentlich kritisiert
worden. Im Zentrum steht dabei das Wahlmodell, da der Beschäftigte in
dem Jahr der Umsetzung zwar mit gleichem Lohn weniger arbeitet, aber
keine Lohnerhöhung erhält. So beträgt der Reallohnverlust die Höhe der
Inflation. Das Wesentliche an der Tarifbewegung der EVG ist jedoch,
dass die Aufstellung von Forderungen und deren Durchsetzung in einem
breiten demokratischen Prozess vollzogen wurde, in denen zigtausende
von Mitgliedern einbezogen sind. Dies führte zur Durchsetzung von
Arbeitszeitverkürzung, die seitdem in allen Gewerkschaften wieder auf
der Tagesordnung ist. Früher waren die Verhandlungen fast
Geheimratstagungen und die Aufstellung der Forderungen auf die
Kommissionen beschränkt. Das gehört der Vergangenheit an, und so trägt
die Gemeinschaft der Mitglieder das Ergebnis - mit allen Kompromissen,
und dennoch ist im Kern der Mitgliederwille umgesetzt. Was bei uns in
der EVG abgelaufen ist, ist ein Beispiel dafür wie die
innergewerkschaftliche Demokratie weiterentwickelt werden kann und
dafür haben sich viele Kolleginnen und Kollegen in dem Jahr zuvor
eingesetzt.

Liebe Freundinnen und Freunde, liebe Genossinnen und Genossen,

ich hoffe ich konnte Euch einen kleinen Einblick in die Entwicklung
der Gewerkschaftsarbeit vermitteln und vor allem deutlich machen, wie
wichtig es ist, dass die Kenntnis auch um historische Zusammenhänge,
Inhalten und Entwicklung immer auch für die aktuellen Kämpfe wichtig
sind. Nur so sind wir als Marxisten in der Lage auch der
weitertreibende Teil der Arbeiterbewegung zu sein.

Ich danke für die Aufmerksamkeit.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2407: Kleinbürgerliche Abweichungen?


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 7/8 · Juli/August 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Kleinbürgerliche Abweichungen?

Das Komitee für eine Arbeiterinternationale (CWI) in der Krise[1]

von Manuel Kellner



Die CWI ist eine internationale Organisation, die in
trotzkistischer Tradition steht. Ihre stärkste nationale Organisation
ist die "Mutterpartei" Socialist Party. In den 80er Jahren, als
ihre Mitglieder noch in der Labour Party arbeiteten, damals als
Militant-Strömung, erwarb sie sich großes Ansehen u.a. durch den
Kampf gegen Margret Thatchers Poll tax (Kopfsteuer).


Dem Vernehmen nach könnte dieser Organisation eine Spaltung
drohen. Dem Vernehmen nach - und damit fängt das Problem schon an. Wir
sind auf "geleakte" interne Dokumente im Internet, darauf basierende
Presseartikel anderer linker Gruppen im englischsprachigen Raum und
eine Art Kremlastrologie angewiesen. Denn das CWI stellt die
aufgetretenen Meinungsverschiedenheiten nicht öffentlich zur
Diskussion.

Im Internet verfügbar ist insbesondere ein 12seitiger Text von Peter
Taaffe (englisches Leitungsmitglied der CWI seit 50 Jahren) vom 15.
Januar dieses Jahres mit der Überschrift "In defence of a
working-class orientation for the CWI". Darin wird gleich eingangs
schweres Geschütz aufgefahren: "...die CWI ist mit ...Tendenzen zum
kleinbürgerlichen Mandelismus[2] konfrontiert." Vor allem der irischen
Organisation der CWI wirft Taaffe vor, zugunsten von
"Identitätspolitik... die Notwendigkeit einer auf der Bewegung der
Arbeiterklasse gründenden Organisation aufzugeben".

Die Beispiele, die Taaffe anführt, sind nicht sehr sprechend und
reichen nicht aus, sich ein Urteil zu bilden. Die irische Socialist
Party ist die aktuell wohl profilierteste Organisation des CWI mit
einiger Präsenz in den Bewegungen und einigen Parlamentsabgeordneten.
Hat sie bei der Teilnahme an der Bewegung gegen die Kriminalisierung
der Abtreibung dem "bürgerlichen Feminismus" nachgegeben, weil sie
nicht an die Gewerkschaften appellierte, diesen Kampf zu unterstützen?
Hat sie analog dem "irischen Nationalismus" nachgegeben? Auffällig ist
in Taaffes Text, dass er sich oft auf angebliche Äußerungen "einzelner
Genossen" bezieht und keine Texte der irischen SP zitiert. Und was
bedeuten solche Vorwürfe überhaupt?

"Dem Vernehmen nach" war Taaffe auf einer Sitzung des breiteren
internationalen Leitungsgremiums des CWI gegen Ende 2018 in die
Minderheit geraten. Die Leitungen der griechischen und der
US-amerikanischen Organisation des CWI etwa unterstützten die Iren. Im
engeren Leitungsgremium, dem Internationalen Sekretariat, hat Taaffe
aber eine sichere Mehrheit, und mit ihr hat er prompt eine Fraktion
gegründet, die auf den folgenden schönen Namen hört: "In defence of a
working class Trotskyist CWI", was wohl nicht übersetzt werden muss.

Ich weiß sehr wohl, dass die Organisationen des CWI einiges auf die
Reihe gekriegt und sich Verdienste erworben haben. Darum würde ich
mich keineswegs freuen, wenn diese Organisation zerbrechen sollte.
Doch das organisationspolitische Konzept und das Funktionieren der CWI
halte ich nicht für nachahmenswert. Klar, es gibt da viel Effizienz,
und lange Zeit funktionieren solche Organisationen wie gut geölte
Maschinchen. Die Mitglieder sind aufopfernd aktiv. Sie kennen kein
"vielleicht" und kein "weiß nicht genau". Formal ist intern alles
demokratisch geregelt. Aber die Führung bleibt immer im Sattel und
duldet faktisch keinen ersthaften Widerspruch. Wenn Kontrollverlust
droht, wird gespalten.

Ich kenne Peter Taaffe persönlich aus den 2000er Jahren, als das CWI
mit den "kleinbürgerlichen Mandelisten" darüber beriet, ob und wie
eine breitere antikapitalistische Kraft auf europäischer Ebene
geschaffen werden könne. Peter Taaffe spricht frei und souverän und
bringt die Leute mit Anekdoten zum Lachen. Im persönlichen Gespräch
vermittelt er den Eindruck eines wirklichen Menschen, der auch zuhören
und zweifeln kann. Aber - entschuldigt bitte - schon im Gespräch mit
seinen unmittelbaren Unterführern bekam ich nur gestanzte Phrasen zu
hören. Damit werden keine selbständig urteilende Revolutionäre
erzogen.

Ich fragte 2010 einen pakistanischen Genossen, warum sich seine
Organisation vom CWI abgewandt und der IV. Internationale zugewandt
hatte, da auch sie ja nicht mehr ist als eine kleine organisierte
internationale Strömung. Er meinte lachend, es sei halt schon eine
Erleichterung gewesen, nicht mehr mit Europäern - in diesem Fall
Engländern - zu tun zu haben, die immer besser wissen, was in Pakistan
zu tun sei. Bei allen Schwächen, die die IV. Internationale hat: Ihre
Stärke im Vergleich mit dem CWI und vergleichbaren Organisationen
besteht darin, Genossinnen und Genossen auf internationaler Ebene
zusammenzuführen, die auf Augenhöhe miteinander Positionen entwickeln
- ohne eine Handvoll Führungsfiguren, die die marxistische Weisheit
für sich gepachtet haben.


Anmerkungen:

[1] In Deutschland gehört die SAV zum CWI.

[2] Ernest Mandel (1923-1995) war das wohl bekannteste Mitglied der
IV. Internationale. Einige seiner Schriften hatten in Deutschland
recht hohe Auflagen, so die Marxistische Wirtschaftstheorie, Der
Spätkapitalismus und die Einführung in den Marxismus. Es
ist eine schlechte Gewohnheit von Sektenrivalität, dem Namen eines
solchen Menschen einen "ismus" zu verpassen und den so geschaffenen
Begriff als politische Invektive zu benutzen.
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VORWÄRTS/1489: Es geht um echte Gleichberechtigung


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 21/22 vom 27. Juni 2019

Es geht um echte Gleichberechtigung

von Damian Bugmann



Afrikanische Staaten entkriminalisieren Homosexualität - trotz
rigider Sexualmoral, der Altlast der europäischen Kolonisierung. Kuba
engagiert sich trotz christlicher Altlasten und permanenter
Störmanöver der USA schon länger, differenziert und erfolgreich für
freie sexuelle Orientierung und Geschlechteridentität.


In mehr als der Hälfte der afrikanischen Staaten ist
Homosexualität illegal. Botswana schaffte Anfang Juni endlich die
Verfolgung Homosexueller ab. Bisher konnten in dem Land
gleichgeschlechtliche Beziehungen mit bis zu sieben Jahren Gefängnis
bestraft werden. Dies ist auf die Kolonialgesetzgebung
Grossbritanniens zurückzuführen. Über zwanzig Staaten südlich der
Sahara kriminalisieren queer lebende Menschen nach wie vor. In einigen
Ländern wie dem Sudan oder Mauretanien droht sogar die Todesstrafe.
Erst vor einem Monat verhandelte das Oberste Gericht von Kenya über
eine mögliche Legalisierung, entschied dann aber dagegen, auch hier
sind die Kolonialmächte massgeblich dafür verantwortlich.

Für eine Entkriminalisierung entschloss sich vor einigen Monaten
Angola. Das Oberste Gericht geht sogar so weit, jede Diskriminierung
von Homosexuellen unter Strafe zu stellen. Auch in Angola ist die
Kolonialgeschichte für diesen Zustand verantwortlich, dort jedoch die
portugiesische. Menschenverachtende Strafen gegen queer lebende
Menschen kennen in Afrika vor allem Staaten, in denen monotheistische
Religionen aus dem Ruder gelaufen sind und/oder wo rückschrittliches
koloniales Unrecht nach wie vor Recht ist wie zum Beispiel in Uganda
oder Simbabwe. Am effizientesten wütete offenbar die englische
Kolonisation. Vieles spricht dafür, dass die afrikanischen
Gesellschaften in vorkolonialer Zeit einen recht toleranten Umgang mit
Homosexualität pflegten, so wie es auch in Europa vor der
Missionierung war.


Kuba ist führend

Unter dem Motto "Humanidad es diversidad" (Menschlichkeit ist
Vielfalt) finden in diesem Monat die vierten Aktionstage gegen
Homophobie im sozialistischen Kuba statt. Es sei der allgemeine
Auftrag, heisst es sinngemäss im Programm der Aktionstage, für eine
Aufklärung in der Gesellschaft - angefangen bei der Familie
- aufzutreten, für das Recht einer freien und verantwortungsbewussten
Wahl von Sexualität und Geschlecht als Elemente von Gleichheit und
sozialer Gerechtigkeit. In Kuba ist man also offensichtlich wesentlich
weiter als die meisten Länder dieser Welt, was die wirkliche Akzeptanz
von Schwulen, Lesben, Bi- und Transsexuellen angeht. Anders als in
Deutschland und der Schweiz geht es nicht nur um ein auf Akzeptanz und
Toleranz beschränktes Programm. Nicht nur um eine meist einseitig
schwule Zielgruppe, entdeckt von Marketing und Politik als
Konsument*innen und Stimmvieh. Es geht um echte Gleichberechtigung und
Bekämpfung von Diskriminierung.

Als spezifische Zielstellungen der Aktionstage werden postuliert:
Bewusstsein zu entwickeln, in den verschiedenen Schichten Kubas, um
deren Unterstützung zu gewinnen, für die permanente Aufklärung für
eine freie sexuelle Orientierung und Geschlechteridentität. Weiter die
Förderung persönlicher, familiärer und sozialer Verhältnisse, die die
Praxis der sexuellen Rechte von Männern* und Frauen* im
unterschiedlichen Kontext ihres Wirkens in der Gesellschaft, ohne
Ausschluss ihrer sexuellen oder geschlechtlichen Identität, zu
ermöglichen. Auch alle Formen von Diskriminierung aufgrund von
Sexualität oder Geschlecht aufzudecken, zu bekämpfen und auszumerzen.
Die Aktivitäten werden unterstützt von Institutionen, Politik und
Regierung in Kuba als Teil des Nationalen Programms für sexuelle
Aufklärung und die Achtung der Menschenwürde homosexueller,
bisexueller und Transgender-Personen.


Emanzipierende Revolution

WikiLeaks deckte 2011 auf, dass die US-Regierung damals 300.000 Dollar
ausgab für die Beseitigung des kubanischen LGBTIQ-Projekts von
Cenesex, Nationales Zentrum für Sexualerziehung, geleitet von Mariela
Castro Espin. An erster Stelle zeigt dies, dass die Arbeit, die in
Kuba für die Rechte von Lesben, Schwulen, Bisexuellen, Transmenschen
und Intersexuellen vorangetrieben wird, die US-Regierung beunruhigt.
Warum? Weil es den politischen Willen der kubanischen Regierung zeigt,
deutlich zu machen, dass Homophobie und Transphobie mit der
emanzipierenden kubanischen Revolution nicht in Einklang gebracht
werden können.

Mehrere Schritte wurden auf Kuba getan, um die freie und
verantwortliche sexuelle Orientierung und Geschlechtsidentität zu
fördern. Es wird angestrebt, sie in den Herzen aller Kubaner*innen zu
verankern und ein für allemal die Homophobie zu verbannen. Die ersten
Schritte dazu wurden von der Föderation der kubanischen Frauen (FMC)
bereits 1972 gemacht mit der Entwicklung der Arbeitsgruppe für
sexuelle Aufklärung, dem Vorläufer von Cenesex.


Auch Heterosexuelle

Ein grosser Moment war die Veröffentlichung des Buchs "Mann und Frau
in der Intimität" (Sigfred Schnabel, 1979), in dem zum ersten Mal in
Kuba eine wissenschaftliche Stimme auftrat, die begründete, warum
Homosexualität keine Krankheit ist. 2007 schloss sich das Land der
Initiative des französischen Aktivisten Georges Tin an, den
Internationalen Tag gegen Homophobie am 17. Mai zu begehen. Die Arbeit
wird von mehreren gesellschaftlichen Organisationen und auch der
ideologischen Abteilung des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei
Kuba unterstützt. Sie trugen auch dazu bei, eine LGBTIQ-Bewegung
aufzubauen, bei der auch Heterosexuelle mitwirken. Fachleute aus
vielen Staaten nehmen jeweils am kubanischen Kongress zu
Sexualerziehung, Orientierung und Therapie in Havanna teil. Kuba
bietet seit 2008 kostenlose Operationen zur Geschlechtsumwandlung
durch sein nationales Gesundheitssystem an. Mariela Castro und
unabhängige LGBTIQ-Aktivist*innen fordern seit dem letzten Jahr das
Recht auf Heirat für gleichgeschlechtliche Paare.

Quellen: DKP-QUEER.DE und AMERICA21.DE
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MELDUNG/1012: Jochen Trum übernimmt Leitung der landespolitischen Berichterstattung beim Westdeutschen Rundfunk (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 22. Juli 2019

Jochen Trum übernimmt Leitung der landespolitischen Berichterstattung
beim Westdeutschen Rundfunk



Jochen Trum (49) ist der neue Leiter der Programmgruppe Politik und
Dokumentation NRW des Westdeutschen Rundfunks. Bislang war der
Journalist in der Chefredaktion Landesprogramme Fernsehen als
Koordinator unter anderem für Personal- und Etatfragen zuständig. Auch
die redaktionelle Betreuung von Sonderprojekten, etwa Wahlsendungen,
fiel in seine Zuständigkeit. "Jochen Trum ist ein exzellenter Kenner
der politischen Landschaft in Nordrhein-Westfalen", so Gabi Ludwig,
Chefredakteurin Landesprogramme. "Er steht dafür, dass der WDR als
Landessender aktuell und hintergründig, unabhängig und kritisch über
die Politik im Westen berichtet. Landespolitik hat für den WDR eine
große Bedeutung, ob in den aktuellen Formaten von Radio, Fernsehen und
Online oder in den eigenen Sendungen wie Westblick und Westpol", so
Ludwig weiter.

Jochen Trum folgt auf Sabine Scholt (56), die die Leitung der
Programmgruppe Zeitgeschehen, Europa und Ausland beim WDR in Köln
übernommen hat. Unter der Führung von Jochen Trum sollen die
landespolitischen Redaktionen Hörfunk, Fernsehen und Online zu einer
crossmedialen Einheit im Funkhaus Düsseldorf zusammenwachsen. Außerdem
gehört die Redaktion Doku & Digital ("Unterwegs im Westen") zu seinem
Verantwortungsbereich.

Trum stammt aus Oberhausen, hat beim NDR volontiert und ist seit 2000
WDR-Redakteur. Nach Stationen in den Studios Essen und Köln kam er
2006 in die Redaktion Landespolitik, deren stellvertretender Leiter er
von 2009 bis 2016 war.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 22. Juli 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)
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FEATURE/1287: Deutschlandfunk Kultur - Einsamkeit. Was geschieht, wenn das soziale Netz reißt?, 25.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Einsamkeit - Was geschieht, wenn das soziale Netz reißt?

Die Erforschung eines lange vernachlässigten Gefühls

Von Susanne Billig und Petra Geist

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 25. Juli 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Fünf Prozent der Deutschen und 20 Prozent der Amerikaner bezeichnen
sich als einsam, dennoch ist die Einsamkeit bislang wenig erforscht.
Soziale Wesen möchten sich verbinden, doch demografischer Wandel,
kleinere Familien, Single-Haushalte, brüchige Freundschaftsnetze und
erzwungene Flexibilität machen die Einsamkeit zu einer zunehmenden
Bedrohung. Sind Menschen in bestimmten Phasen ihres Lebens oder mit
bestimmten Persönlichkeitsstrukturen besonders anfällig, oder kann
Einsamkeit jeden treffen? Hat die schmerzhafte Vereinzelung auch
handfeste gesundheitliche Folgen? Welche Wege führen aus der
Isolation? Darüber reden Soziologen, Kinder- und
Gesundheitspsychologen sowie Menschen, die offen darüber sprechen, wie
sie selbst Zeiten der Einsamkeit erlebten und was sie daraus lernen
konnten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 16. Juli 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MUSIK/2970: Deutschlandfunk - Der in Neufundland lebende Pianist Florian Hoefner, 25.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Bebop mit Aussicht auf Eisberge

Der in Neufundland lebende Pianist Florian Hoefner und seine Musik

Von Odilo Clausnitzer

JazzFacts

Donnerstag, 25. Juli 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Seit fünf Jahren lebt der fränkische Pianist Florian Hoefner im wilden
Osten Kanadas. Mit seinem Quartett macht er Post-Bop auf
internationalem Niveau. Aber von der Natur hat er sich auch zu
impressionistischer Solo-Musik inspirieren lassen. Hoefner begann
seine Karriere mit dem Quintett Subtone. Es besteht seit fast 15
Jahren und setzt mit fein ausarrangiertem Straight Ahead-Jazz bis
heute Maßstäbe. Nach dem Studium in Berlin zog er für sechs Jahre nach
New York, wo er noch immer regelmäßig gastiert. Als Komponist schrieb
Hoefner auch für Big Bands und wurde mehrfach preisgekrönt. Als
Überbleibsel aus seiner fränkischen Jugend greift er gelegentlich zum
Akkordeon - auch im Jazz-Kontext.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 16. Juli 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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MUSIK/2969: BR-KLASSIK - Bayreuther Festspiele 2019. Fünf Aufführungen, 25.7., 26.7., 1.8., 10.8., 20.8.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 5. Juli 2019

Breite Rundumberichterstattung

Bayreuther Festspiele 2019: Fünf Aufführungen in BR-KLASSIK

ab Donnerstag, 25, Juli, 15.05 Uhr, BR-KLASSIK



Die Bayreuther Festspiele 2019 werden am Donnerstag, 25. Juli um 16.00
Uhr mit der romantischen Wagner-Oper "Tannhäuser" eröffnet. Valery
Gergiev am Dirigenten- und Tobias Kratzer am Regiepult feiern ihre
Debüts auf dem "Grünen Hügel", es singen u.a. Stephen Gould, Lise
Davidsen und Markus Eiche.

BR-KLASSIK überträgt die Eröffnung live im Internet per
Video-Livestream, Moderator Maximilian Maier führt durch den Abend.
Auch im Radio auf BR-KLASSIK ist die Premiere zu hören. Bereits ab
15.05 Uhr wird die Sendung "Auftakt" live aus Bayreuth gesendet, um
die Aufführung herum gibt es bis 21.30 Uhr Eindrücke,
Hintergrundgeschichten, Kommentare und die "Pausengespräche". Auf
3sat, dem Programm von ZDF, ORF, SRF und ARD, können die
Fernsehzuschauer die "Tannhäuser"-Premiere dann zur besten Sendezeit
ansehen: Am Samstag, 27. Juli 2019, um 20.15 Uhr.


Zwei "Hügel-Debüts"

Für die große Festspielpremiere von Richard Wagners "Tannhäuser"
werden in diesem Jahr zwei "Hügel-Debüts" mit Spannung erwartet: zum
einen wird Stardirigent Valery Gergiev erstmals bei den Bayreuther
Festspielen am Pult stehen, zum anderen ist für die Inszenierung einer
der momentan meistdiskutierten und aufregendsten Regisseure
verantwortlich: Tobias Kratzer. Bildstark und aussagekräftig sind
seine Arbeiten in aller Regel, mit psychologischer Tiefe und auch mit
sozial-politischer Botschaft. Wie beispielsweise zuletzt in Frankfurt
bei "La forza del destino" von Giuseppe Verdi oder bei der
"Götterdämmerung" in Karlsruhe, für die Kratzer 2018 mit dem Deutschen
Theaterpreis "Faust" für die beste Musiktheater-Regie ausgezeichnet
wurde.


Hochkarätiges Sängerensemble

Wie wird er den "Tannhäuser" in Szene setzen, diese Oper über Sünde,
Buße und Gnade, über die Erlösungskraft des Weiblichen, über die
prickelnde Konstellation zwischen Eros und Agape? Gleichermaßen
spannend wird die Frage sein, wie Valery Gergiev mit der heiklen
Akustik des Festspielhauses zurechtkommen wird. Gergiev steht neben
dem Orchester und dem Chor der Bayreuther Festspiele ein hochkarätiges
Sängerensemble zur Verfügung.

Die Titelpartie des Tannhäuser übernimmt mit Stephen Gould einer der
großen Heldentenöre unserer Zeit. Seit Jahren gehört er, ob als
Siegfried, Siegmund oder Tristan, zu den unverzichtbaren Stützen der
Festspiele. Ebenfalls mit viel Erfahrung am Grünen Hügel sind Markus
Eiche (Wolfram von Eschenbach) und Stephen Milling (Landgraf Hermann).
Ekaterina Gubanova (Venus) hingegen wird zum ersten Mal in Bayreuth
singen, genau wie Lise Davidsen als Elisabeth. Sie ist eine der
größten Hoffnungen im hochdramatischen Fach. Seitdem sie 2015 Placido
Domingos "Operalia"-Wettbewerb gewonnen hat, erobert sich die junge
Norwegerin die Bühnen dieser Welt.


Zu "Tannhäuser"

Romantische Oper in drei Akten

Tannhäuser - Stephen Gould

Wolfram von Eschenbach - Markus Eiche

Elisabeth - Lise Davidsen

Venus - Ekaterina Gubanova

Landgraf Hermann - Stephen Milling

und andere

Chor und Orchester der Bayreuther Festspiele

Leitung: Valery Gergiev

Präsentation: Frank Manhold/Antonia Goldhammer

Live-Übertragungen am Donnerstag, 25. Juli 2019

- Ab 16.00 Uhr: Video-Livestream auf www.br-klassik.de/concert
(deutschlandweit empfangbar. Anschließend abrufbar bis 31.12.2019)

- 15.05 Uhr: BR-KLASSIK bietet im Hörfunk 6 ½ Stunden Live-Übertragung
aus Bayreuth: vom Festspielmagazin über die Premieren-Übertragung bis
zur Kritikerrunde (bis ca. 21.30 Uhr).


Hintergrund-Angebote im Hörfunk


Nach dem 1. Akt:

1) Maximilian Meier im Gespräch mit dem Regisseur Tobias Kratzer

2) "Wie viel Lasterhaftigkeit braucht es, um aus moralischem Scheitern
etwas Neues hervorzubringen?" Ein fiktiver Dialog zwischen Laster und
Moral

(Feature von Sylvia Schreiber)

3) Fridemann Leipold im Gespräch mit dem Dirigenten Valery Gergiev

4) Dirk Kruse zu Bühnenbild und Inszenierung des 2. Akts


Nach dem 2. Akt:

1) Maximilian Maier im Gespräch mit der Sopranistin Lise Davidsen
(Elisabeth)

2) "Männer auf dünner Erdkruste - Wagners verkrüppeltes Verhältnis zum
anderen Geschlecht"

Feature von Dietlinde Küpper

3) Falk Häfner im Gespräch mit dem Tenor Stephen Gould (Tannhäuser)

4) Dirk Kruse zu Bühnenbild und Inszenierung des 3. Akts


anschließend:

Kritikerrunde mit Bettina Volksdorf, Wolfram Goertz und Bernhard
Neuhoff

Moderation: Annika Täuschel

3sat, das Programm von ZDF, ORF, SRF und ARD, sendet die Aufzeichnung
der Premiere zur besten Sendezeit am Samstag, 27. Juli um 20.15 Uhr.

Durch das Programm führt Moderator Maximilian Maier.


Weitere (Live-)Übertragungen von den Bayreuther Festspielen
2019 in BR-KLASSIK/Hörfunk

Freitag, 26. Juli 2019, 15.52 Uhr: Live von den Bayreuther
Festspielen

Richard Wagner: Lohengrin / Leitung: Christian Thielemann

Donnerstag, 1. August 2019, 15.52 Uhr: Live von den Bayreuther
Festspielen

Richard Wagner: Tristan und Isolde / Leitung: Christian Thielemann

Samstag, 10. August 2019, 18.05 Uhr: Aufzeichnung vom 27. Juli
2019:

Richard Wagner: Die Meistersinger von Nürnberg / Leitung: Philippe
Jordan

Dienstag, 20. August 2019, 18.05 Uhr: Aufzeichnung vom 30. Juli
2019:

Richard Wagner: Parsifal / Leitung: Semyon Bychkov

Außerdem berichten:

Die kulturWelt auf Bayern 2, die Kulturnachrichten auf B5 aktuell und
BR24.de berichten am 25. Juli zur Eröffnung der Festspiele von den
Endproben und bringen am 26. Juli eine aktuelle Nachtkritik der
diesjährigen Premiere "Tannhäuser".

Weitere Informationen unter: www.br-klassik.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. Juli 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts
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KURSUS/1930: Hanau - Einsteiger-PC-Kurs EXCEL für Senioren, 6.-27. August 2019


Stadt Hanau

PC-Kurs EXCEL für Einsteiger



Das Seniorenbüro Hanau bietet einen Excel-Kurs am PC für
EinsteigerInnen mit der ehrenamtlichen Mitarbeiterin Isabelle
Matuschek an. Der Kurs findet dienstags 6.-27. August 2019, jeweils
um 10 Uhr statt und umfasst vier Einheiten von je zwei Stunden.
Kursort ist das Seniorenbüro Hanau, Raum 106, 1. OG, Steinheimer
Straße 1, 63450 Hanau. Im Kurs werden Grundfunktionen der
Tabellenerstellung und Rechenmöglichkeiten erläutert. Diese können sie
später in einem Folgekurs vertiefen. Grundkenntnisse in der Bedienung
des PCs sind erforderlich. Die Gebühr beträgt 20 Euro. Anmeldung
bitte telefonisch unter T.: 06181 66 820 - 41.

Das Programm EXCEL dient dazu Listen zu erstellen, nach Inhalten in
den Listen zu suchen und/oder sie nach verschiedenen Gesichtspunkten
zu sortieren oder zu filtern. Beispiele hierfür sind die Verwaltung
einer Bibliothek oder eines Musikarchivs. Darüber hinaus kann man mit
EXCEL Kostenaufstellungen erfassen und verwalten sowie
unterschiedliche Darstellungen der Kosten in Gruppen und/oder
Diagrammen erstellen. Die üblicherweise auf einem Taschenrechner
durchgeführten Berechnungen werden in EXCEL einmal definiert und
können immer wieder verwendet werden. Beispiele sind Übersichten über
Urlaubs- oder Haushaltskosten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 10. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau
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FESTIVAL/819: Borken - "Drum-Festival Borken 2019" am 23. August 2019


Stadt Borken

Es gibt was auf die Ohren: Drum-Festival Borken 2019



Am Freitag, den 23. August 2019 findet auf der Wiese des Aquarius,
Parkstrasse 20 in 46325 Borken, eine besondere Kulturveranstaltung für
Kinder, Jugendliche und Familien statt: Das Drumfestival 2019!

Alle Trommelbegeisterten aus der Region sind herzlich eingeladen,
internationale Topdrummer zu bestaunen, und aktiv teilzunehmen an
diversen Drumworkshops. Erwachsene sind genau so willkommen wie Kinder
und Jugendliche. Beim Genuss von Grillwürstchen und alkoholfreien
Getränken gibt es ordentlich was auf die Ohren!

Die Bühne wird umrahmt von der Kulisse des Bauspielpatzes 2019. Die
daran teilnehmenden Kinder und Jugendlichen sorgen für das leibliche
Wohl und verkaufen in ihren selbst gebauten Hütten Zuckerwatte und
Popcorn.

Das Drum-Festival Borken 2019 wird organisiert vom Jugendwerk Borken
e.V. und der Stadt Borken. Das Programm wurde vom Drumstudio Bocholt
erstellt. Der Eintritt ist frei.

PROGRAMM

14:00 Uhr: Einlass

15:00 Uhr: Mr. Brassident / Brassband

Mr. Brassident ist eine mobile Brassband. 6 Blechbläser und 2 Drummer
übersetzten ihr Repertoire aus chilligem Pop, souligen Grooves,
pumpendenm Funk und hämmernden Metalrythmen humorvoll in die Welt der
analogen Blasmusik und sorgen so für blendend gute Laune bei Jung und
Alt. Mehr unter: www.mrbrassident.com

15:30 Uhr: Blue Beat Project - Mittrommeln auf Plastiktonnen

Nach den großen Erfolgen der letzten beiden Jahre laden Profidrummer
Sascha und Joost wieder ein zu gemeinsamen Beats mit neuen Songs. Die
ganze Familie darf mittrommeln auf mehr als 200 Trommlen gleichzeitig.
Wie aus heiterem Himmel entsteht innerhalb von wenigen Minuten ein
knallendes Drum-Spektakel! Mehr unter: www.bluebeatproject.eu

16:00 Uhr: Oded Kafri - DJ Of The Drums

Drummer Oded Kafri ist Solo-Künstler, One-Man-Party und YouTube
Phänomen mit über einer Millionen Clicks. Der aus Tel Aviv stammende
Kafri ist schon in der ganzen Welt aufgetreten: Clubs in London und
Paris, Namm Show California, World Percussion Festival New Delhi, TedX
Hamburg, Wacken Open Air etc. Mehr unter: www.odedkafri.com

16:30 Uhr: Blue Beat Project - Mittrommeln auf Plastiktonnen

17:00 Uhr: Mr. Brassident / Brassband

17:30 Uhr: Oded Kafri - DJ Of The Drums

Das Drum-Festival Borken war im letzten Jahr sehr erfolgreich. Hier
der Link zum Video vom letzten Jahr: https://youtu.be/kMYfRRrSVfY

Termin: Freitag, den 23. August 2019 von 15 bis 18 Uhr auf der
Aquarius Wiese, Parkstrasse 20 in 46325 Borken. Der Eintritt ist frei!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 23. Juli 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken
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KLASSIK/10228: Eisenach - Internationale Spitzenmusiker auf der Wartburg, 27.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 22.07.2019

Internationale Spitzenmusiker auf der Wartburg

Wartburgkonzert mit Bläserquintett und Klavier

Samstag, 27. Juli 2019, 19.30 Uhr im Festsaal der Burg



Das vierte Wartburgkonzert dieses Jahres wird von vielfach
ausgezeichneten internationalen Spitzenmusikern gestaltet. Als
Bläserquintett mit Klavier spielen Jasen Atanasov, Zora Slokar,
Cristina Gómez Godoy, Shirley Brill, Jonathan Aner und Sébastian Jacot
Werke von Mozart, Richard Strauss und Louise Farrenc. Das Konzert am
27. Juli um 19.30 Uhr im Festsaal der Burg wird aufgezeichnet und ist
am 9. August ab 20.03 Uhr im Programm von Deutschlandfunk Kultur zu
hören.

Das facettenreiche Programm zwischen Wiener Klassik und Spätromantik
wird mit Mozarts Ouvertüre zu "Die Zauberflöte" eröffnet. Am Ende des
Abends gibt es eine neue Kammermusikfassung von Richard Strauss? "Till
Eulenspiegels lustige Streiche", die den ganzen Schalk des
mittelalterlichen Schelms hörbar macht. Die Besetzung mit Fagott,
Horn, Oboe, Klarinette, Flöte und Klavier garantiert dabei eine reiche
Palette an Klangfarben.

Die von Deutschlandfunk Kultur zusammen mit der Wartburgstiftung
veranstalteten Wartburgkonzerte gehören nicht nur zu den
renommiertesten Radio-Konzertreihen der Welt, in Deutschland sind sie
auch die älteste. Schon seit über 60 Jahren sind sie eine Institution
in der deutschen Radio- und Konzertlandschaft. Das erste Konzert wurde
1958 vom Deutschlandsender (DDR) veranstaltet. Das 397.
Wartburgkonzert wird von mehreren internationalen Rundfunkanstalten
übernommen.

Kartenverkauf: Wartburg-Stiftung, Besucherservice Telefon 0 36 91. 25
02 02, www.wartburg.de



Dlf Audiothek

Meine Zeit. Mein Radio.

Die Vielfalt von Deutschlandfunk, Deutschlandfunk Kultur und
Deutschlandfunk Nova in einer App.

deutschlandfunk.de/apps

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803
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Internet: http://www.deutschlandradio.de
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POP-ROCK/5327: Telgte-Westbevern - "EASY COVER compact" am 28. Juli 2019


Kreis Borken

Rock und Pop am alten Dorfspeicher

"EASY COVER compact" kommt mit der Reihe "Trompetenbaum &
Geigenfeige" am Sonntag, 28. Juli, nach Westbevern



Münsterland / Telgte-Westbevern. Viele bekannte Melodien, die in den
vergangenen 50 Jahren im Radio zu hören waren, gibt es beim nächsten
Konzert der Reihe "Trompetenbaum & Geigenfeige - Musik in Gärten und
Parks im Münsterland". Das Trio "EASY COVER compact" kommt am Sonntag,
18. Juli, mit einem breiten Repertoire aus Rock und Pop nach
Telgte-Westbevern, an den Dorfspeicher. Das musikalische Programm
beginnt um 16 Uhr. Anschließend, gegen 17.30 Uhr, wird eine Führung
über das Gelände rund um den Dorfspeicher am Dorfplatz, Grevener
Straße, in Westbevern angeboten.

Drei Musikerinnen und Musiker des im Münsterland bekannten Quintetts
"EASY COVER" haben sich nun auch zu einem Trio formiert - "EASY COVER
compact". Mit zwei Gitarren, Bass und Gesang präsentieren Johannes
Drees, Martje Saljé und Clemens Homann bekannte Rock- und Pop-Songs
von Größen wie den Beatles, Eric Clapton oder auch Amy Macdonald. Man
darf also auf eine breite Mischung aus der Rock-und Popwelt der
letzten 50 Jahre gespannt sein.

Der alte Dorfspeicher wurde nach der Neugestaltung des Westbeverner
Dorfplatzes in der Beveraue errichtet. Ursprünglich auf dem Hof
Nünning im Wiewelhook gelegen, wurde der Fachwerkspeicher 1990
abgebaut, aufbereitet und anschließend auf dem Dorfplatz wieder
aufgebaut. Die offizielle Fertigstellung und Übergabe erfolgte im
Rahmen eines Dorffestes im Oktober 1992. Heute dient der Dorfspeicher
den Westbevernern als beliebter Ort für zahlreiche Versammlungen und
Feste und lädt mit seiner herrlichen Umgebung und seinem Pavillon zum
Spazieren und Verweilen ein.

"Trompetenbaum & Geigenfeige" ist ein gemeinsames Projekt der vier
Münsterlandkreise Borken, Coesfeld, Steinfurt und Warendorf. Die
Kulturabteilung des Kreises Borken übernimmt gemeinsam mit
Münsterland e.V. die Organisation. Das Land NRW unterstützt
"Trompetenbaum und Geigenfeige" aus Mitteln des Förderprogramms
"Regionale Kulturpolitik". Das Konzert in Westbevern findet in
Zusammenarbeit mit dem Westbeverner Krink e.V. von 1988 und "Tourismus
+ Kultur" Telgte statt.

Karten für das Konzert am Sonntag, 28. Juli, gibt es an der Tageskasse
ab 15 Uhr. Der Eintritt kostet zehn Euro. Ermäßigungen gibt es für
Schüler, Auszubildende und Studenten. Kartenbestellungen sind zudem
beim Münsterland e.V. - Tourismus-Center unter der kostenfreien
Service-Hotline 0800-9392919 (montags bis freitags von 9 bis 17 Uhr)
möglich. Dort gibt es auch weitere Informationen. Das Programm der
Musikreihe ist darüber hinaus im Internet unter
www.trompetenbaum-geigenfeige.eu zu finden. Infos gibt es am
Veranstaltungstag unter Tel. 0172-4338268.

Parkmöglichkeiten sind entweder am Dorfspeicher oder am nahegelegenen
Friedhof (ca. 200 Meter Fußweg). Bei schlechtem Wetter findet das
Konzert in der benachbarten Kirche St. Cornelius und St. Cyprian
statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 22. Juli 2019

Kreis Borken
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AUSLAND/9131: Aus aller Welt - 23.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Deutliche Niederlage im ersten Wahlgang für Sanchez

Spaniens sozialistischer Ministerpräsident Pedro Sanchez konnte im
Parlament nicht genügend Abgeordnetenstimmen für seine Wiederwahl zum
Regierungschef sammeln. Am Dienstag votierten im ersten Wahlgang nur
124 Parlamentarier für ihn. 176 Stimmen wären für eine absolute
Mehrheit erforderlich gewesen. Gemäß Verfassung wird nun 48 Stunden
später eine zweite Abstimmungsrunde stattfinden. Eine einfache
Mehrheit würde dem PSOE-Vorsitzenden dann reichen. Sollte Sanchez
auch am Donnerstag scheitern, muß König Felipe VI. am 24. September
eine Neuwahl ansetzen.

23. Juli 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9131: Kriminalität und Rechtsprechung - 23.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Geldtransporter bei Karlsruhe ausgeraubt - Täter auf der Flucht

Einen Tag nach einem Überfall auf einen Geldtransporter an der A5 bei
Weingarten im Kreis Karlsruhe hat die Polizei noch keine Spur von den
beiden Tätern. Zwei als Polizisten verkleidete Männer hatten das
gepanzerte Fahrzeug am Montagnachmittag an einer Behelfsausfahrt
angehalten und die beiden Mitarbeiter des Sicherheitsunternehmens mit
vorgehaltener Waffe zur Herausgabe des Geldes aufgefordert.
Anschließend flüchteten die falschen Polizisten in einem silbergrauen
Mercedes. Die Höhe der Beute ist noch unbekannt. Das restliche Geld
im Transporter werde derzeit gezählt, teilte die Polizei mit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9128: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 23.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Anschlag auf Armeestützpunkt in Mali

Zwei Tage nach einem bewaffneten Angriff dschihadistischer Kämpfer
auf eine Ferienanlage in einem Vorort der malischen Hauptstadt
Bamako, bei dem mindestens zwei Menschen starben, explodierte vor dem
Eingang eines Stützpunktes der französischen Barkhane-Mission in Gao
eine Autobombe. Wie die Nachrichtenagentur AFP unter Berufung auf
Angaben der französischen Armee berichtete, verloren drei Soldaten
aus Frankreich und Estland bei dem Anschlag ihr Leben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9130: Aus Parlament und Gesellschaft - 23.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Endgültige Zustimmung der Linken für Rot-Grün-Rot in Bremen

Die Mitglieder der Bremer Linkspartei haben den Weg für die erste
rot-grün-rote Landesregierung in einem westlichen Bundesland frei
gemacht. In einer Urabstimmung votierten 78,5 Prozent der 349
teilnehmenden Mitglieder für die Koalition. Parteitage von SPD und
Grünen hatten dies bereits vor etwa zwei Wochen getan. Bremens
designierter Bürgermeister Andreas Bovenschulte (SPD) begrüßte das
Ergebnis als gutes Vorzeichen für die Arbeit in den kommenden Jahren.
Nun gelte es, vor allem gute Politik für Bremen und Bremerhaven zu
machen, sagte Bovenschulte dem Sender NDR info. Wenn das gelinge,
könne das Bündnis auch Vorbild für andere Bundesländer sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9128: Tragisches und Kurioses - 23.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Seltener Schiffsfund in der Ostsee

Forscher haben auf dem Grund der Ostsee ein 500 Jahre altes
Segelschiff entdeckt, das sich in einem erstaunlich guten Zustand
befindet. Die Wissenschaftler gehen davon aus, daß das hölzerne Wrack
aus dem späten 15. Jahrhundert oder frühen 16. Jahrhundert stammt.
Der bis zu 18 Meter lange Segler soll in einer Tiefe von 141 Metern
etwa 110 Seemeilen südöstlich von Stockholm liegen und über zwei
intakte Masten verfügen. Einige Elemente der stehenden Takelage seien
ebenfalls unbeschädigt, teilte der Meeresarchäologe Dr. Rodrigo
Pacheco-Ruiz der New York Times mit. Der baltische Fund gilt als das
besterhaltene Schiffswrack der frühen Neuzeit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8213: Aus Forschung und Technik - 23.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Japanischer Astronaut fliegt mit neuem US-Raumschiff

Die privaten US-Raumfahrtunternehmen SpaceX und Boeing planen für
diesen Herbst ihre ersten bemannten Raumflüge - möglicherweise mit
einem erfahrenen japanischen Astronauten. Wie aus einer
Pressemitteilung der japanischen Raumfahrtbehörde JAXA hervorgeht,
wird Soichi Noguchi, der sich derzeit als Ersatzpilot für eine
Mission zur Internationalen Raumstation ISS vorbereitet, zusätzlich
für einen Flug in einem United States Crew Vehicle (USCV)
ausgebildet. Im Auftrag der NASA entwickeln SpaceX und Boeing jeweils
ein neues Raumschiff. Space X absolvierte bereits im März einen
erfolgreichen unbemannten Flug zur Orbitalstation. Als Starttermin
für die erste Mission nannte das Unternehmen den 15. November. Boeing
plant einen Testflug seines neuen Raumschiffs zur ISS im September
und seinen ersten bemannten Flug am 30. November.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8227: Aus aller Welt - 23.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Erneut landesweite Stromausfälle in Venezuela

In Venezuelas Hauptstadt Caracas und mehreren Bundesstaaten des
südamerikanischen Landes hat es am Montagnachmittag (Ortszeit) erneut
großflächige Stromausfälle gegeben. Venezuela bezieht rund 80 Prozent
seines Stroms von dem Wasserkraftwerk Guri in der südlichen Region
Guayana. Informationsminister Rodríguez berichtete, eben diese Anlage
könnte ersten Erkenntnissen zufolge durch einen elektromagnetischen
Angriff sabotiert worden sein. Bereits im März hatte es landesweit
Stromausfälle gegeben, die mehr als 100 Stunden anhielten. Es wurden
der Regierung zufolge mobile Geräte eingesetzt, welche mit
elektromagnetischen Wellen die Kommunikation und die
Reparaturarbeiten störten. Zuvor hatte es einen Hackerangriff auf
die Steuerung des Kraftwerks gegeben. Dahinter sollen die USA und
ihre Verbündeten im Land stecken. Laut Rodríguez hat man von den
damaligen Vorfällen gelernt und Sicherheitsprotokolle verfaßt, welche
eine möglichst schnelle Wiederherstellung der Stromversorgung
ermöglichten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8185: Medizin und Gesundheitswesen - 23.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Experten fordern Notfallsonografie für alle Notarztfahrzeuge

Um die richtigen Maßnahmen einleiten zu können, ist es sehr wichtig,
daß zeitnah die richtige Diagnose gestellt wird. Wie das Deutsche
Ärzteblatt berichtete, fordert daher die Deutsche Gesellschaft für
Ultraschall in der Medizin (DEGUM), daß alle Notarzteinsatzfahrzeuge
mit tragbaren Ultraschallgeräten ausgerüstet werden sollten. So weist
denn auch Wolfgang Heinz, Leiter des DEGUM-Arbeitskreises
Notfallsonografie, darauf hin, daß die Ultraschalldiagnostik im Ernstfall
den entscheidenden Fingerzeig für die erfolgreiche Behandlung von
lebensgefährlich erkrankten Patienten liefern kann. Darauf sollte man
keineswegs verzichten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8215: Kriminalität und Rechtsprechung - 23.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Fremdenfeind schießt auf Eritreer in Wächtersbach

Im hessischen Wächtersbach ist am Montagmittag ein 26 Jahre alter
Mann aus Eritrea angeschossen worden. Er kam mit einer
Bauchverletzung ins Krankenhaus und befindet sich nicht in
Lebensgefahr. Der mutmaßliche Täter wurde später in seinem Wagen in
Biebergemünd mit einer Schußverletzung aufgefunden, die er sich nach
Polizeiangaben wahrscheinlich selbst zugefügt hat. Der 55jährige
Deutsche aus dem Main-Kinzig-Kreis starb im Krankenhaus. Die
Ermittler gehen davon aus, daß der Eritreer allein aufgrund seiner
Hautfarbe und aus fremdenfeindlichem Motiv heraus angegriffen wurde.
Medienberichten zufolge weisen Funde in der Wohnung der verdächtigen
Person auf Verbindungen zur rechtsextremen Szene hin. Von der
Staatsanwaltschaft wurde das am Dienstag nicht bestätigt. Zum Inhalt
eines Abschiedsbriefs nahm diese keine Stellung. Mit den Ermittlungen
sind die Generalstaatsanwaltschaft in Frankfurt am Main und das
Landeskriminalamt befaßt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8138: Sprache, Kunst und Medium - 23.07.2019 (SB)




VOM TAGE



25 Jahre Ausstellungen im Oberhausener Gasometer

Vor fast 30 Jahren sollte in Oberhausen das 118 Meter hohe ausgediente
Gasometer abgerissen werden. Doch ein paar Künstler hatten sich in den
Kopf gesetzt, diesen einzigartigen Riesenraum für spektakuläre
Ausstellungen zu erhalten.

Nach zähen Verhandlungen, jeder Menge Arbeit, viel Reklame und dem
Einwerben von Geldern wurde vor genau 25 Jahren die erste Ausstellung
im Gasometer unter dem Titel "Feuer und Flamme" eröffnet, die großen
Anklang fand.

Damals ging es um die Geschichte der Schwerindustrie in der Region.
Bislang lockten 16 Ausstellungen acht Millionen Besucher an, wie die
Veranstalter berichten können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8204: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 23.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Briten schlagen europäische Marinemission im Persischen Golf vor

Großbritanniens Außenminister Hunt schlägt im Rahmen der Europäischen
Union die Entsendung von Kriegsschiffen zum Schutz der
Handelsschiffahrt im Persischen Golf vor. In der Straße von Hormus
hatte der Iran am Freitag einen britischen Tanker beschlagnahmt, der
sich nicht an die internationale Seestraßenverordnung gehalten haben
soll. Zwei Wochen zuvor hatte die britische Marine vor Gibraltar
einen iranischen Tanker aufgebracht, der angeblich trotz des
Sanktionsregimes Öl nach Syrien liefern sollte.

Der iranische Vize-Präsident Jahangiri mahnte der Agentur IRIB
zufolge, die von London angestrebte EU-Mission im Persischen Golf
brächte der Region weitere Unsicherheit. Ausländische Marine habe am
Golf nichts zu suchen.

Der außenpolitische Sprecher Der Linken im Bundestag, Liebich, warnte
am Dienstag im Deutschlandfunk davor, daß die Bundesrepublik in den
Konflikt hineingezogen werden könnte. Die Bundeswehr sei zur Verteidigung
aufgestellt worden und nicht, um die internationale Handelschiffahrt
durchzusetzen, sagte Liebich. Es handele sich nicht um einen
europäischen Konflikt. Bundesaußenminister Maas sollte sich im
Uno-Sicherheitsrat für eine unabhängige Untersuchung der
Zwischenfälle an der Straße von Hormus einsetzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8218: Aus Parlament und Gesellschaft - 23.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Grünen wollen Bahnfahren attraktiver als Flugreisen machen

Abgeordnete der Grünen im Bundestag schlagen einen Maßnahmenkatalog
dazu vor, wie innerhalb von 25 Jahren das Bahnfahren attraktiver
werden kann als innerdeutsche Flugreisen. Von dem Papier berichtete
zuerst die Süddeutsche Zeitung. Demnach soll der Schienenverkehr mit
zusätzlich drei Milliarden Euro unterstützt werden, damit das
Streckennetz so ausgebaut werden kann, daß die Fahrzeiten für
möglichst viele Verbindungen auf maximal vier Stunden schrumpfen. Die
auf Bahnfahrkarten erhobene Mehrwertsteuer soll von derzeit 19 auf
sieben Prozent gesenkt werden. Andererseits müssen auf den
innerdeutschen Streckenanteil internationaler Flüge 19 Prozent
Mehrwertsteuer erhoben werden. Außerdem soll die Deckelung der
Luftverkehrssteuer auf eine Milliarde Euro entfallen. Zudem fordern
die Grünen eine schrittweise einzuführende Kerosinsteuer bei
Inlandsflügen bis auf das Niveau des Steuersatzes für Benzin. Auf Basis
freiwilliger Vereinbarungen soll die Kerosinsteuer in möglichst
vielen EU-Staaten eingeführt werden mit dem Ziel einer entsprechenden
Abgabe auf EU-Ebene. Zu dem Maßnahmenbündel gehört auch eine
Halbierung der Trassenpreise, welche Eisenbahnunternehmen im
Personenverkehr für die Nutzung von Gleisen und Anlagen an die
Bahntochtergesellschaft DB Netz zahlen. Darüber hinaus soll der
von den Bahnen genutzte Strom mit dem niedrigsten zulässigen
Steuersatz beaufschlagt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8188: Tragisches und Kurioses - 23.07.2019 (SB)




VOM TAGE



E-Rollerfahrer sorgen in Köln für Verdruß

Wie in den anderen deutschen Großstädten auch tauchen in Kölns
Straßenbild immer mehr E-Tretroller auf. Doch für das Fahren gibt es
Regeln. So dürfen die sogenannten Scooter nur auf der Straße oder
Fahrradwegen, nicht aber in Fußgängerzonen benutzt werden - woran sich
jedoch kaum jemand hält.

Wie WDR1 berichtet, wird jetzt bei der Stadtverwaltung laut darüber
nachgedacht, die Elektroantriebe via Satelliten zu drosseln. Technisch
sei das kein Problem, aber offenbar rechtlich. Solch ein Zugriff auf
Fahrzeuge ist unzulässig. Und die Polizei, der Kontrollen
beispielsweise auf der Domplatte oder der gut besuchten Fußgängerzone
Hohe Straße aufs Auge gedrückt werden sollen, reklamiert
Personalknappheit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8216: Arbeit, Soziales und Familie - 23.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Schweigemarsch für Kirchenasyl

In Kemptens Innenstadt haben am Dienstagmittag rund 100 Pfarrer und
Kirchenvertreter unterschiedlicher Konfessionen mit einem
Schweigemarsch durch die Innenstadt Solidarität mit dem Immenstädter
Pfarrer Ulrich Gampert demonstriert. Dieser soll 4000 Euro dafür
zahlen, daß er dem 22jährigen Afghanen Reza Jafari Kirchenasyl
gewährt hat, um ihn vor der drohenden Abschiebung zu schützen,
nachdem sein Asylantrag 2018 abgelehnt worden war. Jafari ist verlobt
und kann Anfang August eine Lehrstelle in einem Möbelhaus antreten,
insofern er nicht abgeschoben wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8196: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 23.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Australien tötet verwilderte Katzen

Daß eingeschleppte Tierarten zum Problem werden können, weiß man
spätestens seit englische Siedler in Australien Kaninchen
ansiedelten, um auf diese vermehrungsfreudigen Nager Jagd machen zu
können. Denn ohne die Regulation durch natürliche Feinde breiteten
sich die Kaninchen so schnell über den Kontinent aus, daß es nicht
genug Patronen gab, um ihnen Einhalt zu gebieten. Auch schlug der
Versuch fehl, mit der zusätzlichen Einführung von Katzen das
vermeintliche Gleichgewicht wieder herzustellen. Denn diese wollten
einfach nicht den bewegungsaktiven Nagern nachstellen, sondern
sättigten sich lieber an der verhältnismäßig trägen australischen
Vogelwelt. Wie aus einer dpa-Meldung hervorgeht, gefährden Katzen bis
heute Australiens heimische Arten. Nach Angaben des australischen
Umweltministeriums trugen sie maßgeblich dazu bei, daß nicht weniger
als 27 Säugetierarten auf dem 5. Kontinent ausstarben und weitere 124
Spezies bedroht sind. Die Zahl der verwilderten Katzen wird auf
zwischen zwei und 6,3 Millionen geschätzt. Um die Zahl der wilden
Katzen zu reduzieren, hat die australische Regierung sie 2015 zur
Plage erklärt und zur Tötung freigegeben. Bis 2020 sollen zwei
Millionen wildlebender Katzen getötet werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8204: Märkte und Finanzen - 23.07.2019 (SB)




VOM TAGE



BAIC kauft sich bei Daimler ein

Die Beijing Automotive Group (BAIC) übernimmt einen konsolidierten
Anteil am Grundkapital der Daimler AG in Höhe von fünf Prozent. Der
chinesische Konzern beteiligt sich zunächst mit 2,48 Prozent direkt
an dem Stuttgarter Autobauer und sichert sich zudem das Recht auf
Erwerb weiterer Stimmrechte in Höhe von 2,52 Prozent. Das teilte BAIC
am Dienstag in Peking mit. Daimler selbst ist seit 2013 an der
Hongkonger BAIC-Tochter BAIC Motor mit heutigem Stand von fast zehn
Prozent beteiligt. Zu den Kooperationen von Daimler und BAIC Motor
gehört auch das Joint Venture Beijing Benz Automotive Company (BBAC).
In Peking betreiben Daimler und BAIC ein Forschungs- und
Entwicklungszentrum. Größter Einzelaktionär von Daimler bleibt auch
nach dem angekündigten Transfer an BAIC der Gründer des chinesischen
Autokonzerns Geely, Li Shufu, mit einem Anteil von zehn Prozent,
gefolgt vom Staatsfonds von Kuwait mit rund sieben Prozent.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8219: Aus Forschung und Technik - 23.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Gefährliche Sicherheitslücke beim VLC Media Player

Fraglos ist der VLC Media Player sehr beliebt. Doch jetzt warnen
Sicherheitsexperten vom Computer Emergency Response Team des
Bundesamts für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) vor einer
gefährlichen Sicherheitslücke. Diese soll es Angreifern ermöglichen,
einen beliebigen Programmcode (zum Beispiel Schadsoftware)
auszuführen. Die Experten stufen laut t-online.de die Schwachstelle
als "Hoch" ein. Dabei handelt es sich um die zweithöchste
Risikostufe. Betroffen ist der VLC Media Player Version 3.0.7.1 für
Windows-, Unix- und Linuxsysteme. Da die Lücke bereits seit vier
Wochen bekannt ist und es noch immer kein Update gibt, das die
Schwachstelle schließt, empfehlen die Sicherheitsexperten, bis zu
einer Aktualisierung einen anderen Player zu verwenden.

23. Juli 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1618: Der Dunklen Materie auf der Spur (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 26.06.2019

Der Dunklen Materie auf der Spur

Physiker der JGU wollen Axionen über das neue Verfahren der
Komagnetometrie nachweisen



Tag für Tag sind wir von Materie umgeben - Bäume, Häuser und Möbel, ja
selbst die Luft gehören in ihr Reich. Doch: Diese uns bekannte, sichtbare
Materie scheint Physikern zufolge nur etwa 20 Prozent der gesamten Materie
im Universum auszumachen. Ganze 80 Prozent sollen zur Dunklen Materie
gehören - so die gängige Theorie. Einer der Gründe, unter mehreren, für
diese Annahme: Die Sterne bewegen sich weit schneller, als sie es tun
dürften, wenn nur "normale" Materie existieren würde.




[image: Foto: © Arne Wickenbrock, JGU]

Dr. Teng Wu richtet den Laserstrahl der Komagnetometrie-Anordnung aus

Foto: © Arne Wickenbrock, JGU




Dunkle Materie könnte auf Axionen zurückgehen

Im Laufe der Zeit entwickelten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
unterschiedliche Theorien darüber, aus was genau diese geheimnisvolle
Dunkle Materie bestehen soll. Mögliche Kandidaten sind schwach
wechselwirkende, schwere Teilchen WIMPs; eine Abkürzung für den englischen
Begriff "Weakly Interacting Massive Particles". Forscher haben zahlreiche
Jahre damit verbracht, diese mit Teilchendetektoren aufzuspüren und
versuchen dies nach wie vor - bislang leider vergeblich. Vor einigen
Jahren postulierten Wissenschaftler weitere mögliche Teilchen, genannt
Axionen, die um ein Vielfaches leichter sind als andere Teilchen. Das Feld
dieser Teilchen oszilliert der Theorie zufolge - es verändert sich also
ständig. Die Frequenz, mit der es das tut, ist proportional zur Schwere
der Teilchen: Da die Teilchen sehr leicht sind, sollte sie also sehr
niedrig sein. Genau weiß das jedoch bislang niemand: Es ist ebenso
möglich, dass dieses Feld ein ganzes Jahr braucht, um eine Periode zu
durchlaufen, oder dies Billionen Mal pro Sekunde tut.

Axionen über Kernspinänderung aufspüren

Forscher der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) haben nun eine
Möglichkeit gefunden, diese Axionen nachzuweisen - im Projekt Cosmic Axion
Spin Precession Experiment CASPEr. "Wir setzen dabei auf die
Kernspinresonanz", erläutert Prof. Dr. Dmitry Budker vom Institut für
Physik der JGU und dem Helmholtz-Institut Mainz. "Mit dieser detektieren
wir die Kernspins von Molekülen, genauer gesagt vom Kohlenstoff-Isotop C13
und von Wasserstoff." Die Grundannahme: Die Dunkle Materie beeinflusst die
Spins, sie sollte sie zum Rotieren bringen. Nun werden die Spins
allerdings auch vom Erdmagnetfeld beeinflusst. Die Forscher müssen daher
auseinanderhalten, welcher Anteil der beobachteten Spin-Änderungen auf die
Dunkle Materie und welcher auf das Erdmagnetfeld zurückzuführen ist. Das
Wissenschaftlerteam hat daher die Komagnetometrie entwickelt: Diese
basiert auf der Vielzahl von Atomkernen in einem Molekül. Da
verschiedenartige Kerne jeweils unterschiedlich empfindlich auf die
Magnetfelder von Erde und Dunkler Materie reagieren, lassen sich beide
Effekte separieren.

Ein Teil des möglichen Frequenzbereichs ist bereits untersucht

Den Frequenzbereich von ein bis drei Oszillationen pro Jahr bis zu 18
Oszillationen pro Stunde haben die Forscher der JGU bereits durchkämmt -
allerdings ohne auf die Einflüsse Dunkler Materie zu stoßen. "Man kann
sich das ähnlich vorstellen, als hätte man in einem großen Garten einen
Ring verloren", erläutert Budker. "Einen Teil dieses Gartens haben wir
bereits untersucht, wir wissen also, wo sich der Ring nicht befindet -
sprich in welchem Frequenzbereich sich das Axion nicht bewegt. Auf diese
Weise konnten wir den Bereich, in dem wir das Axion zu finden hoffen,
stark einschränken und werden die Suche nun auf die anderen Bereiche
fokussieren."


Lesen Sie mehr:

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/7645_DEU_HTML.php

- Pressemitteilung "Rotationsdynamik von Galaxien: Physiker
analysieren Einfluss der Photonenmasse" (07.02.2019)

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/6963_DEU_HTML.php

- Pressemitteilung "Meilenstein bei Erforschung der atomaren
Paritätsverletzung erreicht" (07.11.2018)

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/6769_DEU_HTML.php

- Pressemitteilung "Erdmagnetfeld in etwa 90 Kilometer Höhe mithilfe
von künstlichen Sternen vermessen" (25.10.2018)

http://www.uni-mainz.de/presse/75388.php

- Pressemitteilung "Mainzer Experimentalphysiker Dmitry Budker erhält
ERC Advanced Grant" (12.05.2016)

http://www.magazin.uni-mainz.de/2452_DEU_HTML.php

- JGU-Magazin-Beitrag "Nicht alles ist symmetrisch im Universum"
(09.01.2015)

Originalpublikation:

Teng Wu et al.

Search for Axionlike Dark Matter with a Liquid-State Nuclear Spin
Comagnetometer

Physical Review Letters, 15. Mai 2019

DOI: 10.1103/PhysRevLett.122.191302

https://journals.aps.org/prl/abstract/10.1103/PhysRevLett.122.191302

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 26.06.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1334: Bei Blockchain-Transaktionen die Privatsphäre sichern (idw)


Technische Universität Wien - 22.07.2019

Bei Blockchain-Transaktionen die Privatsphäre sichern



Das Blockchain-Forschungslabor der TU Wien erweist sich als höchst
erfolgreich: Mit finanzieller Unterstützung führender Blockchain-Firmen
wurden nun entscheidende Datenschutz-Probleme gelöst.

Blockchains sind heute ein wichtiger Teil der Internet-Technologie. Man
verwendet sie für Kryptowährungen wie Bitcoin, aber auch für andere
sensible Anwendungen, etwa für das Verwalten von Lieferketten in
High-Tech-Fabriken. Ursprünglich hielt man Blockchains für so etwas wie den
Heiligen Gral der Datensicherheit im öffentlichen Informationsaustausch.
Doch bald erkannte man, dass sie diesem Versprechen keineswegs gerecht
werden können.

Aus diesem Grund hat die Security and Privacy Group an der TU Wien im
September 2018 ein eigenes Blockchain-Forschungslabor eingerichtet. In den
letzten Monaten war dieses Labor bereits höchst erfolgreich: Der
Laborleiter Pedro Moreno-Sanchez, der 2018 nach Abschluss seiner
Dissertation von der Purdue University (USA) an die TU Wien wechselte,
konnte bereits 820.000 Euro von einigen der weltweit wichtigsten
Blockchain-Firmen einwerben und gewann das prestigeträchtige
Lise-Meitner-Stipendium. Vor allem aber kann er mit aufsehenerregenden
wissenschaftlichen Durchbrüchen aufwarten: Zwei wichtige
Datenschutzprobleme von Blockchain-Technologien konnten mit Hilfe neuer
kryptographischer Methoden der TU Wien gelöst werden. Diese Lösungen
wurden von führenden Herstellern von Bitcoin-Software bereits
implementiert und werden nun für viele tausend Transaktionen täglich
eingesetzt.

CoinShuffle und Lightning Networks

Jede Bitcoin-Transaktion wird in der sogenannten Blockchain
veröffentlicht, die öffentlich ist und von jeder Person gelesen werden
kann. Das ist wichtig, damit alle Transaktionen nachprüfbar sind und sich
alle eindeutig darauf einigen können, welcher Bitcoin-Geldbetrag wem
gehört. Allerdings bringt die öffentliche Blockchain auch
Datenschutzprobleme mit sich. "Im Prinzip ist die Bitcoin-Blockchain
anonym, weil sich darin keine konkreten Namen finden, sondern nur
ID-Nummern", sagt Pedro Moreno-Sanchez. "Doch wenn ich herausfinde, welche
Bitcoin-ID Ihnen gehört, kann ich ganz leicht nachsehen, was Sie in der
Vergangenheit gemacht haben, und ich kann in Zukunft Ihre Transaktionen
überwachen."

Ein Versandhändler, der Waren an Kundenadressen liefert und mit Bitcoin
bezahlt wird, kann ohne großen Aufwand Namen, Adressen und Bitcoin-IDs
verknüpfen. "Es gibt sogar Firmen, die diese Art von Tracking als
bezahltes Service anbieten", sagt Pedro Moreno-Sanchez.

Doch das wird sich ändern: Moreno-Sanchez und sein Team entwickelten die
Software "CoinShuffle", die sich ganz einfach zu bereits bestehenden
Blockchain-Technologien wie etwa Bitcoin hinzufügen lässt. CoinShuffle
fasst mehrere Transaktionen von mehreren Usern zusammen, macht daraus eine
einzige große Bitcoin-Transaktion und stellt dabei sicher, dass am Ende
alle den richtigen Geldbetrag erhalten.

Nach dieser Transaktion sind zwar die IDs der einzelnen User_innen
gesammelt in der Blockchain sichtbar, doch niemand kann herausfinden, wer
wem Geld wofür gesendet hat. "Wir konnten sogar einen formalen Beweis
liefern, dass diese Technik absolut sicher ist", sagt Pedro Moreno-Sanchez.
"Nicht einmal die Personen, die sich diese eine Bitcoin-Transaktion teilen,
haben eine Chance, die Anonymität zu brechen - das ist eine mathematisch
bewiesene Tatsache."

Ein anderes Problem von Bitcoin-Technologien ist die Skalierbarkeit: Die
gewaltige Anzahl von Transaktionen lässt sich kaum noch bewerkstelligen.
Deshalb wurde das sogenannte "Lightning Network" entwickelt: Diese
Technologie erlaubt es Menschen, die einander oft Bitcoins überweisen,
ihre Geschäfte privat untereinander abzuwickeln, ohne dafür jedes Mal eine
Bitcoin-Transaktion zu erzeugen, die dann weltweit veröffentlicht wird.
Erst wenn beide Seiten beschließen, ihre private Serie von Transaktionen
zu beenden, wird der verbleibende Betrag per Blockchain beglichen.

"Alle dachten, dass diese Maßnahme den Datenschutz verbessert", sagt Pedro
Moreno-Sanchez. "Doch wir fanden heraus, dass das nicht stimmt. Das System
konnte sogar missbraucht werden, um anderen Leuten Geld zu stehlen." Dem
Team der TU Wien gelang es rasch, das Problem zu identifizieren und zu
lösen. Ein neues kryptographisches Protokoll wurde vorgeschlagen, das
inzwischen bereits in das Lightning Network integriert wurde.

Von der Grundlagenforschung zur funktionsfähigen Lösung

Sowohl CoinShuffle als auch das neue kryptographische Protokoll für
Lightning Networks erregte rasch die Aufmerksamkeit führender
Blockchain-Firmen. "Ähnlich wie es einige große Firmen gibt, die
Internet-Browser anbieten, gibt es auch einige große Provider von
Blockchain-Software. Wir sprachen mit ihnen und sie haben unsere Lösungen
bereits implementiert", sagt Pedro Moreno-Sanchez. "So werden nun also Tag
für Tag tausende Bitcoin-Transaktionen auf der ganzen Welt mit Hilfe der
Datenschutz-Technologien der TU Wien durchgeführt."

"Wir freuen uns sehr, hier an der TU Wien unser eigenes
Blockchain-Forschungslabor zu haben und es ist erstaunlich, wie rasch es
durchstarten und ganz bemerkenswerte Resultate produzieren konnte", sagt
Prof. FMatteo Maffei, Leiter der Security and Privacy Group am Institut für
Logic and Computation der TU Wien. "Pedro Moreno-Sanchez und sein Team waren
nicht nur unglaublich erfolgreich beim Einwerben von Geldmitteln und beim
Entwickeln nützlicher Lösungen, sie haben sich auch bereits hohes Ansehen
in Wissenschaftskreisen erarbeitet. Ihre Resultate wurden auf den weltweit
prestigeträchtigsten Konferenzen im Bereich Security und Privacy
präsentiert."

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution88

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Wien, 22.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1810: Boris Johnson wird ein mehr als schwieriger Gesprächspartner für die EU werden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 23. Juli 2019

Boris Johnson wird ein mehr als schwieriger Gesprächspartner für die EU werden



Zu Boris Johnsons Sieg im Mitgliederentscheid um die
Tory-Parteiführung erklärt Franziska Brantner, Sprecherin für
Europapolitik:

Mit Boris Johnson krönen knapp 92.000 britische Tory-Mitglieder einen
notorischen Lügner und Hasardeur zum Parteivorsitzenden und künftigen
Regierungschef von Großbritannien. Das werden schwierige Zeiten für
Großbritannien und Europa, denn Boris Johnson schwadroniert vom
Post-Brexit-Paradies, obwohl er eigentlich schnurstracks auf die
No-Deal-Brexit-Klippe zusteuert. Jemand, der wie Boris Johnson derart
auf Eskalation und Populismus setzt, ist ein mehr als schwieriger
Gesprächspartner für die EU. Aber wir stehen an der Seite unserer
europäischen Freundinnen und Freunde in Großbritannien, mit denen wir
vernünftig über die Zukunft der so wichtigen europäisch-britischen
Beziehungen sprechen wollen.

Für Europa heißt es heute mehr denn je: Geschlossen zusammenstehen und
im Brexit-Wahnsinn kühlen Kopf bewahren. Die Bundesregierung muss
jetzt vollen diplomatische Einsatz zeigen und dafür kämpfen, dass es
nicht zu bilateralen Neben-Deals zwischen einzelnen Mitgliedsstaaten
und Großbritannien kommt, die die Integrität des Binnenmarktes und den
Frieden in Nordirland gefährden würden.

Der unterlegene Bewerber und britische Außenminister Jeremy Hunt wirbt
gerade für eine europäische Seeschutzmission für Schiffe in der Straße
von Hormus. Dass Großbritannien auf eine europäische Mission hofft und
auf Solidarität verweist, zeigt einmal mehr, wie sehr das Land auf
seine europäischen Partner angewiesen ist, und was der Brexit für eine
Katastrophe ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





FINANZEN/1529: Mauritius Leaks - Steuersümpfe austrocknen ist die beste Entwicklungszusammenarbeit


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 23. Juli 2019

Mauritius Leaks: Steuersümpfe austrocknen ist die beste Entwicklungszusammenarbeit



Zu den Mauritius Leaks erklären Lisa Paus, Sprecherin für
Finanzpolitik, und Uwe Kekeritz, Sprecher für Entwicklungspolitik:

Lisa Paus:

Die Mauritius Leaks decken den besorgniserregend professionell
organisierten Steuerraubzug auf dem afrikanischen Kontinent auf.
Dieser geht trotz zahlreicher Abkommen und Initiativen der OECD und
der internationalen Staatengemeinschaft weiter. Hinter den
vermeintlichen Erfolg des internationalen Informationsaustauschs von
Steuerdaten muss nach diesen Erkenntnissen ein großes Fragezeichen
gesetzt werden.

Damit die existierenden Steuersümpfe tatsächlich veranlasst werden,
ihre gemeinschaftsschädlichen Geschäftsmodelle zu ändern, braucht es
dringend mehr verpflichtende Transparenz und öffentlichen Druck.

Angesichts immer neuer Skandale ist es unverständlich, dass SPD und
Union weiter Reformen für mehr Steuertransparenz bei Konzern
blockieren und einen besseren internationalen Informationsaustausch
immer noch nicht zum Laufen gebracht haben. Darüber hinaus sollte die
historische Gelegenheit der anstehenden Reform des internationalen
Steuersystems genutzt werden. Die G20 müssen die Weichen für ein
gerechteres und zukunftsfähiges internationales Steuersystem stellen.
Eine globale Mindeststeuer ist nur ein Baustein, zusätzlich sollten
die Grundlagen für eine Gesamtkonzernsteuer geschaffen werden.

Uwe Kekeritz

Diese Enthüllungen werfen ein Schlaglicht auf ein Geschäftsmodell, das
leider nicht die Ausnahme, sondern die Regel ist. Afrika verliert
weitaus mehr Gelder durch Steuervermeidung, als es an
Entwicklungsgeldern erhält. Damit sind Steuersümpfe wie Mauritius und
die Unternehmen, die sie für ihre illegitimen Praktiken nutzen, für
die Armut auf dem afrikanischen Kontinent mitverantwortlich. Eine
Steuerkommission auf Ebene der Vereinten Nationen, muss sich für eine
global gerechte Steuerarchitektur einsetzen. Grundlegend muss gelten,
dass Wertschöpfung in dem Land besteuert wird, in dem sie entstanden
ist.

Dieses Leak macht die Versäumnisse und den Unwillen der
Bundesregierung, für mehr Steuergerechtigkeit gegenüber
Entwicklungsländer zu sorgen, deutlich. Denn auch die von Deutschland
abgeschlossenen Doppelbesteuerungsabkommen führen dazu, dass
Entwicklungsländern wichtige Steuereinnahmen entgehen. Die bestehenden
Abkommen müssen deshalb zeitnah durch Verträge ersetzt werden, die
eine doppelte Nichtbesteuerung nicht nur effektiver verhindern,
sondern die spezifischen Bedürfnisse der Entwicklungsländer auch
besser berücksichtigen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Juli 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





ARBEIT/836: Die duale Ausbildung ist das Rückgrat der Fachkräftesicherung


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 22. Juli 2019

Die duale Ausbildung ist das Rückgrat der Fachkräftesicherung

Berufsbildung wird modernisiert - Mindestausbildungsvergütung gegen
Lehrlingsmangel



Kurz vor dem Start in das neue Ausbildungsjahr ist bekannt geworden,
dass immer mehr Ausbildungsplätze unbesetzt bleiben. Hierzu erklärt
der Vorsitzende der Arbeitnehmergruppe der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Uwe Schummer:

"Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, dass wir in diesem Herbst
unser Ausbildungssystem modernisieren und die Attraktivität der
beruflichen Bildung steigern. Die Novelle des Berufsbildungsgesetzes
umfasst auch die Förderung der Gleichwertigkeit von Ausbildung und
Studium. Ohne gut ausgebildeten und motivierten Nachwuchs droht
insbesondere im Handwerk, im Einzelhandel und dem Gaststättengewerbe
ein Fachkräftemangel, der sich zu einer Wachstumsbremse ausweiten
kann.

Ein wichtiger Schlüssel im Kampf gegen den Fachkräftemangel wird auch
die von Bundesbildungsministerin Anja Karliczek geplante Einführung
einer in ganz Deutschland einheitlichen Mindestausbildungsvergütung
sein. Dort, wo keine Tarifverträge greifen, werden häufig noch Löhne
unter der vorgesehenen Mindestausbildungsvergütung von 515 Euro im
ersten Lehrjahr gezahlt. Und das auch dort, wo Fachkräftenachwuchs
besonders gesucht wird und die Abbrecherquoten besonders hoch sind.
Hier sorgen wir für mehr Attraktivität und Anerkennung."

Hintergrund:

Der Gesetzesentwurf zur Novelle des Berufsbildungsgesetztes (BbiG)
sieht vor, dass Azubis ab 2020 im ersten Lehrjahr mindestens 515 Euro
bekommen, im 615 Euro und im dritten 715 Euro. Wenn der Arbeitgeber
tarifgebunden ist, gilt die tarifvertraglich festgesetzte Höhe der
Ausbildungsvergütung.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





EUROPA/977: Johnson muss Großbritannien in die Realität zurückführen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 23. Juli 2019

Johnson muss Großbritannien in die Realität zurückführen



Boris Johnson ist am Dienstag zum neuen Vorsitzenden der Tories
gewählt worden. Dazu können Sie die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Katja Leikert, mit folgenden Worten
zitieren:

"Wenn der neue Tory-Vorsitzende Boris Johnson das Amt des britischen
Premierministers übernimmt, erwarten wir von ihm eine
verantwortungsvolle Politik im Interesse Großbritanniens.

Verantwortungsvoll heißt auch für einen Brexit-Hardliner, dass ein
ungeregelter Austritt des Vereinigten Königreichs aus der
Europäischen Union unbedingt vermieden werden muss. Experimente auf
dem Rücken der Bürger darf es nicht geben.

Die Haltung der EU-Partner ist und bleibt klar: Das Austrittsabkommen
ist ausverhandelt. Änderungen daran kann es nicht mehr geben. Und es
muss sichergestellt werden, dass keine feste Grenze zwischen der
Republik Irland und der britischen Provinz Nordirland entsteht. Ein
harter Brexit würde uns allen schaden."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





EUROPA/1736: Verbindliche Regelung zur Aufnahme aus Seenot Geretteter nötig


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 22. Juli 2019

Verbindliche Regelung zur Aufnahme aus Seenot Geretteter nötig



"Eine Vereinbarung eines Ad-hoc-Verteilungsmechanismus für aus Seenot
gerettete Flüchtlinge zwischen aufnahmebereiten EU-Mitgliedsstaaten
wäre ein gewaltiger Fortschritt. Jedoch darf dieser Mechanismus auf
keinen Fall so aussehen, dass nur bestimmte Gerettete aufgenommen
werden", erklärt die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE, Ulla Jelpke, mit Blick auf das Ministertreffen zur
Seenotrettung im Mittelmeer in Paris. Jelpke weiter:

"Es muss eine gesamteuropäische Rechtsvereinbarung her, die die
Aufnahme und Verteilung von Flüchtlingen auf die einzelnen
EU-Mitgliedsstaaten verbindlich regelt.

Eine Auswahl nach Bleibeperspektive, wie sie dem Bundesinnenminister
vorschwebt, lehne ich strikt ab. Alle aus Seenot geretteten
Flüchtlinge müssen bedingungslos aufgenommen und ausnahmslos Zugang zu
einem fairen Asylverfahren erhalten.

Zudem muss die Kriminalisierung der im Mittelmeer aktiven
Seenotrettungs-NGOs sofort beendet und eine zivile
EU-Seenotrettungsmission nach dem Vorbild von Mare Nostrum ins Leben
gerufen werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 22. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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INNEN/5063: Harald Wolf zur Bombendrohung gegen die Bundesgeschäftsstelle


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 22. Juli 2019

Harald Wolf zur Bombendrohung gegen die Bundesgeschäftsstelle



Zu der heutigen Bombendrohung gegen die Bundesgeschäftsstelle der
Partei DIE LINKE sagt Harald Wolf, Bundesschatzmeister der Partei DIE
LINKE:

"Bedrohungen dieser Art nehmen zu und wir nehmen sie sehr ernst. Nicht
ohne Grund hat die Polizei uns dazu geraten, das Gebäude sofort zu
räumen. Für uns geht es dabei aber sehr viel weiter als nur die Frage,
ob eine Bombe gebaut wurde oder nicht.

Rechtsradikale Kräfte versuchen hier ihre politischen Gegner
einzuschüchtern, mit allen Mitteln. Das trifft vor allem die vielen
ehrenamtlichen Menschen, die sich in ganz Deutschland für linke
Projekte einsetzen.

Hier werden weiter die Grenzen dessen verschoben, was wir als
Gesellschaft als normal empfinden. Die Rechten sorgen so weiter für
eine Zunahme von Gewalt und auch für die Entmenschlichung von allen,
die nicht in Ihr perfides Weltbild passen.

Gegen diese Versuche stellen wir uns ausdrücklich - gemeinsam und
solidarisch!"

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 22. Juli 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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INNEN/5062: Bernd Riexinger zu dem Mitgliederentscheid in Bremen


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 22. Juli 2019

Zu den Ergebnissen des Mitgliederentscheides in Bremen erklärt Bernd Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:



"Es freut mich, dass unsere Mitglieder in Bremen mit einer deutlichen
Mehrheit einer Koalition mit der SPD und den Grünen zugestimmt haben.
Erstmalig wird DIE LINKE in einem westdeutschen Bundesland in
Regierungsverantwortung kommen.

Ob Kohleausstieg bis 2023, sozialer Wohnungsbau oder die Einführung
eines Mietendeckels, der Koalitionsvertrag trägt eindeutig eine linke
Handschrift. Es ist nicht egal, wer regiert. Bremen zeigt, dass es
progressive Mehrheiten braucht für eine gerechtere, sozialere und
ökologischere Politik. Mit einer entschlossenen und starken Linken,
müssen wir dafür sorgen, dass die im Koalitionsvertrag festgehaltenen
Ziele umgesetzt werden."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 22. Juli 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8675: Heute im Bundestag Nr. 818 - 23.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 818

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 23. Juli 2019, Redaktionsschluss: 15.16 Uhr

1. Noch kein Entwurf zum BEG III
2. Auswirkungen der DSGVO auf KMUs
3. Keine Brexit-Auswirkungen auf Warenkreditversicherungen
4. Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Statistikpflicht
5. Produkthaftung im Online-Handel
6. DIN-Norm für Gründungen



1. Noch kein Entwurf zum BEG III

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/fno) Die Bundesregierung hat sich noch nicht auf konkrete
Inhalte im Bürokratieentlastungsgesetz III (BEG III) geeinigt, das
teilt sie in einer Antwort (19/11343) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/10910) mit. Die Abgeordneten hatten Fragen zu
mehreren Maßnahmen zum Bürokratieabbau im Steuerrecht gestellt. Da die
Ermittlung des Erfüllungsaufwands erst bei der Erstellung des
Referentenentwurfs stattfinde und dieser noch nicht vorliege, könne
die Bundesregierung nach eigenen Angaben noch keine Antworten zu
diesen Fragen geben.

 * 

2. Auswirkungen der DSGVO auf KMUs

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/fno) Die EU-Kommission werde am 25. Mai 2020 einen
Bericht zu den Auswirkungen der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)
vorlegen, zukünftig sei geplant, dem EU-Parlament alle vier Jahre zu
berichten. In einer Antwort (19/11447) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/11037) schreibt die Bundesregierung zudem, dass dem
Bundeswirtschaftsministerium selbst keine Daten zu möglichen Kosten
der DSGVO für kleine und mittlere Unternehmen (KMUs) vorliegen. Auch
sei nicht geplant Empfehlungen für die Anforderungen von betrieblichen
Datenschutzbeauftragten festzulegen. Der Schwellenwert, ab dem ein
Datenschutzbeauftragter durch ein Unternehmen gestellt werden muss,
wurde allerdings im Zweiten Datenschutz-Anpassungs- und
Umsetzungsgesetz der EU erhöht. Zuvor lag dieser bei zehn
Mitarbeitern, die mit personenbezogenen Daten arbeiten, jetzt ist ein
Beauftragter erst ab 20 datenverarbeitenden Mitarbeitern notwendig.

 * 

3. Keine Brexit-Auswirkungen auf Warenkreditversicherungen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/fno) Der Bundesregierung seien keine Ablehnungsfälle von
Warenkreditversicherungen aufgrund eines möglichen Austritts des
Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union bekannt. In ihrer
Antwort (19/11449) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10953)
schreibt die Bundesregierung weiter, es sei unwahrscheinlich, dass
keine Bonitätsauskünfte über Unternehmen mit britischen
Muttergesellschaften mehr abgegeben werden würden. Im Bereich der
Bonitätseinschätzungen, Warenkreditversicherungen und im weiteren
Versicherungsbereich plane die Bundesregierung nach eigenen Angaben
momentan keine gesetzgeberischen Maßnahmen wegen des EU-Austritts
Großbritanniens. Sie verweist darauf, dass bereits Regelungen
getroffen worden seien, um Versicherungslücken im Falle eines Brexits
zu vermeiden. Weitere Einzelheiten hierzu seien bereits in einer
vorherigen Antwort (19/9488) zu einer weiteren FDP-Anfrage mitgeteilt
worden.

 * 

4. Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Statistikpflicht

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/fno) Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Reduzierung von
Statistikpflichten soll sich im September zu einer sechsten Sitzung
treffen, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11346) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10938). Sofern die Ergebnisse
umsetzbar seien, sollen diese direkt in das geplante
Bürokratieentlastungsgesetz III einfließen. Nach Angaben der
Bundesregierung kosten die statistischen Erhebungen der Ämter die
deutschen Unternehmen 327,3 Millionen Euro pro Jahr, dies mache 0,7
Prozent der gesamten Bürokratiekosten für die Wirtschaft aus. Etwa
67,5 Prozent der erhobenen statistischen Daten werden Aufgrund von
Auflagen der Europäischen Union erhoben. Die Bundesregierung legt in
der Antwort zudem die Definitionen der Arbeitsgruppe zu den Bereichen
"Modernisierung", "Digitalisierung" und "Reduzierung" dar.

 * 

5. Produkthaftung im Online-Handel

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/fno) Die Bundesregierung informiert über die Haftung
außereuropäischer Anbieter im Online-Handel, bei Verstößen gegen die
europäischen Produktsicherheitsstandards. In ihrer Antwort (19/11444)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10948) sind außerdem die
Meldungen der deutschen Marktüberwachungsbehörden zu gefährlichen
Produkten aufgeführt. Im Jahr 2018 seien der EU-Kommission etwa 383
Fälle übermittelt worden, Angaben zu den betroffenen Stückzahlen
einzelner Produkte oder Unfällen können allerdings nur sehr
eingeschränkt gemacht werden.

Derzeit werde nach Angaben der Bundesregierung geprüft, ob nationale
Gesetze im Rahmen der neuen europäischen Marktüberwachungsverordnung
geändert werden müssen. Im Rahmen dieser Verordnung seien auch
Fullfilment-Center, sofern kein anderer Wirtschaftsakteur vorhanden
ist, in der Pflicht die Produkte entsprechend den europäischen
Binnenmarktvorschriften zu gestalten.

 * 

6. DIN-Norm für Gründungen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/fno) Die Bundesregierung betont in ihrer Antwort
(19/11442) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/10828) zu einer möglichen DIN-Norm für sogenannte Start-ups die
Unabhängigkeit des Deutschen Instituts für Normierung e.V. Demnach sei
die Normierung in Deutschland eine Selbstverwaltungsaufgabe der
Wirtschaft, welche unter den interessierten Betroffenen ausgearbeitet
werden. Da die Bundesregierung grundsätzlich keine Haltung zu
einzelnen Normen oder Standards abgebe, erfolge auch keine
Einschätzung zu der von den Abgeordneten in den Mittelpunkt gerückten
DIN SPEC 91354. Auf europäischer Ebene sei der Bundesregierung kein
Vorhaben zur Normierung von Gründungen bekannt.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8674: Heute im Bundestag Nr. 817 - 23.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 817

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 23. Juli 2019, Redaktionsschluss: 14.35 Uhr

1. Vorzüge von Mehrweg-Tragetaschen

2. Transparenz in der Gesetzgebung

3. BfR-Korrekturbitten im Februar erfragt

4. ESM-Jahresabschluss im Fokus

5. AfD fragt nach BfR-Korrekturbitten

6. Korrekturbitten des BfR im Januar 2019

7. BMU-Korrekturbitten seit 2005



1. Vorzüge von Mehrweg-Tragetaschen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Vorzüge von mehrfach verwendbaren Tragetaschen
gegenüber Einweg-Kunststofftragetaschen sind nach Auffassung der
Bundesregierung offensichtlich. Deren Nutzung vermeide "zweifelsfrei"
Verpackungsabfälle und entspreche damit der ersten Stufe der
Abfallhierarchie des Kreislaufwirtschaftsgesetzes. Hierzu bedürfe es
keiner "Datenbasis und Bewertungskriterien", schreibt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/11547) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/11141). Die Fraktion hatte darin gefragt, auf
welche "Datenbasis und Bewertungskriterien" Bundesumweltministerin
Svenja Schulze (SPD) ihre Aussage gestützt hat, "wonach sich
Einweg-Plastiktüten als überflüssig erwiesen haben, weil es gute
Alternativen gäbe".

 * 

2. Transparenz in der Gesetzgebung

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, Regierungshandeln transparent und damit für die Bürger
nachvollziehbar zu gestalten. Das Kabinett habe im November 2018 eine
"Vereinbarung zur Erhöhung der Transparenz in Gesetzgebungsverfahren"
getroffen, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11671)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/10884), in der nach
Einflussnahme von Interessensvertretern auf den Regierungsentwurf
"eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes"
gefragt wurde. Hierdurch solle "die bereits in der 18.
Legislaturperiode erprobte Praxis fortgesetzt werden, Gesetz- und
Verordnungsentwürfe in der Form, in der sie in eine etwaige
Verbändebeteiligung gegangen sind, sowie den von der Bundesregierung
beschlossenen Gesetzentwurf der Öffentlichkeit zugänglich zu machen",
heißt es in der Antwort weiter.

Daneben sei vereinbart, auch die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Stellungnahmen auf den Internetseiten
der jeweiligen Ressorts veröffentlicht. Der weitere Verlauf des
jeweiligen Rechtsetzungsvorhabens könne zudem auf der Internetseite
des gemeinsamen Dokumentations- und Informationssystems von Bundestag
und Bundesrat recherchiert werden.

Zugleich führt die Bundesregierung aus, dass es "weder rechtlich
geboten noch im Sinne einer effizienten und ressourcenschonenden
öffentlichen Verwaltung leistbar" sei, Informationen und Daten etwa zu
Veranstaltungen, Sitzungen und Terminen nebst Teilnehmern vollständig
zu erfassen und zu dokumentieren. Parlamentarische Kontrolle sei
"politische Kontrolle, nicht administrative Überkontrolle".

 * 

3. BfR-Korrekturbitten im Februar erfragt

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesinstitut für
Risikobewertung (BfR) im Februar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/11694) danach, "aus welchen Anlässen" das BfR im oben genannten
Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

4. ESM-Jahresabschluss im Fokus

Haushalt/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11584) nach dem Jahresabschluss der Europäischen
Stabilitätsmechanismus (ESM). Von der Bundesregierung will die
Fraktion unter anderem Details zum Bankguthaben des ESM sowie zum
Tilgungsprofil der Kredite an Griechenland.

 * 

5. AfD fragt nach BfR-Korrekturbitten

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesinstitut für
Risikobewertung (BfR) zwischen dem 22. November 2005 und dem 31.
Dezember 2018 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11604) danach, "aus
welchen Anlässen" das BfR im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

6. Korrekturbitten des BfR im Januar 2019

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesinstitut für
Risikobewertung (BfR) im Januar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/11602) danach, "aus welchen Anlässen" das BFR im oben genannten
Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

7. BMU-Korrekturbitten seit 2005

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium für Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit (BMU) zwischen dem 22. November
2005 und dem 31. Dezember 2018 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/11587) danach, "aus welchen Anlässen" das BMU im oben genannten
Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8673: Heute im Bundestag Nr. 816 - 23.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 816

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 23. Juli 2019, Redaktionsschluss: 13.05 Uhr

1. Korrekturbitten des BAFA im Februar erfragt

2. Korrekturbitten des BKartA im März erfragt

3. Korrekturbitten der BAM im Februar erfragt

4. Korrekturbitten der BGR im Februar erfragt

5. BZSt-Korrekturbitten im Januar 2019

6. Korrekturbitten der Bundesbank erfragt

7. Korrekturbitten des ITZBund im Januar



1. Korrekturbitten des BAFA im Februar erfragt

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesamt für Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle (BAFA) im Februar 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11714) danach, "aus welchen Anlässen" das
BAFA im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

2. Korrekturbitten des BKartA im März erfragt

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundeskartellamt im März 2019 bei
Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11716) danach, "aus welchen Anlässen" das
BKartA im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

3. Korrekturbitten der BAM im Februar erfragt

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Bundesanstalt für
Materialforschung und -prüfung (BAM) im Februar 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11703) danach, "aus welchen Anlässen" die
BAM im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

4. Korrekturbitten der BGR im Februar erfragt

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/fno) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Bundesanstalt für
Geowissenschaften und Rohstoffe (BGR) im Februar 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11693) danach, "aus welchen Anlässen" die
BGR im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

5. BZSt-Korrekturbitten im Januar 2019

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundeszentralamt für Steuern
(BZSt) im Januar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher
Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.
Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11522) danach,
"aus welchen Anlässen" das BZSt im oben genannten Zeitraum bei Medien
ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

6. Korrekturbitten der Bundesbank erfragt

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Zentrale der Deutschen Bundesbank
im Januar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11559) danach, "aus
welchen Anlässen" die Bundesbank im oben genannten Zeitraum bei Medien
ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

7. Korrekturbitten des ITZBund im Januar

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Informationstechnikzentrum Bund
(ITZBund) im Januar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher
Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.
Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11526) danach,
"aus welchen Anlässen" das ITZBund im oben genannten Zeitraum bei
Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8672: Heute im Bundestag Nr. 815 - 23.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 815

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 23. Juli 2019, Redaktionsschluss: 12.11 Uhr

1. AfD fragt nach Bamf-Korrekturbitten

2. AfD fragt nach BBK-Korrekturbitten

3. AfD fragt nach BDAV-Korrekturbitten

4. AfD fragt nach BDBOS-Korrekturbitten

5. Korrekturbitten des BMI-Beschaffungsamtes

6. AfD fragt nach BfV-Korrekturbitten

7. Beihilfebearbeitung für Bundesbedienstete



1. AfD fragt nach Bamf-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen"das Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (Bamf) im Februar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/11702) danach, "aus welchen Anlässen" das Bamf im oben genannten
Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

2. AfD fragt nach BBK-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesamt für Bevölkerungsschutz
und Katastrophenhilfe (BBK) im Februar 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11700) danach, "aus welchen Anlässen" das
Bundesamt im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

3. AfD fragt nach BDAV-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesamt für zentrale Dienste
und offene Vermögensfragen (BADV) im März 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11699) danach, "aus welchen Anlässen" das
Bundesamt im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

4. AfD fragt nach BDBOS-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Bundesanstalt für den Digitalfunk
der Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BDBOS) im
Februar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11698) danach, "aus
welchen Anlässen" die BDBOS im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

5. Korrekturbitten des BMI-Beschaffungsamtes

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Beschaffungsamt des
Bundesministeriums des Inneren, für Bau und Heimat im Februar 2019 bei
Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11697) danach, "aus welchen Anlässen" das
Beschaffungsamt im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

6. AfD fragt nach BfV-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesamt für Verfassungsschutz
(BfV) im Februar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher
Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.
Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11720) danach,
"aus welchen Anlässen" das BfV im oben genannten Zeitraum bei Medien
ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

7. Beihilfebearbeitung für Bundesbedienstete

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Inanspruchnahme der Dienstleistungen des
Bundesverwaltungsamts (BVA) durch Ministerien und Behörden
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11735).
Darin erkundigt sie sich danach, seit wann die Beihilfe für
Bundesbedienstete durch das BVA bearbeitet wird. Auch will sie unter
anderem wissen, welche Bundesministerien und Bundesbehörden die
Beihilfebearbeitung des BVA nutzen.

 * 
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BUNDESTAG/8671: Heute im Bundestag Nr. 814 - 23.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 814

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 23. Juli 2019, Redaktionsschluss: 11.28 Uhr

1. Zuordnung zu politisch rechter Kriminalität

2. Versenden stiller SMS thematisiert

3. GZD-Korrekturbitten erfragt

4. AfD fragt nach BMF-Korrekturbitten

5. AfD fragt nach Korrekturbitten des BMF

6. AfD fragt nach BZSt-Korrekturbitten

7. AfD fragt nach GZD-Korrekturbitten



1. Zuordnung zu politisch rechter Kriminalität

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, ob die Bundesregierung
bestätigten kann, dass das Verwenden eines verfassungsfeindlichen
Symbols aus dem rechtsextremen Spektrum als Straftat dem
Phänomenbereich der politisch rechts motivierten Kriminalität
zugeordnet wird, wenn keine gegenteiligen Tatsachen zur
Tätermotivation vorliegen. Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen
Anfrage (19/11724) unter anderem danach, ob die Bundesregierung
bestätigen kann, dass politisch motivierte Straftaten der politisch
rechts motivierten Kriminalität zugeordnet werden, "wenn am Tatort
verfassungsfeindliche Symbole hinterlassen werden, die dem
rechtsextremen Spektrum zugeordnet sind, auch wenn sonst keine
weiteren Hinweise auf die Täter oder die Tatmotivation vorliegen".

 * 

2. Versenden stiller SMS thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will von der Bundesregierung
wissen, welche Behörden des Bundesinnen-, des Bundesfinanzministeriums
und des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz sowie
des Kanzleramtes und der Bundeswehr derzeit technisch und rechtlich in
der Lage sind, "an Mobiltelefone sogenannte ,stille SMS' zum
Ausforschen des Standorts ihrer Besitzer" oder dem Erstellen von
Bewegungsprofilen zu verschicken. Ferner erkundigt sich die Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/11706) unter anderem danach, inwiefern
Behörden der genannten Ministerien sowie des Kanzleramtes und der
Bundeswehr in der Lage sind, "Mikrofone von Mobiltelefonen aus der
Ferne zu aktivieren, um diese als Abhöreinrichtungen zu nutzen".

 * 

3. GZD-Korrekturbitten erfragt

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Generalzolldirektion (GZD) im
Januar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11525) danach, "aus
welchen Anlässen" die GZD im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

4. AfD fragt nach BMF-Korrekturbitten

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesministerium der Finanzen
(BMF) zwischen dem 22. November 2005 und dem 31. Dezember 2018 bei
Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11595) danach, "aus welchen Anlässen" das
BMF im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

5. AfD fragt nach Korrekturbitten des BMF

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesfinanzministerium im
Februar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11718) danach, "aus
welchen Anlässen" das Ministerium im oben genannten Zeitraum bei
Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

6. AfD fragt nach BZSt-Korrekturbitten

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundeszentralamt für Steuern
(BZSt) zwischen dem 22. November 2005 und dem 31. Dezember 2018 bei
Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11654) danach, "aus welchen Anlässen" das
BZSt im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

7. AfD fragt nach GZD-Korrekturbitten

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Generalzolldirektion (GZD)
zwischen dem 22. November 2005 und dem 31. Dezember 2018 bei Medien
unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11656) danach, "aus welchen Anlässen" die
GZD im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 
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BUNDESTAG/8670: Heute im Bundestag Nr. 813 - 23.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 813

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 23. Juli 2019, Redaktionsschluss: 10.00 Uhr

1. Große Anfrage zu Zuwanderung

2. AfD fragt nach BAuA-Korrekturbitten

3. Medianeinkommen in Baden-Württemberg

4. Bundesamt für Karthographie

5. AfD fragt nach BiB-Korrekturbitten

6. AfD fragt nach Korrekturbitten des BDAV

7. AfD fragt nach BAA-Korrekturbitten



1. Große Anfrage zu Zuwanderung

Inneres und Heimat/Große Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will wissen, wie sich die
ausländische Bevölkerung in Deutschland in den Jahren 2014 bis 2018
jeweils zum 31. Dezember und 2019 zum 30. Juni insgesamt
zusammengesetzt hat, differenziert unter anderem nach Bundes- und
Herkunftsländern, Geschlecht, Aufenthaltsdauer, Schul-, Berufs-
beziehungsweise Studienabschlüssen und Altersgruppen. In einer Großen
Anfrage (19/11733) erkundigt sie sich zudem nach der Zusammensetzung
der ausländischen Bevölkerung mit beziehungsweise ohne
Aufenthaltsstatus in Deutschland zu den genannten Stichtagen und mit
den entsprechenden Differenzierungen.

Gleiches erfragt sie in Bezug auf Ausländer, "die sich unter Berufung
auf humanitäre Gründe in Deutschland aufhalten". Ferner möchte sie
differenzierte Angaben zu den Fallzahlen unbegleiteter minderjähriger
Zuwanderer sowie der im Ausländerzentralregister erfassten
ausreisepflichtigen Ausländern.

Auch fragt sie nach der Höhe der Ausgaben in Deutschland für
Schutzsuchende zu den genannten Stichtagen. Darüber hinaus verlangt
sie unter anderem Auskunft darüber, wie viele Beamte, Richter,
Soldaten und Arbeitnehmer in Deutschland "unmittelbar oder mittelbar"
für Schutzsuchende "ganz oder zum Teil tätig werden".

 * 

2. AfD fragt nach BAuA-Korrekturbitten

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" die Bundesanstalt für Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin (BAuA) im Februar 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11701) danach, "aus welchen Anlässen" das
BAuA im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

3. Medianeinkommen in Baden-Württemberg

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der jeweiligen Entwicklung des Medianeinkommen
der sozialversicherungspflichtig Vollzeitbeschäftigten in zahlreichen
Berufshauptgruppen in Baden-Württemberg in den Jahren 2010 bis 2018
erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11605).
Auch fragt sie darin unter anderem, wie hoch in diesen Jahren jeweils
die Anzahl sowie der relative Anteil der ausschließlich geringfügig
beschäftigten Männer, Frauen, Personen mit deutscher
Staatsangehörigkeit sowie Personen mit ausländischer
Staatsangehörigkeit an allen ausschließlich geringfügig Beschäftigten
in Baden-Württemberg waren.

 * 

4. Bundesamt für Karthographie

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesamt für Karthographie und
Geodäsie im März 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher
Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen.
Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11689) danach,
"aus welchen Anlässen" das Bundesamt im oben genannten Zeitraum bei
Medien ohne Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 

5. AfD fragt nach BiB-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesinstitut für
Bevölkerungsforschung (BiB) im Februar 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11692) danach, "aus welchen Anlässen" das
BiB im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

6. AfD fragt nach Korrekturbitten des BDAV

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesamt für zentrale Dienste
und offene Vermögensfragen (BDAV) im Februar 2019 bei Medien unter
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11704) danach, "aus welchen Anlässen" das
BDAV im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

7. AfD fragt nach BAA-Korrekturbitten

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Bundesausgleichsamt (BAA) im
Februar 2019 bei Medien unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um
Korrekturen von Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch
erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/11705) danach, "aus
welchen Anlässen" das BAA im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne
Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen.

 * 
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BUNDESTAG/8669: Heute im Bundestag Nr. 812 - 22.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 812

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 22. Juli 2019, Redaktionsschluss: 16.23 Uhr

1. Europäisches Navigationssystem Galileo

2. Linke fragt nach Berliner Siemensbahn

3. Frontex-Einsatz in Albanien

4. Abschiebungen zwischen 2013 und 2018

5. AfD fragt nach Korrekturbitten des StBA

6. Speicherung von Informationen zu S. E.



1. Europäisches Navigationssystem Galileo

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/LBR) Die Bundesregierung sieht im Galileo-Programm die
"Basisinfrastruktur für digitale Mobilitätsanwendungen und
Innovationen". Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/11545) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/11209). Darin
hatten sich die Abgeordneten nach den "deutschen Interessen und Zielen
bei der Umsetzung und Mitgestaltung" des europäischen
Navigationssystem Galileo erkundigt.

Die Technologie umfasst etwa Car Sharing-Modelle, die
Zurverfügungstellung von Echtzeit-Fahrgastinformationen in ÖPNV,
sichere Anflugverfahren und auch die Bezahlung mit Kreditkarten. Mit
26 Satelliten ist Galileo als System voll einsatzfähig. "Der
Vollausbau auf 30 Satelliten ist bis 2020 geplant", heißt es in der
Antwort der Bundesregierung weiter. Die Finanzierung des Systems
erfolge aus dem EU-Haushalt, der deutsche Anteil betrage daran 20
Prozent.

 * 

2. Linke fragt nach Berliner Siemensbahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR Um die Wiederbelebung der Siemensbahn in Berlin geht
es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/11622). Die
Siemens AG plant, aus dem historischen Gelände in Berlin-Spandau einen
"Innovations-Campus" zu machen. Die Abgeordneten möchten wissen,
welche konkreten Pläne die DB Netz AG diesbezüglich hat, wie die
weitere Zeitplanung für die einzelnen Planungsschritte ist und wie der
Zustand der Gleislange bzw. die Schäden der ehemaligen Siemensbahn
bewertet werden.

 * 

3. Frontex-Einsatz in Albanien

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Ein Einsatz der EU-Grenzagentur Frontex ist ein
Thema der Antwort der Bundesregierung (19/11678) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/11304). Wie die Bundesregierung
darin ausführt, trägt aus ihrer Sicht die Frontex-Operation in
Albanien "dazu bei, die zuständigen albanischen Behörden bei ihren
grenzpolizeilichen Aufgaben und bei Rückführungsmaßnahmen zu
unterstützen und an die qualitativen Standards der Europäischen Union
in diesen Aufgabenbereichen heranzuführen". Dabei könnten die
Einsatzkräfte von Frontex erstmalig in einem Drittstaat auch
hoheitliche Befugnisse im Rahmen dieser Tätigkeit anwenden. Die
Anwendung hoheitlicher Befugnisse erfolge nach Anweisung und in
Anwesenheit der zuständigen albanischen Behörden.

Den Angaben zufolge umfasst der Einsatz gemäß Einsatzplan Aufgaben für
die Überwachung der "grünen" Grenze, der Grenzkontrolle an den
Grenzübergangsstellen sowie die Verhinderung von grenzüberschreitender
Kriminalität. Wie die Bundesregierung weiter schreibt, beteiligen sich
ihrer Kenntnis nach neben Deutschland die Mitgliedstaaten Österreich,
Kroatien, Tschechische Republik, Estland, Finnland, Frankreich,
Lettland, Niederlande, Polen, Rumänien und Slowenien an dem Einsatz.

 * 

4. Abschiebungen zwischen 2013 und 2018

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im Zeitraum von 2013 bis 2018 ist es in Deutschland
zu knapp 115.000 Abschiebungen gekommen. Dies geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/11676) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/11280) hervor. Danach wurden im genannten Zeitraum insgesamt
12.212 Abschiebungen auf dem Landweg und 309 Abschiebungen auf dem
Seeweg vollzogen. Insgesamt 102.407 Menschen wurden den Angaben
zufolge auf dem Luftweg abgeschoben.

 * 

5. AfD fragt nach Korrekturbitten des StBA

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion möchte von der Bundesregierung
erfahren, "aus welchen Anlässen" das Statistische Bundesamt (StBA)
zwischen dem 22. November 2005 und dem 31. Dezember 2018 bei Medien
unter Inanspruchnahme anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von
Berichterstattungen habe ersuchen lassen. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/11651)) danach, "aus welchen Anlässen" das
Bundesamt im oben genannten Zeitraum bei Medien ohne Inanspruchnahme
anwaltlicher Hilfe um Korrekturen von Berichterstattungen habe
ersuchen lassen.

 * 

6. Speicherung von Informationen zu S. E.

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Speicherung von Informationen zu S. E. und seinem
Umfeld" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/11687). Wie die Fraktion darin schreibt, wurde am 16. Juni "in
Kassel der Neonazi S. E. unter dem Verdacht festgenommen, am 2. Juni
2019 den Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke erschossen zu
haben". Wissen will sie, welche einzelnen Informationen "nach Kenntnis
der Bundesregierung wann, von welchen Behörden und in welche
'inländischen' Datenbanken, die den deutschen Polizeien und
Sicherheitsbehörden zur Verfügung stehen, betreffend Stephan E.
eingepflegt" wurden. Auch fragt sie unter anderem danach, welche
deutschen Polizeien und Sicherheitsbehörden unter welchen
Voraussetzungen zu welchem Zeitpunkt Zugriff auf die genannten
Informationen hatten.

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3364: Beitragsfreie Kita geht nicht zulasten der Kommunen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 22. Juli 2019

Beitragsfreie Kita geht nicht zulasten der Kommunen



Anlässlich aktueller Medienberichte erklärt der finanzpolitische
Sprecher der SPD-Landtagsfraktion Tilo Gundlack:

"Die derzeit zur Diskussion stehende Absenkung der Beteiligungsquote
hat nichts mit der geplanten Kita-Beitragsfreiheit zu tun. Die von der
Presse zitierten "Finanzexperten" dürften über eine höchstens geringe
Expertise verfügen. Die Beteiligungsquote wird seit Anbeginn des FAG
nach einer konkreten Formel errechnet. Dafür liegen Zahlen aus der
Vergangenheit zugrunde, die sich je nach Konjunkturlage ändern können
und das Pendel in die eine oder andere Richtung schlagen lassen. Da
die Kita-Beitragsfreiheit erst ab 2020 eingeführt wird, kann sie gar
keinen Einfluss auf die aktuelle Berechnung der Beteiligungsquote
haben. Das weiß auch die linke "Finanzexpertin" Rösler. Ihre Forderung
nach einer Quote von 36 Prozent entbehrt ganz offenbar jeder
mathematischen Grundlage. Genauso gut könnte sie 40 oder 60 Prozent
fordern. Das kommt dann wohl nächste Woche."

Hintergrund: Die Beteiligungsquote regelt, welcher Anteil den Kommunen
aus den Gesamteinnahmen von Land und Kommunen zufließt.

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5195: Polizeieinsätze bei Hoch-Risikospielen im Fußball (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
23.07.2018

Polizeieinsätze bei Hoch-Risikospielen im Fußball

Dirk Herber: Fußballvereine müssen Eigeninitiative gegen Fan-Chaoten
intensivieren



Der innenpolitische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Dirk Herber,
erklärt zur aktuellen Diskussion um Kostenbeiträge für Polizeieinsätze
bei Fußball-Hochrisikospielen:

"Fußball ist mit Abstand die wohl beliebteste Ballsportart in
Deutschland. Der Deutsche Fußballbund hat über 7 Millionen Mitglieder.
149.735 Mannschaften nehmen an dem regelmäßigen Spielbetrieb in den
unterschiedlichen Ligen teil. Die weit überwiegende Anzahl der Spiele -
 von der Amateur- bis zur Bundesliga - läuft friedlich ab. Bei den
sog. 'Hochsicherheitsspielen' ist es wichtig, dass die Polizei
besonders wachsam ist und durch ihre Präsenz Ausschreitungen
frühzeitig verhindert und die überwiegende Zahl der friedlichen
Besucherinnen und Besucher vor Übergriffen von einigen wenigen Chaoten
schützt. Die Polizeieinsätze kosten bei Hochsicherheitsspielen
natürlich viel Geld, weil zusätzlich Personal zur Verfügung gestellt
werden muss.

Bei der aktuellen Diskussion, ob die Kosten für Polizeieinsätze bei
Hochrisiko-Spielen auf Vereine umzulegen ist, halte ich es zunächst
für zielführend, die Fußballvereine - insbesondere der 1., 2. und 3.
Bundesliga - für ihre besondere Verantwortung in der Angelegenheit zu
sensibilisieren, bevor sie voreilig 'zur Kasse gebeten' werden. Ein
gangbarer Weg könnte sein, dass die Vereine, die im Rahmen des
nationalen Konzepts 'Sport und Sicherheit' konzipierten Fan-Projekte
ausbauen. Durch die Fan-Projekte sollen Gewalt eingedämmt und die
Arbeit im Präventionsbereich verstärkt werden. Die Fußball-Clubs
müssten in diesem Zusammenhang auch Stadionverbote aussprechen und
konsequent durchsetzen. Verschiedene Fan-Projekte bei
unterschiedlichen Vereinen erzielen bereits positive Veränderungen.

Sollten die Bemühungen der Vereine nicht nachhaltig greifen, wäre die
Umlage der zusätzlichen Kosten für Hochsicherheitsspiele sachgerecht.
Allerdings plädiere ich in diesem Falle für eine bundeseinheitliche
Regelung, bei der die Deutsche Fußball Liga Kostenschuldner wäre und
sie die Kosten intern auf die Vereine umlegen könnte. Die
CDU-Landtagsfraktion wird den von dem Innenminister angekündigten
Lösungsvorschläge kritisch prüfen und konstruktiv begleiten."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Juli 2019
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KULTUR/296: Spiel des Jahres 2019 - Kulturgut Gesellschaftsspiel weiter unterstützen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 23. Juli 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Spiel des Jahres 2019 - Kulturgut Gesellschaftsspiel weiter unterstützen



Helge Lindh, zuständiger Berichterstatter:

Gestern wurden "Just One" als Spiel des Jahres 2019 und "Flügelschlag"
als Kennerspiel des Jahres 2019 ausgezeichnet. Mit dem "Spiel des
Jahres 2019" prämierte eine Jury aus Expertinnen und Experten zum
41. Mal in Folge Brett- und Kartenspielinnovationen aus Deutschland.
Die Auszeichnung ist nicht nur eine verlässliche Empfehlung für alle
Spielfreudigen, sondern auch Ausdruck der Wertschätzung für das
Kulturgut Gesellschaftsspiel.

"Die SPD-Bundestagsfraktion gratuliert den beiden Spieleautoren
Ludovic Roudy und Bruno Sautter herzlich zur Auszeichnung "Spiel des
Jahres 2019". Die Idee, die ihrem kommunikativen Ratespiel "Just One"
zugrunde liegt, ist so einfach wie genial. Es kann sich verdient mit
der begehrten Auszeichnung schmücken. Gratulieren möchten wir außerdem
Elizabeth Hargrave, Autorin des diesjährigen Kennerspiels
"Flügelschlag", sowie Wilfried und Marie Fort, deren Spiel "Tal der
Wikinger" als Kinderspiel des Jahres 2019 ausgezeichnet wurde.

Dank und Anerkennung gebührt auch den weiteren Nominierten und all den
vielen Kreativen, die ihren Einfallsreichtum jedes Jahr in die
Entwicklung neuer Gesellschaftsspiele investieren und so stets für ein
vielfältiges und eindrucksvolles Angebot auf dem deutschen Spielemarkt
sorgen. Während das Angebot an digitalen Spielen weiter zunimmt,
erfreuen sich analoge Gesellschaftsspiele in Deutschland nach wie vor
großer Beliebtheit. Sie ermöglichen unbeschwertes Beisammensein und
bereichern so regnerische Sonntage, Familienfeiern und Abende im Kreis
von Freundinnen und Freunden. Denn das Spielen verbindet und trennt
nicht. Mit der Initiative "Spielend für Toleranz", die der Verein
"Spiel des Jahres e.V." unterstützt, wird ein deutliches Zeichen gegen
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit am Spieletisch gesetzt. Die SPD-
Bundestagsfraktion wird sich auch weiterhin dafür einsetzen, dass
unsere vielfältige Landschaft an Gesellschaftsspielen erhalten bleibt
und mit ihnen die Ideale unserer offenen und menschenfreundlichen
Gesellschaft."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Juli 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227-5 22 82, Fax: 030/227-5 68 69

E-Mail: presse@spdfraktion.de

Internet: www.spdfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / AUSLAND





MELDUNG/017: Direkte Demokratie - Sonderfall Schweiz (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Direkte Demokratie - Sonderfall Schweiz

Von Reto Thumiger, 21. Juli 2019



Die Schweiz befragt die Bevölkerung vier Mal im Jahr auf nationaler,
kantonaler und Gemeindeebene. Die Schweizer*innen entscheiden jährlich
über bis zu 20 Vorlagen. Kein anderes Land in der Welt befragt die
Bevölkerung so oft wie die Schweiz.

Auf nationaler und kantonaler Ebene braucht es dazu allerdings den
Schweizer Pass. Ausländer dürfen nur auf Gemeindeebene mitreden und
zwar in aktuell 605 von 2255 Schweizer Gemeinden. Somit werden die 1,7
Millionen Ausländer*innen, also fast 25% der ständigen
Wohnbevölkerung, weitgehend vom Stimm- und Wahlrecht ausgeschlossen.

Die Stimmbeteiligung schwankt stark zwischen 79% über den Anschluss an
den Europäischen Wirtschaftraum im Jahr 1992 und 25% Ende 2012 beim
Referendum gegen das Tierseuchengesetz. Die Schwankungen erklären sich
durch die Komplexität der Themen und die hohe Frequenz der
Abstimmungen.

Gemäß dem Politologen Nenad Stojanovic stimmen 25% der Schweizer*innen
jedes Mal ab, 20% nie und 55% entscheiden sich von Fall zu Fall.
Immerhin drücken sich 80% der wahlberechtigen Bevölkerung regelmäßig
aus. Als mögliche Gründe für die Stimmenthaltung nennt Stojanovic
Desinteresse an der Politik oder eine Desillusionierung. Eine extreme
tiefe Wahlbeteiligung ist bei den Jungen, 18- bis 24-jährigen,
festzustellen.


Quellen:

https://www.swissinfo.ch/ger/direktedemokratie/politische-rechte-fuer-auslaender_auslaenderstimmrecht-das-grosse-dilemma-der-direkten-demokratie/42031562

https://www.revue.ch/ausgaben/2019/03/detail/news/detail/News/kein-land-befragt-seine-bevoelkerung-so-oft-wie-die-schweiz/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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TÜRKEI/014: Zeitenwende in der außenpolitischen Ausrichtung (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Türkei: Zeitenwende in der aussenpolitischen Ausrichtung

Die Türkei erhält trotz allen US-Warnungen das russische 
Abwehrsystem S-400 und wird vom F-35-Kampfjet-Programm 
ausgeschlossen 

Von Amalia van Gent, Infosperber, Untergrund-Blättle, 21. Juli 2019
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Das russische Abwehrsystem S-400 'Triumf'

Bild: Vitaly V. Kuzmin 

[CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)]



Am 12. Juli 2019 traf im Luftwaffenstützpunkt Mürted unweit der
türkischen Hauptstadt Ankara die erste Lieferung des hochentwickelten
russischen Raketenabwehrsystems S-400 ein - und das ganze Ereignis
wurde vom staatlichen Fernsehsender live und in voller Länge
ausgestrahlt. Nie zuvor hatten die türkischen Generäle Lieferungen von
Rüstungsgütern, welcher Art auch immer, mit der Öffentlichkeit
geteilt. Diesmal sollte es aber anders werden: Präsident Recep Tayyip
Erdogan bezeichnete den Kauf der russischen S-400 als den "wichtigsten
Deal in der jüngsten Geschichte der modernen Türkei" und wollte "seine
Nation" an diesem Erfolg teilhaftig machen. Das russische S-400 sei
"das beste Verteidigungssystem gegen alle, die unsere Heimat angreifen
wollen", versicherte er drei Tage später einer Menge begeisterter
Zuhörer. Welche "Feinde" genau in der Lage wären, die Türkei mit
modernen Raketen anzugreifen, liess der Präsident offen.


Kollision in der Zeitlupe?

Die in der Türkei demonstrativ zur Schau getragene Freude über den
Kauf der russischen Waffen löste in den USA zunächst Ratlosigkeit aus.
US-Präsident Donald Trump hatte offensichtlich bis zuletzt gehofft,
seinen türkischen Amtskollegen, den er nach eigenen Beteuerungen "ja
besonders mag", vom Kauf des russischen S-400 abbringen zu können. Am
Dienstagabend kündigte Trump aber persönlich an, dass die Türkei die
amerikanischen Tarnkappenjets F-35 nicht erhalten würde. Einen Tag
später erklärte das Pentagon den formellen Ausschluss der Türkei aus
dem Programm des F-35. Die türkische Führung sei oft genug gewarnt
worden, sich für die S-400 oder für die F-35 zu entscheiden, hiess es
nun trocken aus dem Pentagon: "Beides kann die Türkei nicht haben".

Für die türkische Führung war der Ausschluss ihres Landes ein
demütigender Akt: Die Türkei war seit 1999 einer der Partner beim Bau
der Lockheed-Martin-Maschine, hatte mehr als 100 Flugzeuge bestellt
und bereits über eine Milliarde Dollar für die Produktion ausgegeben.
Aus Sicht der Pentagon- und der NATO-Strategen hatte sich die Türkei
mit dem Kauf des S-400 aber ein russisches Spionage-Instrument ins
Haus geholt. Und sie hatte zudem die Verpflichtungen der
NATO-Mitglieder untereinander, sich von russischen Systemen
fernzuhalten, untergraben.

Wie wird die NATO wohl auf den Kauf reagieren? Am Donnerstag
unterstrich Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg zwar, dass der
Beitrag der Türkei bei NATO-Missionen in Syrien, Kosovo und
Afghanistan sehr wichtig war, gab aber gleich auch zu, dass die Lage
nicht gut sei: "Sie ist sehr schlecht für uns alle". Die NATO hat
bislang kein einziges Mitglied aus der Allianz vertrieben.


Eine Frage von existenzieller Bedeutung?

Der Konflikt zwischen den USA und der Türkei um das russische
Abwehrsystem S-400 eskaliert unkontrolliert weiter - und mutet wie
eine Zeitenwende an. Die vom staatlichen Fernsehen ausgestrahlten
Bilder des S-400 erinnerten beispielsweise Yavuz Baydar, Chefredakteur
des oppositionellen internet-Portals Ahval, an den 5. April 1946, als
das amerikanische Schlachtschiff USS-Missouri in Istanbul vor Anker
ging. Die USS-Missouri hatte die ausserordentliche Mission, die
Gebeine des türkischen Diplomaten Mehmet Munir Ertegun aus New York in
seine Heimat zu bringen. Ins Kollektivbewusstsein der türkischen
Bürger wurde jener Besuch aber als der Moment eingebrannt, der damals
in ihrer Region die "neue Weltordnung" eingeleitet hatte. Keine sechs
Jahre später war die bis dahin neutrale Türkei Vollmitglied der NATO.
Der Kauf der S-400 könnte laut Yavuz Baydar, wie damals der Istanbuler
Besuch der USS-Missouri im April 1946, eine neue Ära in der
aussenpolitischen Ausrichtung der Türkei signalisieren - nur diesmal
umgekehrt.

"Was haben sie über den Kauf von S-400 nicht alles erzählt?" fragte
Präsident Erdogan seine Zuhörer in einem rhetorischen
Frage-Antwort-Spiel am 15. Juli 2019. Abertausende Istanbuler waren
auf sein Geheiss am alten Flughafen "Atatürk" zusammengekommen, um des
3. Jahrestages des gescheiterten Putschversuchs von 2016 zu gedenken.
Wenn der Präsident neuerdings mit einem leichten Unterton der
Verachtung von "sie" spricht, dann meint er meist die Amerikaner,
gelegentlich aber auch andere westliche Staaten. "Sie sagten, die
Türkei würde die russischen S-400 nicht erhalten, die Türkei dürfe sie
nicht erhalten, die Türkei würde sie ungebraucht in ein Drittland
stationieren - und was ist passiert? Die Türkei hat sie erhalten und
hat gar vor, die S-400s gemeinsam mit Russland zu produzieren." Dann
kündigte er an, dass die S-400 "mit Gottes Erlaubnis" bis April 2020
operationsbereit sein würden. Auf diese Weise stilisierte Präsident
Erdogan den Streit um den Kauf des russischen Verteidigungssystems zu
einer Frage der "nationalen Souveränität" und der "Unabhängigkeit",
der von Wünschen und Geboten der westlichen Alliierten unabhängigen
Entscheidungen.

Der Chef der ultranationalistischen Partei MHP Devlet Bahceli ging gar
einen Schritt weiter: Er appellierte an die Bevölkerung, sämtliche
Bedenken, Warnungen und Drohungen aus den USA zu ignorieren. "Entweder
unterwerfen wir uns diesen Drohungen und verlieren unsere Ehre oder
wir bekommen die S-400". Die Anschaffung des russischen Systems sei
für die Türkei schlichtweg "zu einer existentiellen Frage" geworden.
Die Erklärungen der zwei Regierungsalliierten Erdogan-Bahceli lassen
eine klare Abwendung der Türkei von der westlichen Welt erahnen.

Aber nicht nur: Eine Umfrage der Istanbuler Universität Kadir Has von
Anfang Juli belegt, dass auch eine Mehrheit der Bevölkerung diese
Entscheidungen trägt. Demnach begrüssen über 44 Prozent der Befragten
den Kauf des russischen Systems. Über 80 Prozent von ihnen betrachten
die USA als die "grösste Bedrohung" für ihr Land.


Unumkehrbare Entfremdung

Die dramatische Entfremdung der Türkei von der westlichen Welt wird
offiziell auf die "strategischen Fehlentscheidungen" der USA
zurückgeführt. Die Türkei habe sich um die Beschaffung des
Patriot-Abwehrsystems PAC-3 im Wert von 7,8 Milliarden Dollar bemüht,
was der ehemalige US-Präsident Barak Obama und der Kongress strikt
abgelehnt hätten, behauptet bei jeder Gelegenheit Recep Tayyip
Erdogan, weiss allerdings, dass es sich um eine Halbwahrheit handelt.
Die regierungsnahe Presse begründet diesen Vertrauensschwund mit der
Unterstützung der USA für die Kurden. Die amerikanische "Unterstützung
für diesen Non-state-Akteur in Syrien ist bedingungslos" schrieb
unlängst der Politologe Ali Demirtas im regierungsnahen Magazin
"National Interest". Und "dies war Washingtons bislang grösster,
strategischer Fehler". Demirtas wie die meisten Erdogan-nahen
Kommentatoren dürften dabei vergessen haben, dass die USA die Allianz
mit den Kurden eingingen, geradezu weil die Türkei dem Vormarsch des
Islamischen Staaten (IS) in Syrien monatelang tatenlos, fast
wohlwollend, zugeschaut hatte.

Die Entfremdung der Türkei von der westlichen Welt führt der
linksliberale Intellektuelle Yavuz Baydar hingegen auf eine bewusste
politische Entscheidung der türkischen Elite zurück: Nach dem
Zusammenbruch des Warschau-Paktes und dem Ende des Kalten Kriegs sei
es der Türkei nicht gelungen, "sich zu einem demokratischen
Rechtsstaat zu transformieren", schreibt er in seiner Kolumne.
Jahrzehntelang hätten türkische Generäle und Politiker behauptet, die
Türkei sei ein Spezialfall und müsste deshalb speziell behandelt
werden, hätten sich strikt geweigert, den brennenden Kurdenkonflikt
ihres Landes anders anzusehen als nur als Sicherheitsproblem und
scheiterten immer wieder daran, die für einen EU-Beitritt der Türkei
benötigten Kopenhagener Kriterien zu erfüllen. Drei Jahrzehnte lang
machten sie für all ihre Misserfolge und Unzulänglichkeiten allein den
"Westen" verantwortlich - und dies habe seine Spuren auf die
Gesellschaft hinterlassen. Seit dem gescheiterten Putschversuch 2016
sei eine unheimliche Allianz der sogenannten Eurasiaten an der Macht,
die sich für einen radikalen Kurswechsel stark mache. Die Eurasiaten
seien heute in den höchsten Rängen der Armee sowie der Politik
vertreten.

Die Debatte, ob die Türkei noch der westlichen Welt zugerechnet werden
könne, die nach der ersten Lieferung des S-400 in Ankara weltweit
ausgebrochen ist, betrachtet der Politikwissenschaftler Gökhan Bacik
als müssig. Er spricht von einer "neuen Realität in der Türkei". Die
regierende Koalition zwischen den Islamisten der AKP und den
Extremnationalisten der MHP sehnte sich schon lange nach "einer
alternativen, globalen Ausrichtung, von der sie weniger
Verpflichtungen in komplexen Fragen wie Rechtsstaatlichkeit, freie
Marktwirtschaft und Demokratie" erwarte, sagt er. Die Weltgemeinschaft
sollte sich deshalb eher fragen, ob es überhaupt möglich sei, "die
Türkei in ihrer traditionellen pro-westlichen Position zu behalten,
solange ihre Öffentlichkeit, ihre Eliten und der Staat so
westen-feindlich eingestellt sind".


Erstveröffentlichung:

https://www.infosperber.ch/Artikel/Politik/Turkei-Erdogan-S-400-F-35-Zeitenwende

Ebenfalls veröffentlicht bei:

https://www.xn--untergrund-blttle-2qb.ch/politik/europa/tuerkei_s_400_nato_5575.html
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GEWERKSCHAFT/317: Marlis Tepe zur Vizepräsidentin der Education International wiedergewählt (GEW)


Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft - 23. Juli 2019

Marlis Tepe zur Vizepräsidentin der Education International
wiedergewählt 

GEW-Vorsitzende setzt sich für das Recht auf Bildung für Alle ein und warnt
vor Angriffen auf die Freiheit der Bildung durch Privatisierung und
Budgetkürzungen



Bangkok - Marlis Tepe, Vorsitzende der Gewerkschaft für Erziehung und
Wissenschaft (GEW), ist von den Delegierten des 8. Weltkongress der
Bildungsinternationale (BI) am 22.7.2019 in Bangkok erneut zur
Vizepräsidentin gewählt worden. Die Bildungsinternationale "Education
International" ist die größte transnationale Gewerkschaftsföderation und
vereint rund 400 Bildungsgewerkschaften aus über 170 Ländern mit 33
Millionen Mitgliedern. Im Vorstand der BI ist Marlis Tepe die Stimme der
europäischen Bildungsgewerkschaften. In ihrer Funktion wird sich Marlis
Tepe weiterhin für das Recht auf freie Bildung für Alle einsetzen.

"Pädagog*innen sind weltweit Ziel antidemokratischer Angriffe und
gleichzeitig Hüter*innen des wirksamsten Gegenmittels: Freier, fairer und
guter Bildung für Alle! Unsere Kolleg*innen berichten von Angriffen auf die
Freiheit der Bildung durch Privatisierung, Deprofessionalisierung und
Budgetkürzungen, auf ihre Arbeitnehmer*innenrechte und sogar auf ihr Leib
und Leben. Die Stimmung auf dem Kongress war jedoch deutlich von der Kraft
und dem Mut der Delegierten geprägt. Wir Bildungsgewerkschafter*innen
lassen uns nicht einschüchtern, wir gehen voran und kämpfen für Freiheit in
der Bildung! Die Bildungsinternationale ist die größte, weltweit
organisierte Gewerkschaft. Unsere Solidarität ist unsere Stärke!" so Marlis
Tepe in ihrer Rede vor den Delegierten.

Die GEW-Vorsitzende führt weiter aus: "Wir kämpfen für einen fairen Zugang
zu guter Bildung als Weg in eine bessere Zukunft. Bildung befähigt unsere
Kinder zu einem guten, selbstbestimmten Leben. Darum müssen die weltweiten
Ausgaben für Bildung dringend erhöht werden, sonst werden wir bis 2030 das
SDG4-Ziel der UNESCO nicht erreichen. Unsere Kolleg*innen brauchen dafür
dringend Schutz vor Denunziation, gesunde Arbeitsbedingungen und
ausreichende Finanzierung im gesamten Bildungssystem von Kindergarten bis
zur Hochschule und Weiterbildung."

Der Weltkongress tagt alle vier Jahre; 2019 findet das Treffen noch bis zum
26. Juli in der thailändischen Hauptstadt Bangkok statt. In diesem Jahr
stehen die Vorreiterrolle der Gewerkschaften als solidarisches
Veränderungspotential für die Gesellschaft, der Klimawandel, die rechten
Angriffe auf Gewerkschaften und Beschäftigte sowie der freie Zugang zu
guter Bildung im Zentrum der Diskussionen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 23. Juli 2019

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft

Hauptvorstand, Reifenberger Str. 21, 60489 Frankfurt a.M.

Telefon: 069/78973-0, Fax: 069/78973-201

E-Mail: info@gew.de

Internet: www.gew.de
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MELDUNG/669: Verbraucherbeteiligung zur Nährwertkennzeichnung gestartet (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 159 vom 22.07.2019

Verbraucherbeteiligung zur Nährwertkennzeichnung gestartet



Die von der Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia
Klöckner, angekündigte Verbraucherforschung zum erweiterten, vereinfachten
Nährwertkennzeichen ist gestartet. Das Ergebnis liegt voraussichtlich Ende
September vor. Dieses wird maßgeblich für die politische Entscheidung des
Bundesministeriums sein.

Dazu Julia Klöckner: "Eine klare Nährwertkennzeichnung, die auf den ersten
Blick verständlich ist, fehlt in Deutschland bislang. Dazu gibt es
europaweit unterschiedliche Systeme, alle mit Vor- und Nachteilen. Am
besten wäre ein europaweit einheitliches Kennzeichnungssystem, aber davon
sind wir weit entfernt. Ich möchte nicht länger warten und werde jetzt die
Grundlage für die Nährwertkennzeichnung der Lebensmittel legen, die in den
deutschen Regalen liegen. Um sicherzustellen, dass das künftige System
tatsächlich gute Orientierung bietet, haben wir jetzt - nach einer
intensiven Vorbereitungsphase - die Verbraucherforschung gestartet. In den
kommenden zwei Monaten werden Konsumenten an verschiedenen Orten in
Deutschland unabhängig befragt. Die Befragung führt die INFO GmbH durch,
sodass sichergestellt ist, dass die Ergebnisse professionell erfasst
werden, repräsentativ sind und wissenschaftlichen Standards entsprechen.
Das Ergebnis wird für mich maßgeblich sein. Ich werde dann einen
entsprechenden Verordnungsentwurf vorlegen, der dieses Nährwertkennzeichen
empfiehlt. Alle Kennzeichnungssysteme, die wir jetzt in die Befragung
geben, wurden von unserem Max-Rubner-Institut von Experten wissenschaftlich
zuvor überprüft. In einem gemeinsamen Prozess mit Politik, Wissenschaft und
Verbänden sind wir so weit wie noch nie in der Frage einer zusätzlichen,
vereinfachten Kennzeichnung gekommen. Deshalb möchte ich zügig die
rechtlichen Grundlagen im Herbst schaffen."


Hintergrund:

Warum eine Verbraucherbefragung?

Verbraucherforschung ist EU-rechtlich die Grundvoraussetzung, um ein System
durch den notwendigen Notifizierungsprozess steuern zu können. Das EU-Recht
gibt zudem vor, dass ein erweitertes Nährwertkennzeichnungssystem national
nicht verpflichtend für Lebensmittelunternehmen sein kann. So wie es zum
Beispiel in Frankreich auch nicht der Fall ist.

Bundesministerin Julia Klöckner hatte gemeinsam mit den
Koalitionsfraktionen, dem Spitzenverband der Lebensmittelwirtschaft und der
Verbraucherzentrale Bundesverband entschieden, mit vier Modellen in die
Umfrage zu gehen:

- Keyhole®-System

- Nutri-Score® aus Frankreich

- System der Lebensmittelwirtschaft

- System des Max-Rubner-Institutes

Die Befragung wird von einem unabhängigen Markt- und
Meinungsforschungsinstitut, der INFO GmbH durchgeführt. Die Teilnehmer der
insgesamt zehn Fokusgruppen werden nach festgelegten Kriterien
zusammengestellt, wie beispielsweise Alter, Geschlecht, Region, Stadt und
Land, höherer bzw. geringerer Bildungs- und Einkommensstatus. Auch
ernährungsmitbedingt Erkrankte werden befragt. In rund zweistündigen
moderierten Fokusgruppen werden die Teilnehmer die vier zur Wahl stehenden
Modelle hinsichtlich ihrer Wahrnehmung, Verständlichkeit sowie hinsichtlich
des Verbraucherverständnisses diskutieren. Aufbauend auf den Ergebnissen
der Diskussionen in den Fokusgruppen wird im August und Anfang September
2019 eine quantitative Analyse stattfinden, die für die Bevölkerung in
Deutschland repräsentative Ergebnisse erbringen wird. In verschiedenen
Interviewformaten werden circa 1.600 Verbraucher befragt.

Informationen zur Umfrage:

Meinungsforschungsinstitut: INFO GmbH

Zeitraum und Befragte


	Juli bis September 2019

	Repräsentative Befragung: mindestens 1.000 Befragte

	Durchmischung von Alter, Geschlecht, Regionen, Stadt und Land.

	Gruppen mit höherem und geringerem Bildungs- und Einkommensstatus.

	Auch Gruppen mit Teilnehmern, die ernährungsbedingt erkrankt sind.



Studiendesign:


	Juli/August: Qualitative Befragung in Gruppendiskussionen (zehn Fokusgruppen)

	August/September: Quantitative Befragung (Online- und face-to-face-Interviews)



Studienziel


	Welches Modell bietet Verbrauchern mehr Orientierung im Alltag?

	Info GmbH untersucht:
 · Wahrnehmung verschiedener Systeme
 · Verständlichkeit
 Ist ein bestehendes System auch objektiv verständlich, ohne dass das System erklärt werden müsste?
 · Verständnis der Verbraucherinnen und Verbraucher
 Verstehen Verbraucher das vorliegende Modell tatsächlich?




Links zum Thema:

Erweitertes Nährwertkennzeichnungs-Modell für Deutschland: Das weitere
Verfahren:

https://www.bmel.de/DE/Ernaehrung/Kennzeichnung/FreiwilligeKennzeichnung/_Texte/Naehrwertkennzeichnungs-Modelle-MRI-Bericht.html

Vorläufiger MRI-Bericht: Beschreibung und Bewertung ausgewählter
"front-of-pack"-Nährwertkennzeichnungs-Modelle: 

https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/Ernaehrung/Kennzeichnung/MRI-Bericht-Naehrwertkennzeichnungs-Modelle.pdf?__blob=publicationFile

Die Nationale Reduktions- und Innovationsstrategie: Weniger Zucker, Fette
und Salz in Fertigprodukten:

https://www.bmel.de/DE/Ernaehrung/_Texte/ReduktionsstrategieZuckerSalzFette.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 159 vom 22.07.2019

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:

Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn
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VERBRAUCHERSCHUTZ/1335: Beerenobst kann auch Träger von Krankheitserregern sein (idw)


Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) -
23.07.2019

Lebensmittel im Blickpunkt: Beerenobst kann auch Träger von
Krankheitserregern sein

Unterschiedliche Rückstandssituation bei Pflanzenschutzmitteln -
Tiefkühlbeeren stärker belastet



Ob frische Erdbeeren, tiefgekühlte Himbeeren in sommerlichen Getränken
oder Mischungen verschiedener Beeren auf Kuchen und Desserts - gerade im
Sommer wird Beerenobst besonders häufig verzehrt. Beeren schmecken nicht
nur lecker, in ihnen stecken auch viele Vitamine, Mineralien und
Ballaststoffe. Beerenobst kann aber auch Träger von Krankheitserregern
sein sowie Rückstände von Pflanzenschutzmitteln enthalten, wie Ergebnisse
aus verschiedenen Untersuchungsprogrammen der Lebensmittelüberwachung
zeigen. Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit
(BVL) empfiehlt, frisches Obst stets gründlich zu waschen und Tiefkühlware
vor dem Verzehr zu erhitzen.

Vor allem Erdbeeren können aufgrund ihres Kontaktes zum Erdboden
unterschiedlich stark mit Mikroorganismen belastet sein. Neben für den
Menschen ungefährlichen Keimen können auch Zoonoseerreger auf die
Erdbeeren gelangen. Zoonoseerreger sind Krankheitserreger, die vom Tier
auf den Menschen übertragen werden und bei diesem Erkrankungen auslösen
können. Die Tiere scheiden manche dieser Erreger über den Kot aus, was zu
deren Verbreitung in der Umwelt und unter Umständen zu einer Kontamination
von pflanzlichen Lebensmitteln führt.

Mikrobiologische Belastung

Um die Belastung von frischen Erdbeeren mit Zoonoseerregern abzuschätzen,
wurden im Jahr 2013 im Rahmen des vom Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) koordinierten Zoonosen-Monitorings insgesamt
825 Proben von Erdbeeren aus landwirtschaftlichen Erzeugerbetrieben und
dem Einzelhandel auf das Vorkommen von Salmonella spp., Campylobacter
spp., Listeria monocytogenes und shigatoxin-/verotoxinbildenden
Escherichia coli (STEC/VTEC) untersucht. Die Ergebnisse deuten darauf hin,
dass von frischen Erdbeeren nur ein geringes Risiko für eine Infektion des
Menschen mit Zoonoseerregern ausgeht, da weder Salmonellen noch STEC/VTEC
nachgewiesen wurden und nur einzelne Proben mit Campylobacter (0,3 %
positive Proben aus dem Einzelhandel) und Listeria monocytogenes (etwa 1 %
positive Proben aus Erzeugerbetrieben und dem Einzelhandel) belastet
waren.

Viren in Tiefkühlkost

Tiefgefrorenes Beerenobst wird in großen Mengen importiert und besonders
für die Herstellung von Produkten wie Fruchtjoghurt, Konfitüre, Eiscreme
oder Backwaren verwendet. Mit Hepatitis-A-Viren oder Noroviren
kontaminierte tiefgefrorene Beeren waren schon mehrfach Auslöser von
lebensmittelbedingten Krankheitsausbrüchen. So etwa im Jahr 2012 in
Deutschland, als tausende Kinder und Jugendliche erkrankten, nachdem sie
in der Schulspeisung mit Noroviren belastete tiefgekühlte Erdbeeren aus
China verzehrt hatten. Der Vorfall führte dazu, dass anschließend in die
EU importierte Tiefkühl-Erdbeeren aus China verstärkt kontrolliert wurden.

Aufgrund entsprechender Meldungen im Schnellwarnsystem für Lebens- und
Futtermittel werden bereits seit Oktober 2015 verstärkt tiefgekühlte
Himbeeren aus Serbien beim Import in die EU auf Noroviren kontrolliert.
Serbien liefert derzeit mehr als 60 % der in die EU importierten
tiefgefrorenen Himbeeren (ca. 40.000 t pro Jahr). Die Ergebnisse dieser
verstärkten Kontrollen zeigen, dass immer wieder tiefgekühlte Himbeeren
importiert werden sollen, die Noroviren enthalten. Ursachen einer
Kontamination mit Noroviren können beispielsweise verunreinigtes
Bewässerungswasser, unsachgemäße Düngung und mangelnde Personalhygiene bei
der Ernte und Weiterverarbeitung der Beeren sein.

Im Rahmen des Zoonosen-Monitorings 2017, bei der Ware aus dem Einzelhandel
untersucht wurde, wurden allerdings lediglich in einer von 432 Proben
Tiefkühl-Himbeeren Noroviren und in keiner Probe Hepatitis-A-Viren
nachgewiesen. Ähnliche Ergebnisse wurden auch im Rahmen des
risikoorientierten Untersuchungsprogramms Bundesweiter Überwachungsplan
(BÜp) im Jahr 2015 erzielt. Dort waren in einer Probe tiefgekühlter
Erdbeeren von mehr als 150 untersuchter Proben Tiefkühlbeeren Noroviren
nachgewiesen worden. Hepatitis-A-Viren wurden in keiner Probe gefunden.
Allerdings sind Untersuchungen von Lebensmitteln auf das Vorkommen von
Noroviren und Hepatitis-A-Viren komplizierte und störanfällige
Laboranalysen, bei denen der molekularbiologische Nachweis nicht in jedem
Fall gelingt. Falsch negative Ergebnisse sind daher nicht ausgeschlossen.

Rückstände von Pflanzenschutzmitteln

Aufgrund ihrer Beliebtheit beim Verbraucher werden Erdbeeren von den
amtlichen Lebensmittelüberwachungsbehörden der Bundesländer häufig auf
Rückstände von Pflanzenschutzmitteln untersucht. In den vergangenen Jahren
waren es pro Jahr rund 750 Proben. Dabei wurden nur in Ausnahmefällen zu
hohe Rückstände, das heißt Rückstände über den geltenden
Rückstandshöchstgehalten, gefunden. Im Jahr 2017 wurden in 0,4 %, im Jahr
2016 in 0,8 % der untersuchten Proben zu hohe Rückstände von
Pflanzenschutzmitteln nachgewiesen. Jedoch wiesen fast 90 % der Proben
quantifizierbare Rückstände von Pflanzenschutzmitteln auf. Gut drei
Viertel der Proben davon enthielten Mehrfachrückstände mit bis zu 17
unterschiedlichen Wirkstoffen. Bei Bio-Erdbeeren werden deutlich weniger
Rückstände nachgewiesen: nicht einmal in jeder vierten Probe. In keinem
Fall wurde ein Rückstandshöchstgehalt überschritten.

Ähnlich verhält es sich bei Himbeeren und Heidelbeeren. In den vergangenen
Jahren wurden jeweils zwischen 120 und 260 Proben auf Rückstände von
Pflanzenschutzmitteln untersucht. Bei Heidelbeeren und Himbeeren wurden
2017 in jeweils 0,8 % der untersuchten Proben zu hohe Rückstände gefunden
(2016: Heidelbeeren 1,9 %, Himbeeren 1,5 %). Rund zwei Drittel der
untersuchten Proben an Himbeeren und Heidelbeeren wiesen quantifizierbare
Rückstände auf. Bei Heidelbeeren fanden sich in fast jeder zweiten Probe
Mehrfachrückstände mit bis zu 12 Wirkstoffen. Bei Himbeeren wiesen sogar
65 % bzw. 83 % der untersuchten Proben Mehrfachrückstände auf.

Etwas schlechter ist die Rückstandssituation bei Johannisbeeren und
Brombeeren. Es wurden jeweils gut 200 Proben untersucht, bei denen in 5 %
bis knapp 10 % die Rückstandshöchstgehalte überschritten wurden. In rund
90 % der Proben wurden Rückstände von Pflanzenschutzmitteln festgestellt.
Es handelte sich in den meisten Fällen um Mehrfachrückstände.

Zusätzlich wurde im Jahr 2016 in einem Monitoring-Projekt der Frage
nachgegangen, ob sich Tiefkühlware aufgrund von Verarbeitungsschritten,
Nacherntebehandlungen und weltweiter Vertriebswege von frischem Obst und
Gemüse in der Rückstandssituation unterscheidet. Beispielhaft wurden vier
Erzeugnisse pflanzlichen Ursprungs untersucht. Darunter tiefgekühlte
Johannisbeeren, für die fast 100 Proben auf Rückstände von
Pflanzenschutzmitteln untersucht wurden. Im Gegensatz zur Frischware
wiesen 16,3 % der untersuchten Proben, also fast doppelt so viele Proben
zu hohe Rückstände von Pflanzenschutzmitteln auf. Die Herkunft der Beeren
konnte für die überwiegende Zahl der untersuchten Proben nicht ermittelt
werden, da für diese Angabe keine rechtliche Verpflichtung besteht.

Eine Überschreitung des Höchstgehalts ist dabei nicht gleichbedeutend mit
einer Gesundheitsgefahr für die Verbraucher. Der Rückstandshöchstgehalt
bezieht sich lediglich auf die Menge an Pflanzenschutzmittelrückständen,
die bei ordnungsgemäßer Anwendung des Mittels nicht überschritten werden
sollte. In aller Regel werden erst bei sehr viel höheren Konzentrationen
gesundheitlich basierte Richtwerte erreicht.

Tipps für Verbraucher

Aufgrund der genannten Rückstände und möglichen mikrobiologischen
Verunreinigungen wird empfohlen, frisches Beerenobst wie auch anderes Obst
vor dem Verzehr gründlich zu waschen, um die Belastung entsprechend zu
vermindern. Da es nachweislich bereits zu Infektionen des Menschen,
beispielsweise mit Viren, über den Verzehr von tiefgekühlten Beeren
gekommen ist, wird empfohlen, diese vor der Verwendung in Süßspeisen,
Kuchen oder Getränken zu erhitzen, um die möglicherweise vorhandenen
krankheitsauslösenden Erreger zu entfernen. Das Bundesinstitut für
Risikobewertung (BfR) rät insbesondere empfindlichen Verbrauchergruppen
wie Kleinkindern, älteren und immungeschwächten Menschen sowie
Schwangeren, Tiefkühlbeeren in jedem Fall nur ausreichend erhitzt zu
verzehren.


Hintergrundinformation

Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) ist
eine eigenständige Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft. Das BVL ist für die
Zulassung von Pflanzenschutzmitteln, Tierarzneimitteln und gentechnisch
veränderten Organismen in Deutschland zuständig. Im Bereich der
Lebensmittel- und Futtermittelsicherheit übernimmt es umfassende
Managementaufgaben und koordiniert auf verschiedenen Ebenen die
Zusammenarbeit zwischen dem Bund, den Bundesländern und der Europäischen
Union. In der Rubrik "Lebensmittel im Blickpunkt" stellt das BVL
regelmäßig Informationen zu bestimmten Lebensmitteln zusammen.

Weiterführende Informationen

Die Ergebnisse können den entsprechenden Berichten zur
Lebensmittelsicherheit auf der Internetseite des BVL entnommen werden:

Bundesweiter Überwachungsplan 2015:

http://www.bvl.bund.de/buep2015

Zoonosen-Monitoring 2013:

http://www.bvl.bund.de/zoonosenmonitoring2013

Zoonosen-Monitoring 2017:

http://www.bvl.bund.de/zoonosenmonitoring2017

Nationale Berichterstattung "Pflanzenschutzmittelrückstände in
Lebensmitteln" 2017:

http://www.bvl.bund.de/psmr_2017_zus

Monitoring 2016:

http://www.bvl.bund.de/monitoring2016

BfR-Merkblatt "Sicher verpflegt: Besonders empfindliche Personengruppen in
Gemeinschaftseinrichtungen":

https://www.bfr.bund.de/cm/350/sicher-verpflegt-besonders-empfindliche-personengruppen-in-gemeinschaftseinrichtungen.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution914

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL), 23.07.2019
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HERRSCHAFT/1840: Verschwiegenheit - Wechselwirklichkeit der Macht ... (SB)




Offenbar konnten sich neben festen Strukturen einer
erfolgreichen Landespolizei Schattenstrukturen aufbauen, die nicht
unbemerkt blieben, aber geduldet wurden. (...) Solch ein Verhalten
fällt nicht vom Himmel.

Manfred Dachner (Polizeipolitischer Sprecher der SPD-Fraktion im
Schweriner Landtag) [1]

Nach der Landtagswahl 2006 kam es in Mecklenburg-Vorpommern zur
Bildung einer Großen Koalition. Am 7. November 2006 wurde Lorenz
Caffier (CDU) durch den damaligen Ministerpräsidenten Harald
Ringstorff (SPD) zum Innenminister ernannt. Im Sommer 2007 war Caffier
für den bis dahin größten Polizeieinsatz in der Geschichte der
Bundesrepublik verantwortlich. 14.000 Polizistinnen und Polizisten
unterstellten die anderen Bundesländer der Obhut des CDU-Politikers,
der beim G8-Gipfel in Heiligendamm die Sicherheit der Staats- und
Regierungschefs der mächtigsten Industrienationen zu gewährleisten
hatte. Hinzu kamen etwa 2000 Sicherheitskräfte, die das Land selbst
einsetzte. Damit seien 41 Prozent der Polizeikräfte des Landes
gebunden, mehr sei nicht verantwortbar gewesen, sagte Caffier damals.
Er rüstete vor dem Gipfel hoch, wie es nur irgend ging. Ein
kilometerlanger Zaun, eine weitläufige Sicherheitszone rund um den
Tagungsort und Hunderttausende Kontrollen an den Grenzen, dazu die
Drohung, gegen "Gewalttäter" werde die Polizei mit allen Mitteln des
Rechtsstaats vorgehen. 100 Richter standen bereit, gegen "potentielle
Gewalttäter" einen vorbeugenden Unterbindungsgewahrsam für bis zu zehn
Tage zu verhängen. Rückblickend gesehen, schuf dies eine Blaupause für
die beim G20-Gipfel in Hamburg exzessiv ausgebaute polizeiliche
Exekutive zur Aufstandsbekämpfung. [2]

Anfängliche Kritik, Caffier überschätze die Ausmaße des Protests,
schlugen ins Gegenteil um, nachdem es zu Auseinandersetzungen in
Rostock gekommen war. Gelänge es der Polizei nicht, weitere
Ausschreitungen zu verhindern, drohten "gewalttätige
Globalisierungsgegner" die Deutungshoheit über den Gipfel zu gewinnen,
hieß es nun. Der Einsatzleiter der Polizei in Rostock mußte das Heft
vorübergehend an eine übergeordnete Stelle abgeben, und es gewannen
Stimmen die Oberhand, die Mecklenburg-Vorpommerns Sicherheitskräfte
für überfordert hielten. Um diesen Eindruck zu entkräften, der auch an
seinem Stuhl gesägt hätte, stiftete Caffier eine Einsatzmedaille des
Landes.

Seine Politik zielte auf eine Stärkung der inneren Sicherheit durch
die Neuorganisation der Landespolizei ab, was aber nicht dazu beitrug,
seine Popularität bei der Wählerschaft zu befeuern. Als
Spitzenkandidat bei der Landtagswahl 2011 fuhr er mit 23,0 Prozent das
niedrigste Wahlergebnis der CDU in der Landesgeschichte ein und
unterbot dieses sogar 2016 mit nur noch 19,0 Prozent. Auch wurde die
CDU unter seiner Führung nur drittstärkste Kraft nach SPD und AfD und
verlor zahlreiche Direktmandate an Kandidaten dieser Parteien. Fragen
von Journalisten und der CDU-Basis nach einem Rücktritt, Kritik an
seinem Wahlkampf und Vorwürfe, es gehe ihm vorrangig um seinen Posten
als Innenminister, wies er zurück.

Hatte Lorenz Caffier 2007 in Heiligendamm seine Entschlossenheit unter
Beweis gestellt, mit aller Macht gegen Gipfelproteste von links
vorzugehen, so erweckte er später auch den Eindruck, daß der Kampf
gegen den Rechtsextremismus ein Schwerpunkt seiner Arbeit sei. Eine
Art Radikalenerlaß sollte durch die Anwendung eines Gesinnungstests
verhindern, daß Rechtsextreme in öffentliche Ehrenämter wie
Bürgermeister oder Chef der Feuerwehr berufen werden. Dies solle
ausschließen, daß Mitglieder von NPD und DVU besonders auf dem Land
weitere Anhänger durch Mitarbeit in Vereinen oder Kommunalpolitik
gewinnen. "Eine wehrhafte Demokratie kann sich solches Treiben auf
Dauer nicht leisten", so Caffier. Das Eintreten für die
freiheitlich-demokratische Grundordnung sei die Pflicht eines jeden
Beamten und darum auch der Ehrenbeamten.

Während aus den Reihen von SPD und Linkspartei Unterstützung kam,
lehnten die Grünen und verschiedene Verbände den Erlaß ab: Autoritäres
Gedankengut mit autoritären Maßnahmen zu bekämpfen, werde nicht
helfen, sondern drohe im Gegenteil rechtsextreme Einstellungen sogar
zu befördern. Mühsam, aber langfristig erfolgreicher sei es, durch
Diskussionen die Sensibilität gegenüber rechten und rassistischen
Einstellungen vor Ort zu fördern. Außerdem sei völlig unklar, wie die
Angaben in dem Fragebogen überprüft werden sollten. Andere
kritisierten, daß sich Rechtsextremismus keineswegs auf die NPD und
DVU beschränke. SPD und CDU verdrängten mit solchen Aktionen das
Problem in den eigenen Reihen. [3]

Dieser einleitende Abriß zur Vorgeschichte Lorenz Caffiers mag einige
Anhaltspunkte dafür bereitstellen, wie sein aktueller Umgang mit
rechtsextremen Umtrieben in den Polizeikräften des Bundeslandes
einzuschätzen ist. Im Kontext der Ermittlungen gegen die Gruppe
"Nordkreuz" kritisierte der Innenminister, daß in der
Berichterstattung von "Todeslisten" die Rede sei. Die beteiligten
Sicherheitsbehörden wiesen diese Einschätzung zurück, erklärte
Caffier. Gleichzeitig schloß er eine aktuelle Gefährdung der auf
solchen Listen angeführten Personen aus. Im Landtag hatte er die
Gefahr durch sogenannte Prepper relativiert. Die Liste mit den 29
Personen sei bereits 2017 gefunden worden, und das Bundeskriminalamt
habe sich zwei Jahre Zeit genommen, die Zeugen zu befragen. Das zeige
doch, daß keine Gefahr für sie bestehe. Die Existenz einer Todesliste
lasse sich gegenwärtig nicht bestätigen. Das reine Sammeln von
Informationen zu politisch Andersdenkenden sei im Bereich der
politisch motivierten Kriminalität nicht unüblich und gehe in der
Regel nicht mit einer unmittelbaren Gefährdungslage einher. Nachdem er
sich lange dagegen gesträubt hatte, will er nun wenigstens die
Betroffenen darüber informieren, daß ihre Namen auf besagten Listen
stehen. [4]

Eva-Maria Kröger, die für Die Linke im Landtag sitzt, ist eine der 29
Personen. Wie sie erklärt, sei sie "alles andere als ein
angstgetriebener Mensch", wolle aber zukünftig sensibler und
vorsichtiger unterwegs sein. Andere Betroffene dagegen hätten einfach
Angst. Für sie sei es absolut verantwortungslos, daß mit den
Betroffenen nicht umgehend gesprochen wurde. "Das wäre Aufgabe des LKA
und letztlich die des Innenministers Lorenz Caffier gewesen." In einer
Stellungnahme des Innenministers heißt es dazu, das LKA habe knapp
zwei Jahre gebraucht, um die Ermittlungsergebnisse des BKA
auszuwerten. Daher seien die Betroffenen auch erst im Frühjahr 2019
informiert worden. Diese Version wies Kröger mit dem Hinweis zurück,
daß die entsprechenden Informationen noch im Spätsommer 2017 vom BKA
an das LKA gegangen seien - und das mit der Empfehlung, die
Landesbehörde möge die 29 Betroffenen entsprechend sensibilisieren.
Die Zielpersonen der "Nordkreuz"-Liste hätten jedoch erst durch die
Vorladung des BKA erfahren, daß sie im Fadenkreuz des rechtsextremen
Netzwerks stehen. [5]

Caffiers offenkundige Verharmlosung und Verschleppung mutet um so
erstaunlicher an, führt man sich den aktuellen Kenntnisstand zu
Gemüte. Wie das Redaktionsnetzwerk Deutschland unter Verweis auf
Vernehmungsprotokolle des BKA berichtet hat, geht die
Bundesanwaltschaft davon aus, daß die Rechtsextremisten nicht nur
Personendaten aus ihren Regionen zusammengetragen haben.
Durchsuchungen bei "Nordkreuz"-Mitgliedern förderten auf
elektronischen Datenträgern Namen und Adressen von fast 25.000
politischen Gegnern aus dem gesamten Bundesgebiet zutage. "Nordkreuz"
verfügt demnach über die Ableger "Südkreuz" und "Westkreuz", auch in
und um Berlin soll eine Unterstützergruppe aktiv sein. "Nordkreuz" hat
überwiegend Daten von Personen aus dem linken politischen Spektrum
gesammelt, die meisten von ihnen hätten sich positiv über Geflüchtete
und Asylsuchende geäußert. [6]

Nach Einschätzung von Ermittlern planten die Rechtsextremisten,
politische Gegner gezielt zu töten. So habe Horst S., ehemals Vizechef
im Reservistenverband des Landes, ausgesagt, die Listen mit "linken
Persönlichkeiten" hätten dem Ziel gedient, diese "im Konfliktfall" zu
liquidieren. Laut BKA plante ein weiteres "Nordkreuz"-Mitglied, der
Rostocker Rechtsanwalt Jan Hendrik H., seine Komplizen ab dem "Tag X"
mit Bundeswehr-Passierscheinen auszustatten, um schneller in die
"Einsatzgebiete" für geplante Liquidierungen zu kommen. Die
Bundesanwaltschaft ermittelt seit 2017 gegen Mitglieder des Netzwerks
wegen des Verdachts der Vorbereitung einer terroristischen Straftat.
Damit nicht genug, soll das Bundesamt für Verfassungsschutz dem
Bundestag eine Materialliste der Rechtsextremisten mit Bestelladressen
und Kontakten übergeben haben, in der unter anderem 200 Leichensäcke
und Ätzkalk aufgeführt sind. Welchem Zweck die Listen dienten, die
Berichten zufolge sogar Grundrisse von Wohnungen enthielten, für die
Beamte offenbar auf die Polizeidatenbank zugriffen, sagte Caffier
nicht. [7]

"Nordkreuz" gehören mehr als 30 sogenannte Prepper an. Sie bereiten
sich auf einen Zusammenbruch der staatlichen Ordnung vor, zum Beispiel
durch eine erneute Flüchtlingswelle oder islamistische Anschläge.
Dafür legen sie Lebensmittelvorräte an und horten Waffen. Im Falle von
Unruhen sollen sie es darauf angelegt haben, Politiker zu liquidieren,
die für eine liberale Flüchtlingspolitik eintreten. Die meisten
"Nordkreuz"-Mitglieder, die in einem Messenger-Dienst verbunden sind,
stammten aus dem Umfeld von Bundeswehr und Polizei, darunter auch drei
Ehemalige und ein aktives Mitglied des Spezialeinsatzkommandos (SEK)
Mecklenburg-Vorpommern, die Anfang Juni festgenommen wurden. Von den
drei Ehemaligen sind noch zwei bei der Landespolizei, einer ist aus
dem Dienst ausgeschieden.

Ihnen wird vorgeworfen, rund 10.000 Schuß Munition sowie eine
Maschinenpistole beiseite geschafft zu haben. Das Haus des ehemaligen
SEK-Polizisten Marko G. war bereits im Herbst 2017 von der
Antiterroreinheit der Bundespolizei GSG9 durchsucht worden. Dabei
wurden Waffen und Munition in erheblichem Umfang gefunden, zu deren
Besitz er teilweise nicht berechtigt war. Auch wurde bekannt, daß
Marko G. Gründer und Administrator der Chatgruppe "Nordkreuz" war, die
über den Messenger Telegram kommunizierte und Todeslisten führte. Er
wurde damals jedoch nur als Zeuge vernommen, man eröffnete nicht
einmal ein Disziplinarverfahren gegen ihn. So konnte er seine Umtriebe
zwei weitere Jahre unbehelligt fortführen und seine Chatgruppe, die
mit rechtsradikalen Gruppen in ganz Deutschland vernetzt ist,
weiterbetreiben. Seit Juni 2019 sitzt auch er in Untersuchungshaft.

Nach den Festnahmen konnte Caffier nicht umhin, Konsequenzen
anzukündigen. Bei der Einstellung neuer Polizisten will er die
Regelabfrage beim Verfassungsschutz einführen, in
Einstellungsgesprächen soll strenger als bisher die Haltung zur
freiheitlich-demokratischen Grundordnung ermittelt werden. Die
Verweildauer von Beamten in Spezialeinheiten soll auf maximal zehn
Jahre begrenzt werden, um Elite- und Korpsdenken vorzubeugen. Daß ihm
nicht viel mehr als abermals eine Art Radikalenerlaß dazu einfällt,
nimmt nicht wunder, sobald man einen Blick auf die formellen und
informellen Verflechtungen vor Ort wirft. Der Innenminister will zwar
auch das SEK durch externe Prüfer unter die Lupe nehmen, doch geht das
dem SPD-Abgeordneten Manfred Dachner viel zu langsam. Der ehemalige
Chef der Polizeidirektion Neubrandenburg fürchtet, daß
Polizeiinspekteur Wilfried Kapischke und der Leiter der
Polizeiabteilung im Ministerium, Frank Niehörster, mittlerweile die
Dinge schon in bestimmte Bahnen gelenkt haben und damit eine
Aufklärung erschweren könnten. Dachner hatte schon vor Jahren von
"Schattenstrukturen" in der Polizei gesprochen, die von der
Polizeiführung geduldet würden.

Vier weitere SEK-Beamte wurden vorsorglich versetzt, sie sollen an
fragwürdigen Chats mit den Festgenommenen teilgenommen haben. Das
Schießtraining auf dem privaten Schießgelände "baltic shooters" in
Güstrow ist vorläufig gestoppt worden, der Vertrag mit dem Betreiber
Frank T. wurde gekündigt. Auf dem weitläufigen Gelände von 4,5 Hektar
wurden auch SEK-interne Wettbewerbe ("Special Forces Workshops")
durchgeführt, an denen SEK anderer Bundesländer und aus Österreich
teilnahmen. Berichte in öffentlich zugänglichen Fachmagazinen legen
einen laxen Umgang mit Munition nahe. Allein zum Aufwärmen seien an
einem Tag 8.000 Patronen verschossen worden, insgesamt "vermutlich
40.000". Über eine solche Masse würden ganze Dienststellen nicht für
das gesamte Jahr verfügen, heißt es in einem Bericht. Von einer
genauen Buchführung über die verbrauchte Munition konnte offenbar
keine Rede sein. Schirmherr der SEK-Wettbewerbe war über viele Jahre
Innenminister Caffier. Er war auch bei Schießtrainings anwesend,
ebenso wie der langjährige SEK-Chef Lutz Müller, Ehemann der
Landtagspräsidentin Birgit Hesse (SPD). Müller wurde im Oktober 2017
zum Chef der Polizeiinspektion Schwerin ernannt. [8]

Lorenz Caffier, nun schon seit mehr als zwölf Jahren im Amt des
Innenministers, nimmt seine Dienstpflicht offenbar sehr ernst, was
eine schützende Hand über den Polizeien des Landes angeht. Daß in
deren Kreisen rechtsextreme Gruppen existieren, kann er zwar nicht in
Abrede stellen, doch spielt er die Gefahr in einem Maße herunter, das
eben jenen Bestrebungen Vorschub leistet, die er angeblich entschieden
bekämpft. Während er die Vordertür mit einem Radikalentest garniert,
hält er die Hintertür für rechtsextreme Umtriebe in den
Sicherheitskräften offen.


Fußnoten:

[1] www.n-tv.de/regionales/mecklenburg-vorpommern/Polizei-Skandal-in-MV-Minister-kuendigt-Konsequenzen-an-article21084456.html

[2] archive.fo/20120801073358/http://www.ftd.de/karriere-management/management/:kopf-des-tages-lorenz-caffier-maschinist-der-staatsgewalt/208661.html

[3] taz.de/!284048/

[4] www.ndr.de/nachrichten/mecklenburg-vorpommern/Nordkreuz-Listen-Caffier-informiert-Betroffene,nordkreuz104.html

[5] www.ndr.de/nachrichten/mecklenburg-vorpommern/Nordkreuz-Zielperson-erhebt-schwere-Vorwuerfe,prepperszene102.html

[6] www.ndr.de/nachrichten/mecklenburg-vorpommern/Nordkreuz-Morde-in-ganz-Deutschland-geplant,nordkreuz100.html

[7] www.ndr.de/nachrichten/mecklenburg-vorpommern/Todesliste-Prepper-wollten-Leichensaecke-bestellen,prepperszene100.html

[8] www.ndr.de/nachrichten/mecklenburg-vorpommern/Polizei-Skandal-ist-Thema-im-Landtag,landtag4508.html
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INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





LAIRE/1349: Hunger - Verwertungs- und Verteilungsbrüche ... (SB)




Die Zahl der Hungernden weltweit ist das dritte Jahr in Folge gleich
geblieben oder leicht gestiegen. Hatte die Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen, FAO, vor einigen
Jahren noch durch eine Modifikation der Zählweise den Eindruck
vermittelt, der Hunger sei auf dem Rückzug, läßt sich inzwischen
nicht mehr verbergen, daß immer weniger Menschen genügend zu essen
haben. Zumal inzwischen offiziell über zwei Milliarden Menschen zwar
nicht akut hungern, aber chronisch unterernährt bzw. mangelernährt
sind. Einen unmittelbaren Hungertod erleiden Schätzungen zufolge etwa
neun Millionen Menschen pro Jahr; davon betroffen sind vor allem
Kinder.

Die Weltgetreideernte hat zwar zugenommen, aber das vermochte die Not
nicht zu verringern, denn ein wachsender Anteil des Getreides geht in
die Tiermast, von der wiederum vergleichsweise weniger Menschen
profitieren. Außerdem wird nach wie vor viel Getreide zu Biosprit
verarbeitet oder geht auch deshalb verloren, weil die ärmeren Länder
keine ausreichende Unterstützung für eine relativ einfache
Maßnahme, den Bau und Betrieb von Lagerhäusern erhalten, in denen
weder Nager, Insekten noch Pilze das Getreide verderben. Schätzungen
zufolge wird weltweit bis zu einem Drittel der produzierten Nahrung
weggeworfen.

Vor kurzem haben die FAO und Partnerorganisationen den Bericht "The
State of Food Insecurity and Nutrition in the World: Safeguarding
Against Economic Slowdowns and Downturns 2019" veröffentlicht. [1]
Demnach hatten im vergangenen Jahr 821,6 Millionen Menschen Hunger
erfahren (2017: 811 Mio.). Bei 113 Millionen von ihnen war die
Nahrungsnot sogar akut. Die meisten Hungernden gibt es in den
Subsaharastaaten, in Westasien und der Karibik.

Seit den 1960er Jahren hat sich die Weltgetreideernte von 200
Kilogramm pro Kopf und Jahr auf 400 Kilogramm pro Kopf und Jahr
verdoppelt, obschon in der gleichen Zeit die Zahl der Menschen von
drei Milliarden auf über sieben Milliarden gestiegen ist. Bis 2050
werden voraussichtlich zehn Milliarden Menschen die Erde bevölkern,
was nach Einschätzung der Vereinten Nationen eine Zunahme der
Weltgetreideernte um 50 Prozent erforderlich macht - allerdings ohne
daß dabei die Anbaufläche ausgedehnt werden darf, weil das wiederum
Entwaldung und Trockenlegung von Mooren einschlösse. Das würde die
Erderwärmung weiter befeuern und die Nahrungsnot verstärken.

Die FAO nennt drei Gründe für den wachsenden Hunger: Bewaffnete
Konflikte, Klimawandel und ökonomische Schocks. Ein Grund, eine
Ursache oder eine Voraussetzung für den Hunger wird jedoch nicht
genannt: Das vorherrschende Vorteilsstreben von Staaten,
Gesellschaften und Individuen.

Der Hunger entsteht in einer Welt, in der sich das globale Klima in
Folge des energie- und ressourcenintensiven Lebensstils des
geringeren Teils der Menschen verändert. Die Erde heizt sich auf, was
vielfältige Auswirkungen auf nahezu alle Natursysteme hat. Davon sind
auch jene klimatisch benachteiligten und ärmeren Regionen betroffen,
die am wenigsten für die klimatische Veränderung verantwortlich sind.

Ebenfalls entsteht Hunger in einer Welt, in der bewaffnete Konflikte
nicht nur, aber auch und manchmal sogar wesentlich von außen geschürt
oder befördert werden, damit die wohlhabenderen Menschen, die
außenstehende Beobachter des Hauens und Stechens bleiben, weiterhin
ihre Privilegien genießen können.

Nicht zuletzt entsteht der Hunger in einer Welt, in der ökonomische
Schocks - die FAO nennt hier explizit die Jahre 2008/2009 - im
Ergebnis dazu führen, daß einige Staaten davon profitieren, andere
dagegen dauerhaft Nachteile erleiden.

Genauso wie an dieser Stelle nicht behauptet werden soll, daß bei
jenem weltweiten wirtschaftlichen Einbruch alles von vorne bis hinten
durchkalkuliert und gesteuert war, wird hier doch davon ausgegangen,
daß manche Entwicklungen gelenkt wurden, um bestimmte Interessen zu
bedienen. Welche das sind, ist kein Geheimnis, das Ergebnis spricht
für sich. In der globalen Nationenkonkurrenz geht es um die Wahrung
des eigenen Vorteils, ob durch multilaterale Bündnisse in Abgrenzung
zu denen, die nicht daran teilhaben, oder aktuell durch den
Trumpschen Protektionismus und seine "America-first"-Politik.

Viele Millionen Menschen, acht Prozent der Bevölkerung, in
Nordamerika und Europa haben 2018 moderate Ernährungsunsicherheit
erlebt und werden von der FAO der Gruppe der gut zwei Milliarden
Menschen zugerechnet, die entweder gehungert oder eben
Ernährungsunsicherheit erfahren haben.

Das bedeutet, daß die Spaltung der Menschheit zwar hauptsächlich,
aber nicht ausschließlich zwischen dem Globalen Norden und Globalen
Süden verläuft, und daß die Lebensverhältnisse von Wohlstandsregionen
wie Deutschland nicht so vorteilhaft bleiben müssen, wie sie
gegenwärtig noch sind. In einer Welt, in der 26 Milliardäre soviel
Vermögen angehäuft haben wie die ärmere Hälfte der Menschheit, dürfte
sich der Trend zu Hunger und Ernährungsunsicherheit fortsetzen, wenn
ihm nicht grundsätzlich Einhalt geboten wird. In diesem Zusammenhang
bleibt der UN-Statusbericht jedoch eher vage, wenn er Empfehlungen
ausspricht wie:

"Um die Ernährungssicherheit und -ernährung * zu gewährleisten, ist es
von entscheidender Bedeutung, bereits über eine Wirtschafts- und
Sozialpolitik zu verfügen, um den Auswirkungen widriger
Wirtschaftszyklen bei deren Eintreffen entgegenzuwirken und
gleichzeitig Kürzungen bei grundlegenden Dienstleistungen wie
Gesundheitsversorgung und Bildung um jeden Preis zu vermeiden.
Längerfristig wird dies jedoch nur durch die Förderung eines
armutsorientierten und integrativen Strukturwandels möglich sein,
insbesondere in Ländern, die stark vom Handel mit Primärrohstoffen
abhängig sind."

Der Begriff "Strukturwandel" ist vieldeutig. Es stellen sich Fragen
wie: Würde nach dem Strukturwandel noch eine Vermögensanhäufung
möglich sein, wie sie oben erwähnt wird? Bedeutet Strukturwandel, daß
sich die Vereinten Nationen in Zukunft mit aller Kraft dafür
einsetzen, daß die Voraussetzung der Vermögensanhäufung, die
Eigentumsordnung, hinterfragt wird?

Weiter heißt es in dem Bericht: "Um sicherzustellen, daß der
Strukturwandel armutsorientiert und integrativ ist, müssen
Nahrungsmittelsicherheit und Ernährungsweise in die Bemühungen zur
Armutsbekämpfung einbezogen werden, während gleichzeitig
gewährleistet wird, daß die Verringerung der geschlechtsspezifischen
Ungleichheiten und der sozialen Ausgrenzung von Bevölkerungsgruppen
entweder das Mittel oder das Ergebnis einer verbesserten
Nahrungsmittelsicherheit und Ernährungsweise ist."

Hier wird von "Verringerung der (...) Ungleichheiten" und der
sozialen Ausgrenzung, nicht aber von deren Beseitigung gesprochen.
Und wenn von einer Verbesserung der Nahrungsmittelsicherheit die Rede
ist, dann wäre sie theoretisch schon erreicht, wenn auch nur ein
einziger Mensch unter den 821,6 Mio. hungernden Menschen weniger
hungert.

Solch einen Statusbericht zu erstellen, erweist sich als keine
Maßnahme zur entschiedenen Bekämpfung von Hunger und seinen sozialen
und gesellschaftlichen Voraussetzungen, sondern zu deren Legitimation
und zur Beschwichtigung der davon Betroffenen sowie aller, die sich
für sie einsetzen. Bei solchen Statusberichten wundert es nicht, daß
die Beseitigung des Welthungers ein Dauerthema bleibt, das weit ins
vergangene Jahrhundert zurückreicht und, wie man erwarten kann, es
auch über das von den Vereinten Nationen ausgewiesene
Nachhaltigkeitsziel 2 zur Beendigung des Hungers über die zeitliche
Zielmarke des Jahres 2030 hinaus bleiben wird.


Fußnote:

[1] http://www.fao.org/state-of-food-security-nutrition/en/
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MILITÄR/940: Rüstung - Händeringen im Kongreß ... (SB)


Rüstung - Händeringen im Kongreß ...



Am 24. Juli kommen in Genf Regierungsvertreter der USA und Rußlands zu
einer Abrüstungsdiskussion zusammen. John Sullivan, Staatssekretär im
Außenministerium, führt die US-Delegation an, der neben Tim Morrison,
einem ranghohen Mitarbeiter des Nationalen Sicherheitsrats, auch
Vertreter des Verteidigungsministeriums, des Generalstabs und des
elektronischen Nachrichtendiensts National Security Agency (NSA)
angehören. Als Leiter der russischen Delegation ist der
Stellvertretende Außenminister Sergej Rjabkow vorgesehen. Leider
stehen die Chancen, daß am Ende der bilateralen Gespräche eine Rettung
des INF-Vertrags stehen wird, der den Besitz ballistischer Raketen und
Marschflugkörper mit einer Reichweite zwischen 500 und 5.500 Kilometer
verbietet und den die USA am 2. Februar aufgekündigt haben, bei Null.

Am 2. August tritt der Rücktritt der USA vom Intermediate-Range
Nuclear Forces Treaty, den Ronald Reagan und Michail Gorbatschow 1987
unterzeichnet haben, formell in Kraft. Treibende Akteure dieser
gefährlichen Entwicklung sind Washingtons neokonservative Ideologen
wie John Bolton, die jedwede vertragliche Einschränkung des
militärischen Handlungsspielraums der Supermacht USA ablehnen. Als der
im State Department für Rüstungskontrolle zuständige Staatssekretär
der Regierung George W. Bushs hat Bolton 2003 das Framework Agreement,
das die Vorgänger-Administration Bill Clintons 1994 mit Nordkorea zur
Beruhigung der Lage in Ostasien abgeschlossen hatte, erfolgreich
torpediert.

Bereits zwei Jahre zuvor hatte Bolton wesentlich zum Ausstieg der USA
aus dem ABM-Vertrag beigetragen, damit das Pentagon die amerikanische
Rüstungsindustrie mit Steuerdollars in Milliardenhöhe für Entwicklung
und Aufbau eines technisch dubiosen Raketenabwehrsystems in Alaska,
Kalifornien, Japan, Südkorea und Osteuropa beschenken konnte. Nach
Meinung unabhängiger Experten haben die USA Ende der Nullerjahre mit
der Installierung entsprechender Radarstationen und Raketensilos in
Rumänien und Polen gegen den INF-Vertrag verstoßen, während für die
Richtigkeit der Behauptung sowohl der Regierung Barack Obamas als auch
der Donald Trumps, Rußlands Bau und Indienststellung einer
Mittelstreckenversion der SS-26-Langstreckenrakete sei die eigentliche
Vertragsverletzung, bis heute jeder Beweis fehlt.

Nach nur etwas mehr als einem Jahr im Amt als Nationaler
Sicherheitsberater hat Bolton inzwischen Trump zur Aufkündigung sowohl
des INF-Vertrags als auch des Atomabkommens mit dem Iran, des Joint
Comprehensive Plan of Action (JCPOA), überreden können. Wenn es nach
Bolton ginge, werden die USA den 2010 von Obama unterzeichneten New
Strategic Arms Treaty (auch New-START-Vertrag) mit Rußland 2021
auslaufen lassen. Am 1. Juli berichtete der Londoner Guardian, Bolton
dränge im Weißen Haus darauf, den Kernwaffenteststopp-Vertrag, den
Clinton 1996 zwar unterzeichnet hat, der jedoch wegen des Widerstands
der Republikaner im Senat niemals ratifiziert wurde, zurückzuziehen
und die Gültigkeit der präsidialen Unterschrift "zwecks möglichen
Auftakts einer Wiederaufnahme amerikanischer Atomtests" aufheben zu
lassen. Hierzu paßt der vor kurzem von Hans Kristensen von der
Federation of American Scientists (FAS) in Washington festgestellte
und kritisierte Umstand, daß sich die Trump-Regierung in einer Abkehr
vom bisherigen behördlichen Standardverfahren prinzipiell weigert, die
offiziellen Daten des Pentagons über den Bestand an amerikanischen
Atomsprengköpfen zu veröffentlichen.

Bei den oppositionellen Demokraten im Kongreß hat der
rüstungspolitische Amoklauf des Gespanns Trump-Bolton Sorge und
Widerstand ausgelöst. Am 12. Juli hat die demokratische Mehrheit im
Repräsentantenhaus einen Absatz aus dem Wehretat 2020, der die Gelder
für die Indienststellung einer neuen Generation von kleinen und damit
politisch "einsatzfähigeren" Atomsprengköpfen zur Bestückung
ballistischer Raketen und seegestützter Marschflugkörper bewilligt
hätte, gestrichen. Die Endversion des in dem von den Demokraten
mehrheitlich kontrollierten Repräsentantenhaus verabschiedeten
Verteidigungshaushalts für das kommende Jahr enthält zudem die
Forderung nach Durchführung einer Machbarkeitsstudie über die Abkehr
der USA vom Erstschlagprinzip - demnach wäre der Einsatz von
Atomwaffen lediglich im Verteidigungsfall möglich -, streicht die
geplante Investition von 103 Millionen Dollar in die Entwicklung neuer
Langstreckenraketen und tritt für den Erhalt des New-START-Vertrags
über das Jahr 2021 hinaus ein. Leider steht zu befürchten, daß bei der
Erarbeitung einer Kompromißversion des Wehretats die Vertreter der
republikanische Mehrheit im Verteidigungsausschuß des Senats
ihrerseits auf eine Streichung dieser in abrüstungstechnischer
Hinsicht höchst sinnvollen Maßnahmen insistieren werden.

23. Juli 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





ARBEIT/643: Telearbeit in der Kinder- und Jugendhilfe (idw)


Institut Arbeit und Technik - 22.07.2019

IAT zur Telearbeit in der Kinder- und Jugendhilfe: Zwischen Effektivität,
Entgrenzung und neuer Work-Life-Balance



Viele Mitarbeitende in der Kinder- und Jugendhilfe "tun es einfach": Sie
nutzen ihr privates Handy und Tablet für den Job, mit oder ohne Erlaubnis
der Führungskräfte, arbeiten so flexibler, effektiver, schneller - und
ohne Grenzen über ihre Arbeitszeit hinaus. "Telearbeit in der Kinder- und
Jugendhilfe findet oft unter problematischen Bedingungen statt" stellt ein
explorativer Trend-Report im Rahmen einer Beitragserstellung aus dem
Institut Arbeit und Technik (IAT/Westfälische Hochschule) fest. "Es wird
Zeit, in dieser Branche eine von Arbeitgebern, Beschäftigten und
Fachexperten gemeinsam getragene Initiative zur Nutzung digitaler
Techniken und zur Telearbeit auf den Weg zu bringen!"

Die Institutionen der Kinder- und Jugendhilfe gehen sehr unterschiedlich
mit Telearbeit um: Sie wird erlaubt und sogar gefördert, nur geduldet oder
ganz verboten, stellte das IAT-Autorenteam Silke Völz, Michaela Evans und
Prof. Dr. Josef Hilbert fest. Insbesondere, wer lediglich informell, also
durch den Arbeitgeber nicht genehmigt, Telearbeit durchführt, erledigt
diese oft in der Freizeit - ohne finanziellen oder Zeitausgleich. Die
Grenzen zwischen Arbeit und Freizeit lösen sich auf - für Arbeitnehmer
eventuell sogar ein Ventil, dem stetig ansteigenden Arbeitsdruck zu
begegnen, der durch Fachkräftemangel und steigenden Dokumentationsaufwand
verstärkt wird. Die Entgrenzung wird aber auch häufig freiwillig in Kauf
genommen, um Beruf und Privatleben besser vereinbaren zu können.

Die Errungenschaften der Digitalisierung lassen sich in der Kinder- und
Jugendhilfe vielfältig nutzen: Diktiersoftware wird auf privaten
Endgeräten eingesetzt um längere Berichte zu verfassen. Für die
Kommunikation untereinander, etwa bei Dienstplan-Absprachen, werden
Messenger-Dienste genutzt, die auch im privaten Alltag Einsatz finden und
erprobt sind. In der aufsuchenden Jugendarbeit, z.B. Hilfen zur Erziehung,
ist große örtliche Flexibilität nötig: Treffen mit den Klienten finden vor
Ort statt, außerhalb der Termine sind die Professionellen über
Diensthandys überall erreichbar. Da Medien wie Messenger-Dienste, SMS oder
E-Mail von der angesprochenen Klientel häufig akzeptiert und regelmäßig
genutzt werden, lässt sich so eine bessere Nähe zu ihrer Lebenswelt
herstellen. Die Nutzung von sozialen Netzwerken und damit verbundenen
Nachrichten-Diensten erfordert jedoch eine besondere Sensibilität für den
Schutz von Daten, zeigt der explorative Report.

Der Zukunft der Telearbeit in der Kinder- und Jugendhilfe prognostiziert
das IAT-Team eine bedeutende Weiterentwicklung. Innovative Ideen gibt es
bereits beispielsweise bei zahlreichen online-gestützten
Beratungsangeboten per E-Mail, Chat oder in Foren, um neben den
etablierten Präsenz- und Telefon-Beratungen eine neue Form anzubieten. Um
die Nachteile von Telearbeit zu reduzieren und deren Vorteile zu nutzen,
sei es jedoch notwendig, diese zu kennen und adäquat darauf zu reagieren.
"Voraussetzung sind zunächst die Kommunikation zwischen Arbeitnehmer und
Arbeitgeber und klare Absprachen zur Telearbeit. Hier ist es zum Schutz
der Arbeitnehmer unerlässlich, dass ein "Recht auf Abschalten" etabliert
und dessen Einhaltung kontrolliert wird."

Auch Fortbildungen zum Zeitmanagement könnten hilfreich sein, ebenso die
Sensibilisierung zum Thema Entgrenzung.


Originalpublikation:

Völz, Silke / Evans, Michaela / Hilbert, Josef 2019:
 
Telearbeit in der Kinder- und Jugendhilfe: Die schwierige Suche nach
einer neuen Work-Life-Balance.

In: Jugendhilfe 57, H. 3, S. 258-264

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution220
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





INTERNATIONAL/286: Mexiko und USA - "El Chapo" Guzmán bekommt lebenslänglich (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko / USA 

"El Chapo" Guzmán bekommt lebenslänglich

Von Wolf-Dieter Vogel



(Mexiko-Stadt, 29. Juli 2019, poonal/taz) - Die Show ist vorbei. Es
sei der formale Abschied "von unserem berühmtesten Banditen",
reagierte der Sicherheitsexperte Alejandro Hope in der mexikanischen
Tageszeitung "Universal" auf die Verkündung des Strafmaßes gegen den
Mafia-Boss Joaquín Guzmán Loera. Tatsächlich war es wohl das letzte
Mal, dass der Chef des Sinaloa-Kartells vor einem Publikum auftreten
konnte.

Denn der 62jährige Mexikaner soll nun "lebenslänglich plus 30 Jahre"
in einem US-Hochsicherheitsgefängnis verschwinden. Das gab der New
Yorker Richter Brian Cogan am Mittwoch bekannt. Die Geschworenen
hatten den 62jährigen Mexikaner bereits im Februar in allen zehn
Anklagepunkten schuldig gesprochen. Darunter: Drogenhandel,
Waffenschmuggel, Geldwäsche.


Verteidigung bezeichnet Zeugen als chronische Lügner

Guzmáns Anwälte hatten erfolglos versucht, den Prozess neu aufrollen
zu lassen. Sein Mandant sei kein Heiliger, erklärte der Verteidiger
Jeffrey Lichtman am Mittwoch, aber das Verfahren sei nicht gerecht
gewesen. Er bezeichnete die Zeugen, die gegen Guzmán ausgesagt hatten,
als chronische Lügner. Die Aussagen von Kriminellen, die in
US-Gefängnissen einsitzen und mit Guzmán gemeinsame Geschäfte gemacht
hatten, waren eine wichtige Grundlage für das Urteil. Einige dieser
Weggefährten wurden in letzter Zeit zu verhältnismäßig geringen
Strafen verurteilt.

Das Strafmaß hat niemand überrascht. Bereits im Februar hat es das
Geschworenengericht als bewiesen betrachtet, dass Guzmáns Organisation
tonnenweise Kokain, Heroin, Marihuana, Amphetamine und andere Drogen
in die USA geschmuggelt hat. Besonders wurde "El Chapo" zur Last
gelegt, dass er das Sinaloa-Kartell angeführt hat. Er hat selbst
Gegenspieler gefoltert und Auftragskiller angewiesen, Kontrahenten zu
entführen und zu ermorden. Guzmán wurde auch dazu verurteilt, 12,6
Milliarden US-Dollar Strafe zu zahlen.


US-Justiz zufrieden

Vertreter der US-Justiz zeigten sich zufrieden über das Strafmaß. "Nie
wieder wird er Gift in unser Land schütten können oder Millionen
verdienen, während Unschuldige ihr Leben verlieren", sagte der
US-Staatsanwalt Richard Donoghue. Das gilt jedoch nicht für sein
kriminelles Unternehmen. Trotz interner Konflikte um die Macht, die
nach der Verhaftung ihres Chefs ausgebrochen sind, gehen die Geschäfte
erfolgreich weiter. Das Sinaloa-Kartell expandiere international
stärker als seine Konkurrenten, heißt es im Jahresbericht 2018 der
US-Antidrogenbehörde DEA. Die Organisation liefere "im großen Stil"
Drogen in die an Mexiko angrenzenden Bundesstaaten.

Auch mehrere andere Kartelle versorgen den nördlichen Nachbarn mit
Kokain, Heroin oder der zunehmend konsumierten Droge Fentanyl.
Kritiker*innen werfen der mexikanischen Regierung vor, nicht
konsequent gegen die Organisationen vorzugehen. Im Januar erklärte der
Präsident Andrés Manuel López Obrador, es gebe keinen Krieg gegen die
Drogenmafia mehr. Seine Vorgänger hatten versucht, das Problem der
organisierten Kriminalität durch die Mobilisierung des Militärs zu
lösen. Der neue Staatschef will dagegen mit Sozialprogrammen die
Lebenssituation der Armutsbevölkerung verbessern und sie so den Klauen
der Verbrecher entziehen. Zugleich setzt er aber auch Zehntausende
Mitglieder einer Nationalgarde, die jüngst zur Kriminalitätsbekämpfung
gegründet worden war, gegen Migrant*innen ein. Sie soll die
Zuwanderer*innen ohne Papiere aufhalten, bevor sie die Grenze zu den
USA überschreiten.

Einem in der Tageszeitung "Milenio" veröffentlichten Bericht des
Verteidigungsministeriums zufolge wurden im ersten Halbjahr der
Amtszeit López Obradors 75 Prozent weniger Heroin, 70 Prozent weniger
Amphetamine und halb so viel Marihuana beschlagnahmt als im gleichen
Zeitraum 2018. US-Behörden stellten indes in den an der mexikanischen
Grenze liegenden Bundesstaaten wesentlich größere Mengen Drogen sicher
als im Vorjahr. So etwa 30 Prozent mehr Heroin.

Möglicherweise habe López Obrador zu Recht entschieden, das Problem
dem US-Präsidenten Donald Trump zu überlassen, polemisierte der
oppositionelle Politiker Jorge Castañeda. Oder die Nationalgarde könne
sich nicht mehr auf den Krieg gegen die Drogenmafia konzentrieren,
weil sie unter anderem damit beschäftigt sei, "Migranten schlecht zu
behandeln, festzunehmen und zu verhindern, dass sie aus
Internierungslagern ausbrechen".
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06996: Überhastet zum falschen Ziel (SB)


Es ist erstaunlich, mit welcher Zielstrebigkeit sich zuweilen
Schachspieler um die Früchte ihrer Mühen bringen. Da haben sie mit
haarfeinen Manövern eine positionell gewonnene Stellung erlangt und
können es nicht abwarten, sich selbst zugrundezurichten mit taktisch
gekünstelten Einfällen wie im heutigen Rätsel der Sphinx, wo unser
Schachfreund Bostedt plötzlich in 1.Sc6-e7+? Dd7xe7 2.Da4-c6 eine
Abkürzung zum Sieg verhängnisvollerweise und fatal vor seinen Augen
aufglänzen sah. Nun, Wanderer, ein Sieg steckte in der Tat in dieser
Fehlkombination, allerdings nicht für ihn, denn bei der ganzen
Abwicklung hatte Bostedt einen scharfen Dorn, daran er hängenblieb,
übersehen. Die heraufbeschworene Hast rächte sich fürchterlich, und
wirklich, die Partie war bald schon zu Ende!






[image: SCHACH-SPHINX/06996: Überhastet zum falschen Ziel (SB)]



Bostedt - Bergstrom

Hallsberg 1976


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ehrfurcht vor allen Eröffnungen sollte das Mindeste sein. Wer diese
nicht aufbringt, zahlt die Konsequenzen wie unser Schachfreund
Botterill, der nach 1...Lg7-h6? 2.Lc4xf7+! Ke8xf7 3.Dd1-b3+ Kf7-e8
4.Sf4xg6 Dd8-d7 - 4...Th8-h7 5.Db3-g8+ - 5.Sg6xh8 Dd7-g7 6.Db3-e6+ Ke8-
f8 7.Sc3-d5 Sb8-d7 - 7...Dg7xh8 8.De6-e7+ nebst 9.Sd5xf6+ - 8.Sd5-e7!
nur noch die Waffen strecken konnte.



Erstveröffentlichung am 24. Juli 2006
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INFOPOOL / SPORT / MEINUNGEN





KOMMENTAR/273: Bayer, Monsanto sportiv - Zusammenspiel ... (SB)




Während der Deutschlandfunk anläßlich der vergangenen Europaspiele
in Weißrußland kaum eine Gelegenheit ausließ, das autokratisch 
regierte Land um Dauer-Präsident Alexander Lukaschenko dafür 
anzuprangern, daß es die Spiele nutze, um "politische Imagepflege" zu 
betreiben, während gleichzeitig Menschenrechte sowie Meinungs- und 
Pressefreiheit mißachtet würden, werden ähnliche Vorwürfe an die 
Adresse großer westlicher Konzerne, die den Sport als Kommunikations-, 
Werbe- oder Marketing-Instrument nutzen, um ihr schlechtes Image 
reinzuwaschen, kaum erhoben. In den Augen hiesiger Medien scheint es 
nur "Sportwashing" in Katar, Bahrain, Aserbaidschan oder Weißrußland 
zu geben, nicht aber in demokratischen Ländern des Westens. Ein 
bezeichnendes Beispiel für diese Art wirtschaftsnaher 
Hofberichterstattung lieferte der Deutschlandfunk am 7. Juni unter der 
Überschrift "Sport als Imageretter?" Dort heißt es einleitend: "Seit 
der Übernahme des amerikanischen Saatgut- und 
Pflanzenschutzmittelherstellers Monsanto ist die Bayer AG in eine 
tiefe Krise gestürzt. Die Sportler von Bayer spüren aber noch keine 
Auswirkungen und machen sich sogar Hoffnungen, das schlechte Image von 
Bayer wieder aufzupolieren." [1] 

Über die Gründe, warum der milliardenschwere Pharma- und 
Agrarchemiekonzern, und zwar nicht erst seit der "Monsanto-Krise", 
ein schlechtes Image hat, schweigt der Bericht ebenso wie er jedwede 
Kritik daran, daß Sportfunktionäre bzw. Sportlerinnen und Sportler 
bereitwillig oder aus Opportunitätsgründen dabei mithelfen, das 
ramponierte Image der Bayer AG weißzuwaschen, ausspart. 

Statt dessen kommen ausschließlich FunktionsträgerInnen der 
Bayer AG sowie der Säbelfechter Max Hartung (Bayer Dormagen), seines 
Zeichens Vorsitzender der Athletenkommission im DOSB und 
Gründungspräsident von Athleten Deutschland e.V., zu Wort, die in 
unmittelbarer Abhängigkeit zum Konzern stehen und entsprechend ihre 
Sicht der Dinge verbreiten. Die besteht vor allem aus der Sorge, daß 
der Konzern, der nach eigenen Angaben jedes Jahr 25 Millionen Euro in 
die Fußballtochter investiere und den anderen Bayer-Sportvereinen in 
Leverkusen, Krefeld, Dormagen und Wuppertal jährlich 14 Millionen Euro 
zur Verfügung stelle, aufgrund der drohenden Gefahr einer Zerschlagung 
des Traditionsunternehmens als Geldgeber ausfallen könnte - wofür es 
allerdings noch keine Anhaltspunkte gebe. 

Auch ohne die aktuelle "Übernahme-Krise" und trotz satter 
Milliardengewinne in der Vergangenheit hatte die Bayer AG im Jahr 2008 
die Ausgaben für den Breiten-, Jugend- und Behindertensport sowie den 
werbeträchtigen Spitzensport stark zusammengestrichen. Mehr als 8000 
Sportlerinnen und Sportler verschiedenster Traditionsklubs waren in 
den Folgejahren davon betroffen, daß einer der größten privaten 
Sportförderer Deutschlands seine Werbemaßnahmen umstrukturierte, um 
sich fortan auf die wirtschaftlich lukrativeren Felder zu 
konzentrieren. Viele Sportlerinnen und Sportler bekamen erstmals voll 
zu spüren, daß sie lediglich austauschbare Marketingsinstrumente des 
Konzerns darstellen, dessen "soziales Engagement" nur so weit reicht, 
wie es einer positiven gesellschaftlichen Identifikation mit dem 
Pharmariesen, dem Verkauf seiner Produkte und der Erhöhung der 
Aktionärsgewinne dient. Im unverschnittenen Marketingsprech des 
Deutschlandfunks, der willfährig berichtet, daß das Sponsoring gerade 
jetzt wichtig für das Image der Bayer AG sei, hört sich das so an: 
"Die im Verhältnis zu den drohenden Entschädigungssummen bescheidenen 
Mittel für den Sport haben eine wichtige Marketingfunktion. Den 
Verantwortlichen ist bewusst, dass die positiven Image-Impulse, die 
der Sport besser liefern kann als die meisten anderen 
Marketinginstrumente, einen wertvollen Beitrag zur Reparatur des 
beschädigten Rufes leisten können."

Nicht ein Wort davon, was die "Verantwortlichen" der Bayer AG alles 
auf dem Kerbholz haben, mit welchen Mitteln und Methoden sie Einfluß 
auf Politik, Medien und Sport nehmen und wer die Leidtragenden ihres 
brachialen Profitstrebens sind. Selbst der Hinweis, daß der 
Bayer-Konzern weltweit in der Kritik steht, durch die im 
Juni 2018 erfolgte Übernahme des US-Saatgut- und Pestizidmultis 
Monsanto auch für die durch das umstrittene Unkrautgift Glyphosat 
verursachten Gesundheits- und Umweltschäden verantwortlich zu sein, 
bleibt unerwähnt. Die Weltgesundheitsorganisation hatte Glyphosat als 
"wahrscheinlich krebserregend beim Menschen" eingestuft, mehr als 
13.000 Klagen sind in den USA gegen Bayer anhängig. Daß Monsanto 
hochgiftige Agrochemikalien vertreibt und insbesondere in 
Lateinamerika die Bauern mit seinem patentierten Saatgut in 
Abhängigkeit und Armut treibt, muß deutsche Topathleten, die sich 
angesichts ihrer ernährungsphysiologischen, pharmakologischen und 
medizinischen Vollversorgung auf der Sonnenseite des Lebens wähnen, 
nicht sonderlich interessieren. Fragt sich allerdings, wie lange noch, 
denn wenn das Insekten- und Bienensterben, das mit dem großflächigen 
Einsatz giftiger Chemikalien in Zusammenhang steht, so weiter geht wie 
bisher, wird es auch für die SpitzensportlerInnen kein Honigschlecken 
mehr geben. 

Es hat Gründe, warum viele Funktionäre, Athleten und Medienschaffende 
darauf bestehen, Politik- und Sportgeschäft schön getrennt zu halten 
oder das innige Verhältnis, das sich auch in Wissenschaft und 
Rechtsprechung manifestiert, nur soweit in Frage zu stellen, wie es 
die Staatsräson gebietet. So bleibt denn auch in der Sportunterhaltung 
ungesagt, daß die Bayer AG schon vor der Inthronisierung Donald Trumps 
als US-Präsident über neue Geschäfte in den Staaten mit ihm verhandelt 
hatte. Der Leverkusener Chemieriese gehörte neben Allianz, BASF und 
Deutsche Bank - alles große Förderer des elitären Spitzensports, die 
sich auch in der Stiftung Deutsche Sporthilfe oder in der 
Sponsoren-Vereinigung "S20" tummeln und zentralen Einfluß auf die 
Sportpolitik nehmen - zu den deutschen Unternehmen, die im 
US-Präsidentschaftskampf mit großzügigen Spenden an die 
ultranationalistischen Republikaner zu deren Sieg über die 
Demokratische Partei beigetragen haben. Wie die parteiunabhängige
Nichtregierungsorganisation "Center for Responsive Politics" (CRP) in 
Washington schon 2016 berichtete, hätten Bayer und Monsanto in den 
letzten zehn Jahren etwa 120 Millionen Dollar für Lobbyarbeit 
ausgegeben. [2] 2018 machte dann auch "Die Welt" unter Bezugnahme auf 
CRP-Zahlen öffentlich, daß kein bundesdeutsches Unternehmen dem 
US-Präsidenten Donald Trump im Verlauf der Zwischenwahlen so hohe 
Geldbeträge gespendet hat wie die Bayer AG. [3] Zugleich hat Bayer 
Milliardeninvestitionen in den USA versprochen, was Donald Trump, der 
ein erklärter Gegner strenger Umweltgesetze ist und Auflagen für die 
Bergbau-, Chemie- und Petroindustrie lockern will, wo dies nicht 
bereits vollzogen wurde, mit Wohlwollen quittierte. 

Wie schon im Nationalsozialismus, als Bayer noch Teil der IG Farben 
war und im Einvernehmen mit den damaligen Machthabern kriegswichtige 
Dienste grausamster Art an Hunderttausenden von Menschen verübte, geht 
auch in postkapitalistischen Zeiten kein Blatt zwischen Staat und 
Kapital. "Es steht in der Tradition des BAYER-Konzerns, der die 
blutige Pinochet-Diktatur in Chile per Glückwunsch-Telegramm begrüßte 
und Hitler zur Macht verhalf, einen offen rassistischen Präsidenten 
finanziell zu unterstützen, der bevorzugt auf undemokratische Weise 
per Dekret regiert und mit seiner konfrontativen Außenpolitik 
Kriegsgefahren heraufbeschwört", erklärte Axel Köhler-Schnura, 
Vorstand der Coordination gegen BAYER-Gefahren, die seit vielen Jahren 
die Machenschaften des Chemiemultis kritisch begleitet. [4] 

Letztlich ist auch das Sportsponsoring der Konzerne nichts anderes als 
ein sozialtechnologisch äußerst erfolgreiches "Roundup", das tief in 
die Gesellschaft eingesickert ist und dessen Schäden von den 
Profiteure rundheraus negiert werden und von den Leidtragenden nur 
schwer an die Oberfläche der Wahrnehmung gefördert werden können. 
Obwohl die Medikalisierung der Leistungsgesellschaft und nicht zuletzt 
die daraus resultierende Dopingproblematik ein Geschäftsmodell der 
Pharmaindustrie darstellt, die den Körper als Wachstumsmarkt für 
Pharma- und Medizinprodukte entdeckt und über viele Jahrzehnte hinweg 
strategisch entwickelt hat, so daß es heutzutage sowohl unter Breiten- 
als auch SpitzensportlerInnen vollkommen normal ist, Pharmazieprodukte 
jedweder Art gegen Schmerzen, zur Leistungssteigerung, 
Körperoptimierung oder Muskelmast einzunehmen, um den 
gesellschaftlichen Leistungsnormen gerecht werden zu können, wird in 
den Sportmedien so gut wie nie über die Verantwortung der 
Pharmakonzerne, die auch die petrochemische und chemische Industrie 
weltweit kontrollieren, gesprochen. Der Gegner scheint einfach zu groß 
und mächtig zu sein, als daß es sich der Sportjournalismus leisten 
könnte, seine Corporate Identity mit den Konzernen, die auch potente 
Werbe- und Anzeigenkunden der Medien sind, aufzukündigen. Dann doch 
lieber mit dem Finger auf ferne Länder zeigen, im Einvernehmen mit den 
Global Playern der Kriminalisierung von Doping das Wort reden [5] und 
sich Sorgen darum machen, wie Spitzenathleten den beschädigten Ruf der 
Bayer AG reparieren können.

Fußnoten:

[1] https://www.deutschlandfunk.de/krise-der-bayer-ag-sport-als-imageretter.1346.de.html?dram:article_id=452020. 

"Sport als Imageretter?" Von Daniel Theweleit. 07.07.2019. 

[2] https://www.opensecrets.org/news/2016/09/bayer-monsanto-merger-two-washington-savvy-companies-get-their-game-on/. 15.09.2016.

[3] https://www.welt.de/wirtschaft/plus183312766/Midterms-Die-spendabelsten-deutschen-Trump-Helfer.html. 06.11.2018.

[4] http://www.cbgnetwork.org/7370.html. 08.11.2018.

[5] 2003 wurde der Bayer AG der "BigBrotherAward" verliehen, weil sie Bewerber, die im Unternehmen eine Ausbildung machen wollten, zu einem Drogentest per Urinprobe zwang. 2013 forderten auch deutsche 
Topsponsoren ein Anti-Doping-Gesetz in Deutschland. Die in der Sponsoren-Vereinigung "S20" zusammengeschlossenen Unternehmen, darunter Bayer AG, Telekom, Coca Cola, McDonald's, Adidas, Mercedes 
und Postbank, erklärten durch ihren Vorstand Stephan Althoff (Telekom) in Sport Bild plus: "Eine gesetzliche Regelung ist sinnvoll und überfällig. Als Sponsoren haben wir das Interesse, dass wir das Geld in eine saubere, ehrliche, manipulationsfreie Plattform investieren."
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





KURSUS/1191: Herten - Sport, Entspannung und Kreativität - das neue FBW-Programm liegt vor


Stadt Herten

Sport, Entspannung und Kreativität

Das neue FBW-Programm liegt vor



Herten. Die Freizeit- und Begegnungsstätte in Westerholt ist ein
beliebter Treffpunkt für Jung und Alt - nicht nur für Bürgerinnen und
Bürger aus Westerholt. Einen Überblick der dort möglichen Aktivitäten
bietet nun das neue Programmheft der Freizeit- und Begegnungsstätte
für das zweite Halbjahr 2019.

Neben vielen gutbesuchten und etablierten Kursen wie Pilates und
Gymnastik gibt es im Kursheft neue und interessante Angebote im
Bereich Bewegung, Gesundheitsförderung und Bildung:

Hatha Yoga und Faszien-Training, sowie ein Meditationskurs sind nur
einige der neuen Angebote. Menschen, die kreativ werden wollen, finden
Kurse im Bereich Malen, Nähen oder Plastisches Gestalten. Kinder und
Jugendliche können sich unter anderem beim Aikido oder Tanzen
ordentlich austoben. Außerdem gibt es eine Pfadfinder-Gruppe für
Jungs.

Ab sofort anmelden

Die neuen Programmhefte liegen ab sofort an den bekannten Stellen in
der Stadt, wie dem Rathaus und Glashaus, aus. Auch über die Homepage
der FBW (www.fbw-herten.de) gibt es das neue Heft bereits zum
Download. Zudem können sich Bürgerinnen und Bürger ein Druck-Exemplar
des neuen Hefts zuschicken lassen. Die passenden Infos zur Anmeldung
und Ansprechpersonen stehen bei den jeweiligen Kursbeschreibungen im
Heft.

Interessierte können sich beim FBW unter Tel. (0 23 66) 303 471 über
die Angebote des ersten Halbjahres informieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 19. Juli 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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KLEINKUNST/920: Münster - Kabarett mit dem Polit-Parodisten Reiner Kröhnert am 22. August 2019


Stadt Münster

Reihe "Kabarett im Schlossgarten" präsentiert Kabarett mit dem
Polit-Parodisten Reiner Kröhnert



Eine Deutschland-Premiere ist für Donnerstag, 22. August, angekündigt.
Reiner Kröhnert, Kabarettist und pointierter Polit-Parodist,
präsentiert sein neuestes Programm "Getwittercloud". Was früher die
Spatzen von den Dächern pfiffen, sagt der so virtuose wie treffsichere
Polit-Beobachter, werde heute in die Cloud getwittert. Kröhnert setzt
noch einen drauf: Der zeitgeist-affine Machtprofi nutze Netzwerke und
diskreditiere digital. Bestes Beispiel: "Master of Disaster" Donald
Trump alias Twitter-Trump.

Info: Seit 1995 hat das "Kabarett im Schlossgarten" seinen festen
Platz im städtischen Kulturkalender. Das Publikum macht es sich auf
Decken und Stühlen bequem. Die künstlerische Leitung liegt bei Norbert
Woestmeyer von "CommunArte". Das Hotel und Restaurant Feldmann reicht
eine unterstützende Hand. Tickets gibt es in der Münster-Information
im Stadthaus 1 am Syndikatplatz (Info-Hotline 02 51/4 92 - 27 14)
oder online unter www.localticketing.de. Die Kartenpreise liegen im
Vorverkauf zwischen 10 und 15 Euro, ermäßigt 8 bis 10 Euro, zuzüglich
Vorverkaufsgebühr; an der Abendkasse 14 bis 20 Euro, ermäßigt 12 bis
15 Euro. Alle Auftritte beginnen um 20.30 Uhr. Die Abendkasse öffnet
um 19 Uhr. Programm-Infos: www.stadt-muenster.de/kulturamt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 25. Juni 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERHALTUNG/739: Für Schatten und ausreichend Wasser sorgen - Appell an Halter von Nutz- und Haustieren (NDSML)


Niedersächsisches Ministerium für Ernährung,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Pressemitteilung Nr. 73 vom 23.07.2019

Für Schatten und ausreichend Wasser sorgen

Schutz vor Hitze: ML appelliert an Halter von Nutz- und Haustieren



HANNOVER. In Niedersachsen wird es heiß - eine Herausforderung nicht nur
für Menschen, sondern gerade auch für die Nutz- und Haustiere. Daher
appelliert das Niedersächsische Ministerium für Ernährung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz (ML) an die Tierhalter, für Schatten, bzw. Kühlung
und ausreichend Wasser zu sorgen.

In der Nutztierhaltung reagiert insbesondere Geflügel sensibel auf die
hohen Temperaturen vor allem bei hoher Luftfeuchte. Das ML macht in diesem
Zusammenhang noch einmal auf die "Merkblätter zur Vermeidung von
Hitzestress bei Geflügel" aufmerksam. Die Merkblätter, die in
Zusammenarbeit mit Tierhaltern, Geflügelfachtierärzten und Vertretern der
niedersächsischen Veterinärbehörden erarbeitet wurden, sind abrufbar unter
[1] von-hitzestress-bei-gefluegel--144675.html. So ist es in den nächsten
Tagen, wichtig, laufend die Stalltechnik zu überwachen und die Tiere
intensiv zu betreuen. Auch die zeitliche Verlagerung der Fütterung in die
kühleren Abend- und Nachtstunden ist bei vielen Tierarten sinnvoll.

Tierhalter, die Rinder, Schafe oder Pferde auf der Weide halten, sollten
bei starker Sonneneinstrahlung für einen Unterstand und Zugang zu
ausreichend Wasser sorgen. Beachtet werden sollte auch, dass bei Hitze die
Futtergrundlage auf der Weide abnimmt und die Tiere so unter Umständen
zugefüttert werden müssen.

Und: Auch Haustieren machen hohe Temperaturen zu schaffen! Hunde,
Meerschweinchen oder Vögel sollten daher ebenfalls vor der prallen Sonne
geschützt werden und immer genug Flüssigkeit haben. Insbesondere an den
heißen Tagen wird dringend dazu geraten, Tiere auf keinen Fall in einem
parkenden Auto zurück zulassen.


Anmerkung:

[1] https://www.laves.niedersachsen.de/tiere/tierschutz/tierhaltung/gefluegel/vermeidung-von-hitzestress-bei-gefluegel--144675.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 73 vom 23.07.2019

Niedersächsisches Ministerium für Ernährung,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Calenberger Straße 2, 30169 Hannover

Telefon: (0511) 120 - 2095/2135/2136/2137, Telefax: (0511) 120 - 23 82

E-Mail: pressestelle@ml.niedersachsen.de

Internet: https://www.ml.niedersachsen.de
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TRANSPORT/146: Hitzewelle - Deutsches Tierschutzbüro fordert bundesweites Verbot von Lebendtiertransporten (Deutsches Tierschutzbüro)


Deutsches Tierschutzbüro e.V. - Pressemitteilung vom 23. Juli 2019

Hitzewelle: Deutsches Tierschutzbüro fordert bundesweites Verbot von
Lebendtiertransporten - In Frankreich und im Landkreis Teltow-Fläming gilt
Verbot bereits



Berlin, 23.07.2019. Anlässlich der erneut anstehenden Hitzewelle und die
damit verbundenen hohen Temperaturen in Deutschland (Ende der Woche stehen
Temperaturen um die 40 Grad an) macht das Deutsche Tierschutzbüro erneut
auf das Tierleid bei Tiertransporten, besonders während der Sommermonate,
aufmerksam. Die Sommermonate sind nicht nur mit extremen Temperaturen auf
deutschen Autobahnen, sondern auch mit einer größeren Staugefahr verbunden.
Unter diesen Bedingungen leiden vor allem die 3,7 Millionen Tiere, die
täglich auf deutschen Straßen transportiert werden. Allein in den letzten
Wochen sind mehrere Fälle öffentlich geworden, bei denen Hitze und
Dehydrierung zu Extremsituationen bei Tieren auf deutschen Straßen wurden.
Die aktuellen Regelungen für die Zustände bei Tiertransporte sorgen schon
unter normalen Bedingungen unweigerlich für Tierleid. Extreme Temperaturen,
zu wenig Platz, unzureichende Wasserversorgung und Transportzeiten von über
24-Stunden sind keine Ausnahmeerscheinungen. In den Sommermonaten spitzt
sich die Situation durch Temperaturen von über 40 Grad im Transporter, noch
akuterem Wassermangel und noch längeren Transportzeiten durch größere
Staugefahr wegen des Ferienbetriebs noch weiter zu. "Die Zustände bei
Tiertransporten sind so schon fatal und bekommen viel zu wenig Beachtung. W
ährend der Sommermonate müssen die Tiere auf den Straßen meist noch viel
mehr Leid ertragen als sonst schon - und über dieses Elend wollen wir
aufklären", so Jan Peifer, Vorstandsvorsitzender des Deutschen
Tierschutzbüros.

Frankreich hat bereits im letzten Monat Lebendtiertransporte aus
Tierschutzgründen verboten. Das Landwirtschaftsministerium des Landes hält
es für unverantwortlich bei solch hohen Temperaturen lebende Tiere in LKWs
zu transportieren. Auch im Landkreis Landkreis Teltow-Fläming (Brandenburg)
hat man nun reagiert, hier sind Tiertransporte nur noch bis 30 Grad Celsius
erlaubt. "Wir fordern ein solches Verbot sofort auch für ganz Deutschland -
zumal sich zusätzlich auch die Unfälle mit Tiertransporten derzeit häufen?
so Peifer. Seit Jahresanfang hat es bereits über 30 Unfälle gegeben, bei
denen mehrere hundert Tiere gestorben sind.

Tiertransporter fallen bei, viel zu seltenen, Kontrollen immer wieder durch
Verstöße gegen die Vorschriften in Hinblick auf Versorgung und
gesundheitlichen Zustand der Tiere und Hygiene auf. Besonders bei den hohen
Temperaturen des derzeitigen Sommers haben Tiere bei Transporten extrem
unter der Hitze und zu schlechter Wasserversorgung zu leiden. "Bis
Lebendtiertransporte endlich der Vergangenheit angehören, brauchen wir
strengere Sanktionen gegen die Verantwortlichen. Es kann nicht sein, dass
Auftraggeber, Speditionen und Fahrer immer wieder für vermeidbare Unfälle
und schlechte Versorgung verantwortlich sind und sich nichts ändert. Hier
brauchen wir empfindsamere Strafen und bessere Kontrollen", so Jan Peifer.

Tiertransporte sind ein elementarer Bestandteil des Systems der
Massentierhaltung und auch ohne Zwischenfälle für tägliches Tierleid
verantwortlich. Schweine, Rinder, Geflügel, Schafe und viele mehr werden
nicht ausschließlich zur Schlachtung transportiert. Auch Aufzucht und Mast
findet meist an unterschiedlichen Orten, nicht selten in verschiedenen
Ländern statt. Innerhalb der EU werden so jährlich Milliarden an Tieren
über tausende Kilometer weit transportiert, hunderttausende Tiere werden
auch in Länder außerhalb der EU verfrachtet. Regelmäßig kommt es neben
Platzmangel, Unterversorgung und nicht eingehaltenen Ruhephasen zu schweren
Verletzungen und tödlichen Auswirkungen auf diesen Todesfahrten.


Weitere Informationen:

https://www.tierschutzbuero.de/jetzt-schon-ueber-25-unfaelle-mit-tiertransporten-im-ersten-halbjahr-2019-in-deutschland

 * 

Quelle:

Deutsches Tierschutzbüro e.V.

Pressestelle

Gubener Straße 47, 10243 Berlin

Telefon: 030-2700496-11, Fax: 030-2700496-10

E-Mail: presse@tierschutzbuero.de

Internet: http://www.tierschutzbuero.de
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INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





JAGD/207: Jagd auf bedrohte Vogelarten in Frankreich (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 23. Juli 2019

Frankreich darf Jagd auf bedrohte Vogelarten nicht wieder zulassen


Miller: Französische Regierung knickt vor Jagdlobby ein



Berlin - In Frankreich soll der Abschuss von 30.000 Turteltauben und
6.000 Großen Brachvögeln in der kommenden Jagdsaison genehmigt werden.
Dieses Vorhaben kritisiert der NABU in einem Offenen Brief an die
französische Umweltministerin Élisabeth Borne aufs Schärfste. "Es kann
nicht sein, dass der Schutz von stark gefährdeten Vogelarten
aufgeweicht wird", so NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller. "Die
französische Regierung knickt offenbar vor der Jagdlobby ein, die im
Wahlkampf Emmanuel Macron unterstützt hat."

Das französische Umweltministerium plant außerdem, die Jagd auf die
Uferschnepfe ebenfalls wieder zu erlauben. Die Jagd auf sie soll zwar
zunächst ausgesetzt bleiben, aber das nur für ein Jahr - obwohl
mindestens drei Jahre nötig wären, damit sich die stark gefährdete
Population erholen kann.

"Besonders absurd ist, dass das Ministerium entgegen den Empfehlungen
seiner eigenen Experten handelt", so NABU-Vogelschutz-Experte Eric
Neuling. Im März 2019 wurde vom Ministerium ein Expertengremium
eingesetzt, um die Möglichkeit einer erneuten Jagd auf Turteltauben,
Große Brachvögel und Uferschnepfen zu prüfen. Das Gremium kam zu dem
Ergebnis, dass die Jagd auf Turteltaube und Großer Brachvogel unter
keinen Umständen nachhaltig ist, und die Jagdquoten für diese Arten
daher auf Null gesetzt werden sollten. Ohne Rücksicht auf diese
wissenschaftlichen Erkenntnisse will das Ministerium nun trotzdem die
Jagd erlauben.

Turteltaube, Großer Brachvogel und Uferschnepfe sind in Deutschland
vom Aussterben bedroht. "Vögel kennen keine Grenzen: Die Tiere, denen
in Frankreich der Abschuss droht, sind zum Teil Brutvögel aus
Deutschland, die wir hier aktiv schützen", so Neuling. "Aufgrund
massiven Lebensraumverlusts sind sie in ihrem Bestand gefährdet. Daher
dürfen sie auf keinen Fall für die Jagd freigegeben werden." Das
Vorhaben sei nicht mit der EU-Vogelschutzrichtlinie vereinbar, so
Neuling.

Noch bis zum 25. Juli läuft eine öffentliche Befragung des
französischen Regierung, bei der sich Bürger gegen das Vorhaben
aussprechen können.

Mehr Info, Download des Briefs und Teilnahme an der Befragung: 

www.nabu.de/vogeljagd-frankreich

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, Nr. 75/19, 23.07.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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STIFTUNG/117: Jahresbericht der Deutschen Bundesstiftung Umwelt - Mittelstand fit machen für nachhaltige Digitalisierung (DBU)


Deutsche Bundesstiftung Umwelt - 23. Juli 2019

DBU: Mittelstand fit machen für nachhaltige Digitalisierung 

Jahresbericht 2018 der Deutschen Bundesstiftung Umwelt - Projekte
zeigen Umweltentlastungspotenzial



Osnabrück. "Digitalisierung eröffnet spannende neue Möglichkeiten und
Geschäftsmodelle - auch für notwendige Umweltentlastungen. Wir wollen
die Digitalisierung so gestalten, dass sie hilft, Umwelt, Natur und
Klima zu schützen und nicht selbst zu mehr Verbrauch knapper Rohstoffe
und Umweltbelastung führt!" - Das sagte Alexander Bonde,
Generalsekretär der Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU), heute bei
der Jahrespressekonferenz der Stiftung. Bonde: "Speziell der
Mittelstand kann die Chancen der Digitalisierung für eine
zukunftsfähige und nachhaltige Entwicklung nutzen, wenn er die
Umwelt-Risiken dabei stets im Blick behält." Digitale Technologien wie
zum Beispiel die dreidimensionale Drucktechnik könnten beim Leichtbau
zum Beispiel von Fahrzeugen wichtige Rohstoffe einsparen. Dieser
Nutzen dürfe aber nicht wieder durch immer mehr und neuere Geräte
sowie höheren digitalen Austausch aufgezehrt werden.

Bürger bringen Digitalisierung mit Umweltschutz kaum in
Verbindung

"In der Diskussion über die Digitalisierung wird die ökologische Frage
oft noch ausgeblendet. Das ergab der 'DBU-Umweltmonitor
Digitalisierung', den die forsa Politik- und Sozialforschung 2018 für
uns erstellt hat", erläuterte Bonde. Mehr noch: Fast zwei Drittel
aller Bundesbürger brächten die Begriffe "Umweltbelastung" und
"Umweltschutz" noch gar nicht mit "Digitalisierung" in Verbindung.
Bonde: "Das können und dürfen wir uns nicht länger leisten. Die DBU
wird ihren Weg hin zu einer umweltentlastenden Digitalisierung gerade
in ihrer Kernzielgruppe, dem Mittelstand, konsequent fortsetzen."

DBU-Sonderprogramm für digitale grüne Start-up-Unternehmen

Insbesondere hier sehe die DBU nämlich "deutliches Potenzial für neue,
umweltgerechte Produkte und Dienstleistungen". Deshalb fördere sie
auch durch ein Sonderprogramm grüne Start-up-Unternehmen mit dem
Schwerpunkt Digitalisierung. Bonde: "Grüne Gründungen suchen die
Verbindung von Wohlstand, ökologischer Nachhaltigkeit und sozialer
Gerechtigkeit. Seit 2006 wurden so in Deutschland über 1,2 Millionen
neue Arbeitsplätze geschaffen."

Mithilfe eines Sensors Unkraut erkennen

"Welche Rolle Digitalisierung in der Landwirtschaft spielen kann,
zeigt die Zusammenarbeit der Wiesbadener Firma Premosys und der
Rheinischen Friedrich-Wilhelm-Universität Bonn. Gemeinsam wollen die
Projektpartner einen Sensor weiterentwickeln, mit dessen Hilfe
schädliche Ackerbegleitkräuter von Feldfrüchten präzise und schnell
unterschieden werden können", erläuterte DBU-Fachreferatsleiter
Dr.-Ing. Jörg Lefèvre. Ziel sei es, mit Maßnahmen punktgenau an
den unerwünschten Pflanzen anzusetzen und so die Umwelt zu schonen,
anstatt wie bisher Pflanzenschutzmittel flächendeckend auf das gesamte
Feld auszubringen.

Ein Computerprogramm für mehr Ressourcenschutz im Mittelstand

Auch dem ifu Institut für Umweltinformatik (Hamburg) gehe es um
Effizienz des Rohstoffeinsatzes in der Produktion. Gemeinsam mit der
Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin sowie dem
Umweltkompetenzzentrum Rhein-Neckar (Heidelberg) entwickelt das ifu
ein Computerprogramm, das bilanzierbar macht, wo genau in der
Produktion wie viele Abfälle entstehen. Das Programm ist speziell auf
die Anforderungen kleiner und mittelständischer Unternehmen
zugeschnitten. Dies soll ihnen künftig dabei helfen, Verluste
frühzeitig zu vermeiden und so Material einzusparen.

nachhaltig.digital vernetzt Mittelstand mit Nachhaltigkeit und
Digitalisierung

"Die Digitalisierung fordert vor allem mittelständischen Unternehmen
die Fähigkeit zu grundlegenden Veränderungen ab. Gleichzeitig sind
gerade diese Unternehmen als Impulsgeber für Innovationen im
Umweltsektor in Deutschland ein Teil der Lösung der anstehenden
Herausforderungen", sagte Bonde. Deren Digitalisierungs- und
Nachhaltigkeitsstrategien zusammen zu denken und die Potenziale daraus
nutzbar zu machen, dabei will die von der DBU finanzierte Plattform
nachhaltig.digital unterstützen. Die DBU initiierte sie gemeinsam mit
dem Bundesdeutschen Arbeitskreis für Umweltbewusstes Management
(B.A.U.M., Hamburg). "Sie soll zu einer konstruktiv-kritischen
Auseinandersetzung mit dem digitalen Wandel anregen", erläuterte Julia
Fink aus dem DBU-Projektteam.

 * 

Quelle:

DBU-Pressemitteilung, 23.07.2019

Deutsche Bundesstiftung Umwelt

- Sekretariat Pressereferat -

An der Bornau 2, 49090 Osnabrück

Tel.: 0541/9633521, Fax: 0541/9633198

E-Mail: presse@dbu.de

Internet: www.dbu.de
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STIFTUNG/116: Jahresbericht der Deutschen Bundesstiftung Umwelt - 52,7 Mio. Euro für 213 Projekte (DBU)


Deutsche Bundesstiftung Umwelt - 23. Juli 2019

DBU: Trotz niedriger Zinsen erneut steigende Fördermittel

Deutsche Bundesstiftung Umwelt stellt Jahresbericht 2018 vor - 52,7
Millionen Euro für 213 Projekte



Osnabrück. Zum dritten Mal in Folge erhöhte die Deutsche
Bundesstiftung Umwelt (DBU) 2018 ihre Fördermittel auf nunmehr 52,7
Millionen Euro (2017: 51,4) und unterstützte 213 Projekte (207). Das
Stiftungskapital stieg von 2,24 auf 2,28 Milliarden Euro. "Damit
erhalten wir nach Abzug der Inflationsverluste den realen Wert des
Stiftungskapitals und bleiben trotz extrem niedriger Zinsen und eines
sehr schwierigen Kapitalmarktumfelds ein stabiler und verlässlicher
Fördermittelgeber", sagte DBU-Finanzchef Michael Dittrich heute in
Osnabrück. DBU-Generalsekretär Alexander Bonde sagte, dass die DBU
auch in den nächsten Jahren an dem Ziel festhalten wolle, das
Fördermittelniveau stabil zu halten. "Die weitsichtige Strategie in
der stiftungseigenen Vermögensanlage hat dafür alle Voraussetzungen
geschaffen."

Keine höheren Zinsen absehbar

"Die Zinsen werden auf absehbare Zeit nicht deutlich steigen. Und an
den Aktienmärkten müssen wir uns nach starken Jahren mit deutlichen
Kurssteigerungen künftig auf stärkere Schwankungen und rückläufige
Kurse einstellen. Das schwächere Wachstum wird sich früher oder später
auch an den Börsen bemerkbar machen", führte Dittrich aus.

Jahresergebnis sinkt wegen rückläufiger Aktienkurse

Mit einem Gewinn aus der Vermögensanlage von 95,2 Millionen Euro nach
123,5 Millionen Euro im Vorjahr war das Ergebnis der DBU rückläufig.
Nach Abzug der Verwaltungsaufwendungen betrug das Jahresergebnis 87,1
Millionen Euro (2017: 115,7). Grund dafür waren höhere Abschreibungen
auf Wertpapiere, vor allem aufgrund rückläufiger Aktienkurse 2018.
"Für das laufende Jahr 2019 planen wir derzeit sogar mit einem erneut
steigenden Fördermittelbudget von knapp 58 Millionen Euro", erklärte
der DBU Finanzchef.

Auch 2019 weiter steigende Fördermittel

Die Bewilligungssumme stieg mit 52,7 Millionen Euro gegenüber 2017
(51,4) leicht an. 213 Projekte (2017: 207) wurden gefördert. Damit hat
die Stiftung seit Aufnahme ihrer Fördertätigkeit im März 1991 für mehr
als 9.700 Projekte rund 1,8 Milliarden Euro an Fördermitteln bewilligt
und damit deutlich mehr Geld in den innovativen Umweltschutz
investiert, als sie seinerzeit als Stiftungskapital erhalten hatte
(1,288 Milliarden Euro).

 * 

Quelle:

DBU-Pressemitteilung, 23.07.2019

Deutsche Bundesstiftung Umwelt

- Sekretariat Pressereferat -

An der Bornau 2, 49090 Osnabrück

Tel.: 0541/9633521, Fax: 0541/9633198

E-Mail: presse@dbu.de

Internet: www.dbu.de
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VERKEHR/1189: Schlechte Radwege in Deutschland gefährden Fahrradfahrer (Greenpeace)


Greenpeace - Presseerklärung vom 19. Juli 2019

Vorschläge zur StVO-Reform von Verkehrsminister Scheuer greifen zu
kurz

Interaktive Geenpeace-Karte: Schlechte Radwege in Deutschland
gefährden Fahrradfahrer



Hamburg, 19.7.2019 - Fehlende oder mangelhafte Fahrradwege sind das
größte Problem für viele Radfahrende. Dies zeigt die Auswertung einer
von Greenpeace erstellten interaktiven Karte, auf der Radfahrerinnen
und Radfahrer seit April knapp 10.000 Gefahrenstellen in Deutschland
markiert haben.

Gut die Hälfte (51 Prozent) der Einträge kritisiert fehlende oder
mangelhafte Radwege. Am zweithäufigsten (22 Prozent) wurden
gefährliche Kreuzungen gemeldet. Auf Rad- oder Gehwegen parkende Autos
wurden unter den fünf möglichen Problemkategorien am dritthäufigsten
genannt. Die Zahl verunglückter Radfahrender ist zuletzt drastisch
gestiegen: Im Jahr 2018 kamen 445 Radfahrerinnen und Radfahrer ums
Leben - 17 Prozent mehr als im Vorjahr. Damit ist das Fahrrad das
einzige Verkehrsmittel, mit dem 2018 mehr Menschen tödlich
verunglückten als 2010. "Wenn das umweltfreundlichste Verkehrsmittel
gleichzeitig das gefährlichste ist, dann läuft in der Verkehrspolitik
etwas grundfalsch", sagt Marion Tiemann, Greenpeace-Verkehrsexpertin:
"Das Fahrrad kann sein enormes Potenzial für die Mobilität in Städten
nur entfalten, wenn sich Menschen auf dem Rad sicher fühlen können.
Verkehrsminister Scheuer muss Städten den rechtlichen und finanziellen
Freiraum geben, um schnell geschützte Radwege zu bauen."

Die
Greenpeace-Karte zu den gefährlichsten Radwegen online:

https://radwege.greenpeace.de.

Verkehrsminister Andreas Scheuer (CSU) hat kürzlich Vorschläge für
eine fahrradfreundliche Überarbeitung der Straßenverkehrsordnung
(StVO) gemacht. Demnach sollen etwa die Bußgelder für das Parken auf
Radwegen deutlich auf bis zu 100 Euro steigen. Falschparkende Autos
zwingen Radfahrende oft zu gefährlichen Ausweichmanövern. Weitere
Vorschläge wie ein Sicherheitsabstand von überholenden Autos zu
Radfahrenden dürften durch fehlende Kontrolle jedoch kaum zu
Veränderung auf der Straße führen. Andere, wie ein niedrigeres Tempo
für rechts abbiegende Lkw sind zu zaghaft, um Radfahrer zu schützen.
"Höhere Strafen für Falschparker sind gut, reichen aber nicht, um aus
Andreas Scheuer einen Fahrradminister zu machen", so Tiemann: "Scheuer
muss den Mut für das Offensichtliche finden: Der begrenzte Straßenraum
muss vom Auto weg und hin zu Fußgängern und Radfahrern neu verteilt
werden. Das geht nur mit einer echten Verkehrswende, statt mit dem
Bluff eines helmtragenden Autoministers."

Bedeutung des Fahrrads in Städten legt deutlich zu

Vor allem in Städten fahren Menschen immer häufiger mit dem Rad.
Zwischen 2002 und 2017 ist der Anteil der mit dem Fahrrad
zurückgelegten Wege von neun auf 15 Prozent gestiegen, zeigen im Mai
veröffentlichte Zahlen der vom Verkehrsministerium beauftragten Studie
"Mobilität in Deutschland" (https://bit.ly/2XJyPLJ).

 * 

Quelle:

Presseerklärung, 19.07.2019

Herausgeber: Greenpeace e.V., Pressestelle

Hongkongstraße 10, 20457 Hamburg

Tel. 040/306 18-0, Fax 040/30618-100

E-Mail: presse@greenpeace.de; mail@greenpeace.de
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WALD/174: Reichswaldbilanz 2019 - Reichswald durch Waldsterben 2.0 bedroht (BN)


BUND Naturschutz in Bayern e.V. - München, 15. Juli 2019

Reichswaldbilanz 2019

Reichswald durch Waldsterben 2.0 bedroht



Der Klimawandel ist in Mitteleuropa angekommen, die Schäden an
Gebäuden, Straßen und Schienen durch Stürme und Hochwasser erreichen
bereits jährlich hohe Millionensummen. Insekten wie der Schwammspinner
oder der Eichenprozessionsspinner sind nervige Boten dieser
Entwicklung. Die Grundwasservorräte sinken seit Jahren. Auch in der
Landwirtschaft sind die Dürreschäden und Ernteausfälle nicht mehr
wegzudiskutieren. Nun trifft es auch den Wald. Die Jahrhundertsommer
2015 und 2018 haben zum ersten Mal in der Geschichte der
Waldaufzeichnungen zu einem Kiefernsterben großen Ausmaßes geführt.
Ausgerechnet bei der Baumart, die Trockenheit gut verträgt, sind es
vor allem die ungewohnt hohen Temperaturen, die ihr zusetzen. Die
Schäden scheinen sich 2019 deutlich auszuweiten.

"Wir stehen an einem Scheideweg: Entweder wir schaffen es, den
Klimawandel aufzuhalten oder wir stehen vor einem Waldsterben 2.0. In
den 1980er Jahren gelang es noch, mit der Entschwefelung der
Kraftwerke und der Kraftstoffe die Versauerung der Waldböden
einzudämmen und zu einer Erholung der sterbenden Wälder beizutragen.
Das wird diesmal viel schwieriger, weil der Klimaschutz alle
Lebensbereiche betrifft und schmerzhafter Entscheidungen bedarf", so
Richard Mergner, BN-Landesvorsitzender. "Um die Wälder zu retten,
brauchen wir umgehend politische Entscheidungen zum Schutz des Klimas,
auch auf globaler Ebene. Dafür muss sich auch die Staatsregierung
einsetzen."

"Im Reichswald, aber auch im Bamberger Hauptsmoorwald und in vielen
Wäldern Mittelfrankens, überall sehen wir immer mehr Kiefern mit
rotbraunen Baumkronen", so Dr. Ralf Straußberger, Waldreferent des BN.
"Diese Kiefern sind i. d. R. dem Tod geweiht und nicht mehr zu
retten."

Das Kiefernsterben hat dramatische Ausmaße angenommen. Ein
Schadensschwerpunkt beim Kiefernsterben liegt sicher in Mittelfranken,
weil hier zu der extremen Hitze auch eine extreme Trockenheit kommt.
Dies verkraften die Nadelbaumarten Kiefer und Fichte nicht, weil sei
nur an kühleres Klima angepasst sind. Als Alternativen zu diesen
besonders gefährdeten Baumarten gelten Eichen, Buchen und Weißtannen,
die eine moderate Erwärmung verkraften würden. Aber auch diese
Baumarten stehen unter Stress und würden eine Klimaerwärmung von + 4°
bis 5°C wohl nicht überleben. "Ein derartiges Mittelmeerklima würde
wohl keine unserer heimischen Baumarten verkraften", so Straußberger.
"Wir sehen die bisherigen erfolgreichen Waldumbaubemühungen gerade im
Nürnberger Reichswald als stark gefährdet, wenn die Politik nicht
endlich beim Klimaschutz handelt."

"In der dicht gebauten Stadt Nürnberg sind wir auf den Reichswald
unmittelbar angewiesen. Gerade in Hitzesommern wie jetzt rettet uns
der kühlende Wald. Etwa drei Grad Celsius wäre es in der Stadt heißer,
wenn es den Reichswald nicht gäbe. Dabei sind die Temperaturen jetzt
schon grenzwertig", so Oliver Schneider, stellv. Vorsitzender der
BN-Kreisgruppe Nürnberg-Stadt.

So wichtig der Reichswald für das Stadtklima ist, so kritisch kann
sich das aufgeheizte Stadtklima lokal für den Reichswald auswirken: Im
Siedlerwald am Tiergarten sind auf ein bis zwei Hektar genau dort die
Kiefern abgestorben, wo die breiten Straßen und die Bebauung direkt an
den Reichswald angrenzen und auch den Wald mit aufheizen. Nur
100-200 m weiter im Waldesinneren sind bei kühlerem Bestandsklima kaum
noch Kiefern geschädigt.

Der Nürnberger Reichswald wird in seiner Substanz auch durch Eingriffe
bedroht: Der sechsstreifige Ausbau der A 6 bei Schwabach, der
sechsstreifige Ausbau der Autobahn A 73 südlich Nürnbergs (7 ha), der
gigantische Umbau am Autobahnkreuz Nürnberg-Ost (A 9/A 6; 16 ha) und
der Neubau einer Brücke am Autobahnkreuz Nürnberg (A3/A9) führten zu
ca. 35 Hektar Waldrodungen. Der unsägliche "Los-Angeles-Knoten" bei
Ottensoos an der B 14 kostete neben Acker auch 0,8 Hektar Wald.

"Leider konnten wir trotz guter Unterstützung durch Bürgerinitiativen
diese Eingriffe nicht verhindern. Der Straßenbau kostet zu viel Wald
und Landschaft. Wir brauchen dringend eine Verkehrswende, nicht nur
aus Klimaschutzgründen, sondern auch, damit der Reichswald nicht noch
mehr unter die Räder gerät", so Tom Konopka, Regionalreferent für
Mittel- und Oberfranken.

Demnächst wird Reichswald für ein Wohngebiet an der Regensburger
Straße fallen (ca. 2 ha).

Weiter kämpft der BN gemeinsam mit Bürgerinitiativen


	gegen die geplante PWC-Anlage bei Moosbach (A6, 5 ha),

	gegen die Nordspange zum Flughafen Nürnberg (B4f, 40 ha),

	gegen Waldeingriffe an der Wiener Straße in Nürnberg,

	gegen eine mögliche Direktanbindung von Rummelsberg durch den Wald (ca. 6 ha),

	gegen die Erweiterung der Fa. Tadano im bereits einmal geretteten Schulholz östlich der A 9 bei Lauf (10 ha),

	gegen ein Gewerbegebiet von Ottensoos im Wald an der B 14 (4 ha).



Beim geplanten Ersatzneubau der Stromtrasse Raitersaich-Ludersheim
(sog. Juraleitung P53, 45 km Länge) kämpft der BN mit
Bürgerinitiativen für menschen- und waldfreundliche Lösungen. Hier
stehen 135 Hektar Wald, möglicherweise sogar mehr, zur Disposition.
Ganz neu bekannt geworden ist ein Plan der Stadt Röthenbach an der
Pegnitz, ein 10 Hektar großes Waldgebiet im Bereich Mühllach für ein
Gewerbegebiet zu opfern. Hier beginnt soeben der Widerstand.

Erfreulich:

Durch Aktionen der BI Pro Grün Feucht mit dem BN konnte eine geplante
Waldrodung im Rahmen der Flächennutzungsplanung soeben verhindert
werden.

Erfreulich:

Im Rahmen einer Bannwalderweiterung werden soeben im Sebalder
Reichswald etliche Flächen in den Bannwald aufgenommen. Der BN hat
weitere Ergänzungen vorgeschlagen.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 15.07.2019

Herausgeber:

BUND Naturschutz in Bayern e.V.

Landesgeschäftsstelle

Dr.-Johann-Maier-Str. 4, 93049 Regensburg
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INITIATIVE/186: TU-Präsident Thomsen - "Fridays-For-Future-Bewegung ist richtig und wichtig" (idw)


Technische Universität Berlin - 19.07.2019

TUB: TU-Präsident Thomsen: "Fridays-For-Future-Bewegung ist richtig
und wichtig"

TU-Präsident spricht auf der Berliner Demo neben Greta Thunberg / TU-
Präsidium schließt sich den Forderungen der Fridays for
Future-Bewegung an



Prof. Dr. Christian Thomsen, Präsident der Technischen Universität
Berlin:

"Die Fridays for Future-Bewegung ist richtig, sie ist wichtig, sie ist
für unsere Zukunft bedeutend. Sie ist schon jetzt aktiver Teil unserer
Universität. Viele Studierende und Wissenschaftler*innen engagieren
sich, und die Universitätsleitung der TU Berlin schließt sich den
Forderungen der Fridays for Future-Bewegung an. Darauf bin ich als
Präsident stolz! Die Wissenschaft hat jetzt die Chance, ihre Expertise
in den notwendigen Veränderungsprozess einzubringen. Wir müssen uns
noch mehr Gehör verschaffen - insbesondere bei der Politik. Und die
Politik muss noch häufiger auf die Wissenschaft zugehen! Es gibt neben
Berlin keine andere Stadt in Deutschland, in der Wissenschaft und
Politik örtlich so nah beieinander sind. Berlin hat diesen Vorteil,
und wir müssen ihn nutzen.

Deshalb wollen die drei großen Universitäten und die Charité ein neues
Forschungszentrum für Klimaneutralität gründen. Wissenschaftler*innen
aus unterschiedlichen Disziplinen sollen gemeinsam zum Thema
Klimaneutralität arbeiten. Für diese Initiative zeigen bereits
Wirtschaftsunternehmen und Organisationen Interesse und wollen sie
fördern. Auch der Regierende Bürgermeister von Berlin unterstützt
unser Anliegen. Wissenschaft, Politik, Wirtschaft und
Zivilgesellschaft müssen jetzt gemeinsam handeln.

Damit unsere Absolvent*innen die Klimawende aktiv mitgestalten können,
wollen wir noch mehr Klimathemen in unsere Studiengänge integrieren.
Schon jetzt verzeichnen wir einen deutlichen Zuwachs an Bewerbungen
auf unsere Bachelorstudiengänge in den Bereichen Ökologie und
Umweltplanung sowie Nachhaltiges Management. Bis Ende August läuft die
Einschreibefrist für unsere NC-freien Studiengänge. Mit jedem
Ingenieursabschluss kann man nachhaltig wirken. Einen Zertifikatskurs
Nachhaltigkeit gibt es bereits an der TU Berlin, im kommenden
Wintersemester bieten wir außerdem eine neue Ringvorlesung an.

Wir sind auch auf unserem Campus aktiv. Einen Teil davon werden wir
klimaneutral gestalten. In der ersten Phase des Projekts von 2016 bis
2018 untersuchten unsere Wissenschaftler*innen 49 Gebäude der TU
Berlin und der Universität der Künste Berlin auf ihre energetische
Bilanz und leiteten daraus 1000 Einzelmaßnahmen ab, um das
Energiewendeziel zu erreichen. Dazu zählen Fassaden-, Dach- und
Fenstersanierung genauso wie die Nutzung von Abwärme und Solarenergie
sowie Wärmerückgewinnung. Das nehmen wir jetzt in Angriff.

Im September folgen weitere Gespräche mit der Studierendengruppe
Fridays for Future."

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.tu-berlin.de/?206802

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news719550

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin - 19.07.2019
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STANDPUNKT/1116: Elbvertiefung - Ignoranter Startschuss (BUND SH)


BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V. - Kiel, 23. Juli 2019

Elbvertiefung - Ignoranter Startschuss



Am heutigen Dienstag läuten Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer und
Hamburgs Wirtschaftssenator Michael Westhagemann den Start der
Arbeiten für die umstrittene Elbvertiefung ein. Damit beginnt die
größte Flussvertiefung aller Zeiten an der Tideelbe. Die
Umweltverbände BUND, NABU und WWF befürchten gravierende
Verschlechterungen für die Flussökologie und halten das Projekt
weiterhin für rechtswidrig.

"Trotz völlig veränderter Wirtschaftsbedingungen, einer sich aktuell
verschlechternden Situation der Tideelbe und Alternativen wie einer
Hafenkooperation halten Bundesverkehrsminister Scheuer und
Wirtschaftssenator Westhagemann an der umstrittenen Vertiefung fest
und haben offensichtlich nicht den Mut, das 900 Mio. Euro Projekt zu
stoppen", so die Umweltverbände.

Gründe für einen Stopp der Elbvertiefung gibt es neben explodierenden
Kosten reichlich:

• Die Planung für die Elbvertiefung wurde vor über 15 Jahren auf
den Weg gebracht. Damals war man von 28 Mio. Containern pro Jahr bis
2025 ausgegangen. Seitdem haben sich die Rahmenbedingungen grundlegend
geändert. Unabhängig von der Elbvertiefung wird heute nur noch ein
Umschlagsvolumen von 10 -12 Mio. Containern/a für realistisch
gehalten.

• Gerade in den letzten vier Jahren haben sich der Tidenhub, die
Trübung und die Lebensbedingungen u.a. für die Fischfauna weiter
verschlechtert. Dies wird insbesondere am jährlich wiederkehrenden
Sauerstoffloch und dem stark einbrechenden Stintbestand deutlich. Dass
außerdem deutlich mehr für die Fahrrinnenunterhaltung gebaggert werden
muss, wirkt sich ebenfalls negativ auf das Ökosystem aus und ist ein
weiteres Indiz für negative Veränderungen im Fluss.

• Eine norddeutsche Hafenkooperation mit Hamburg, Bremen und
Wilhelmshaven würde die Elbvertiefung überflüssig machen und
Deutschland könnte damit die Weltcontainerflotte gut bedienen. Der
JadeWeserPort, der jeden Tiefgang im Containerverkehr bedienen kann,
wurde erst vor drei Jahren eröffnet und kostete über 1,2 Mrd. Euro.
Bei einer Arbeitsteilung würde Hamburg aufgrund seiner
Standortvorteile weiterhin gut wirtschaften können.

Das Aktionsbündnis Lebendige Tideelbe aus BUND, NABU und WWF klagt
weiter gegen die Elbvertiefung und rechnet mit einer Verhandlung vor
dem Bundesverwaltungsgericht Anfang 2020.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 23.07.2019

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Schleswig-Holstein

Lorentzendamm Nr. 16, 24103 Kiel

Tel.: 0431/66060-0, Fax: 0431/66060-33

E-mail: bund-sh@bund-sh.de

Internet: www.bund-sh.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / SOZIALES





LANDRAUB/045: Brasilien - Außergewöhnliches Video von Unkontaktierten, Holzfäller rücken näher (Survival)


"Survival International" - Deutsche Sektion - 22. Juli 2019

Außergewöhnliches Video von Unkontaktierten; Holzfäller rücken näher

Unter Bolsonaro fühlen sich Holzfäller und Rancher ermutigt, ihren Angriff
auf indigene Territorien zu verstärken



Außergewöhnliches Filmmaterial, das einige der am stärksten bedrohten
unkontaktierten Indigenen der Welt zeigt, wurde von einer indigenen Gruppe
in Brasilien veröffentlicht.

Das Video, das unkontaktierte Awá-Männer im Bundesstaat Maranhao im Osten
Brasiliens zeigt, wurde von einem benachbarten indigenen Volk, den
Guajajara, gefilmt. Die Guajajara versuchen die verbliebenen Stücke des
Regenwaldes zu schützen, in denen die Awá leben.

Der Wald in der Gegend wird rasend schnell zerstört. Guajajara-Gruppen,
bekannt als die Wächter Amazoniens, patrouillieren regelmäßig die Wälder,
um Zerstörung aufzudecken und Holzfäller zu vertreiben. Viele Guajajara
haben schon Morddrohungen erhalten. Einige wurden getötet.

Olimpio Guajajara, Koordinator der Wächter Amazoniens, sagte: "Wir Wächter
verteidigen die Rechte unserer Gemeinden, wir verteidigen die
unkontaktierten Awá und wir verteidigen die Natur für uns alle. Drei
unserer Wächter wurden ermordet. Wir müssen das Gebiet ein für alle Mal
schützen."

Die Awá waren schon häufig Ziel von Angriffen durch Holzfäller. Die meisten
Awá stehen in Kontakt mit der Außenwelt, aber einige leben unkontaktiert in
den letzten größeren, noch verbliebenen Waldgebieten. Die Guajajara sahen
sie bereits im Wald, aber dieses Video liefert einen Beweis für ihre
Existenz.

Unter Präsident Bolsonaro fühlen sich Holzfäller und Rancher ermutigt,
ihren Angriff auf indigene Territorien zu verstärken. Die Abholzung in dem
Gebiet greift rasant um sich, und in der Nähe der unkontaktierten Awá
wurden Camps von Holzfällern entdeckt.

Survival International arbeitet im Rahmen seiner Kampagne für
unkontaktierte Völker mit den Wächter Amazoniens zusammen und unterstützt
deren Schutz des Regenwaldes.

Flay Guajajara von Mídia Índia, die das Material aufgenommen haben, sagte
heute: "Wir hoffen, dass dieser Film etwas Positives bewirkt. Wir hoffen,
dass es weltweit Auswirkungen hat, um unsere Gemeinden und unseren Wald zu
schützen."

Der Direktor von Survival International, Stephen Corry, sagte heute:
"Dieses Video ist ein weiterer Beweis dafür, dass die unkontaktierten Awá
wirklich existieren. Und ein Blick auf Satellitenbilder zeigt, in welcher
Gefahr sie sich befinden. Holzfäller haben bereits viele ihrer Verwandten
getötet und andere aus dem Wald gedrängt. Präsident Bolsonaro und seine
Freunde in der Holzindustrie wünschen sich nichts weniger, als dass
diejenigen, die noch überleben, eliminiert werden. Nur ein globaler
Aufschrei steht zwischen ihnen und einem Völkermord."



Das Material wurde von Mídia Índia, einer indigenen Filmvereinigung,
veröffentlicht. Es wurde vom brasilianischen Fernsehsender Globo
ausgestrahlt und wird in der bald erscheinenden Dokumentation "Ka'a Zar
Ukize Wá - Waldbesitzer in Gefahr" von Mídia Índia in Zusammenarbeit mit
dem Instituto Catitu und anderen Partnern zu sehen sein. Der
13-minütige Kurzfilm ist ein Aufruf zum Handeln angesichts der gefährlichen
Situation der unkontaktierten Awá, die im indigenen Territorium Arariboia
mit ihren Verwandten vom Volk der Guajajara leben. Er wird am 23. Juli bei
Unibes Cultural in São Paulo veröffentlicht, um die Veranstaltung
"25 Jahre soziales und ökologisches Kino" von ISA abzuschließen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 22. Juli 2019
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BILDUNG/3377: Leverkusen, 1.8. - Vortrag "Autofahren mit Solarstrom vom Eigenheim" 


Stadt Leverkusen

Autofahren mit Solarstrom vom Eigenheim

Vortrag in der Stadtbibliothek Leverkusen



Wie Elektroautos mit Solarstrom vom Eigenheim geladen werden können,
ist Thema eines Vortrags von Energieberater Dipl.-Ing. Martin
Halbrügge von der Verbraucherzentrale NRW. Wer derzeit mit dem
Gedanken spielt, auf ein Elektroauto umzusteigen, bekommt am
Donnerstag, 1. August 2019, um 18:00 Uhr in der Hauptstelle der
Stadtbibliothek Leverkusen, die Gelegenheit zu erfahren, wie die
Solaranlage zu Hause zur eigenen Ladestation werden kann.

Das Wissen darum ist auch für diejenigen interessant, die vor allem
Solarstrom produzieren wollen. Denn beim Bau einer neuen
Photovoltaikanlage sollten sie die Möglichkeit der späteren
Mitversorgung eines E-Autos auf jeden Fall mitdenken. Von Fragen nach
der angemessenen Anlagengröße und der richtigen Ladeleistung bis zu
Kosten und Fördermöglichkeiten kommen viele wichtige Punkte zur
Sprache. Im Anschluss an den Vortrag besteht Gelegenheit für
individuelle Fragen. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 22. Juli 2019

Stadt Leverkusen

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de

Internet: http://www.leverkusen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 24. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / VERANSTALTUNGEN





BILDUNG/3376: Warnemünder Abend am 25.7. zum Thema "Ein Schlüsselelement der Umwelt - Phosphor" (idw)


Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 22.07.2019

Ein Schlüsselelement der Umwelt: Phosphor. Forschungsergebnisse vom
Leibniz-Wissenschaftscampus Rostock

Ankündigung des nächsten "Warnemünder Abends" am 25. Juli 2019 am
Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde (IOW)



Prof. Dr. Ulrich Bathmann, Direktor des Leibniz-Instituts für
Ostseeforschung Warnemünde (IOW), stellt das überlebenswichtige
Element Phosphor vor und berichtet, welche wichtigen Forschungsfragen
es für fünf Leibniz-Institute der Region und die Universität Rostock
aufwirft.

Beginn ist 18:30 Uhr, der Eintritt ist frei.

Phosphor spielt eine wichtige Rolle in der Umwelt: Als essenzielles
Element wird er von allen Lebewesen gebraucht. Zugleich ist er als
Düngerbestandteil von zentraler Bedeutung in der landwirtschaftlichen
Produktion und ist eine wichtige Komponente in einer Vielzahl von
industriellen Produktionsprozessen. Ohne grundlegende weltweite
Veränderungen bei der Nutzung - hin zu mehr Nachhaltigkeit und
Effizienz - wird die Versorgung mit dem nicht erneuerbaren, nur in
endlichen Lagerstätten vorhandenen und nicht durch andere Substanzen
ersetzbaren Rohstoffs schwierig werden. Die Folgen: Langfristig ist
die Ernährung der stetig weiter wachsenden Weltbevölkerung gefährdet.
Ineffiziente Phosphor-Nutzung in der Landwirtschaft ist zudem oft
Ursache für erhebliche Umweltprobleme, da große Mengen ungenutzten
Phosphors in die Ökosysteme gelangen und dort zu unerwünschter
Überdüngung führen.

In seinem Vortrag stellt IOW-Direktor Ulrich Bathmann das für die
meisten Menschen eher unbekannte Schlüsselelement Phosphor und seine
immense Bedeutung für unser Leben und Überleben vor. Zudem beleuchtet
er die interdisziplinäre Forschung des Leibniz-Wissenschaftscampus
Rostock, einen so für Europa einzigartigen Forschungsschwerpunkt.
Dieser Zusammenschluss aus fünf Leibniz-Instituten der Region und der
Universität Rostock befasst sich seit gut fünf Jahren mit der Rolle
von Phosphor in Umwelt und Wirtschaft und möchte Antworten zu den
wichtigsten Fragen rings um die Vermeidung von Umweltschäden, eine
nachhaltige Phosphor-Nutzung und innovative Recycling-Strategien
finden.

Veranstaltungsort ist der große Saal des IOW, Seestraße 15, in
Warnemünde. Diesen erreichen Sie über den Haupteingang des Instituts
am Kurpark. Beginn ist 18:30 Uhr, der Eintritt ist frei.

Wir wünschen einen spannenden Abend mit vielen anregenden
Diskussionen!



Das IOW ist Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft, zu der zurzeit 95
Forschungsinstitute und wissenschaftliche Infrastruktureinrichtungen
für die Forschung gehören. Die Ausrichtung der Leibniz-Institute
reicht von den Natur-, Ingenieur- und Umweltwissenschaften über die
Wirtschafts-, Sozial- und Raumwissenschaften bis hin zu den
Geisteswissenschaften. Bund und Länder fördern die Institute
gemeinsam. Insgesamt beschäftigen die Leibniz-Institute etwa 19.100
MitarbeiterInnen, davon sind ca. 9.900 WissenschaftlerInnen. Der
Gesamtetat der Institute liegt bei mehr als 1,9 Mrd. Euro. 

www.leibniz-gemeinschaft.de

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news719601

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution480

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Ostseeforschung Warnemünde - 22.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ERSTAUFLAGE/1015: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 3021 (SB)


Leo Lukas

Eyshus Geschenk

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3021



Iya im Oijorunsystem (Solsystem), Oktober 2045 NGZ

Nach dem Besuch beim Orakel Eyshu berichtet die Shoijona Todoyhu ihrem
vor dem Haus wartenden Beschützer Benuma, daß Eyshu Tibo herzlich
empfangen habe wie einen alten Freund und mit ihm in einer ihr
unverständlichen Sprache gesprochen habe. Auch sei sie in einer ganz
anderen Gestalt aufgetreten. Benuma scheint dies nicht sonderlich zu
interessieren. Ihm geht seine persönliche Vergangenheit durch den
Kopf, wie er nach dem Tod seiner Mutter schon als kleines Kind durch
seine Paragabe zum Hüter bestimmt wurde, zum Verwalter eines
Nachlasses, der über viele Generationen weitergereicht wurde. Die
Furcht vor den Teaana wurde ihm schon früh eingeimpft. Demnach ist
alles Üble, was auf Iya existiert, ursprünglich von ihnen ausgegangen.
Ihre Hybris, sich über die Schöpfung erheben zu wollen, hat zu den
Unsterntagen geführt, einer Ära der Katastrophen. Nur dem Eingreifen
der Cairaner ist zu verdanken, daß Iya und die Ayees damals nicht
untergegangen sind. Seiner Meinung nach haben die Ayees deswegen keine
Schrift, weil die Erinnerung an die Unsterntage zu belastend wäre. Aus
diesem Grund verzichten sie auf andere als mündliche Überlieferungen
und geben sich mit den rudimentären akustischen Aufzeichnungen der
Klangwalzen zufrieden.

Tibo, alias Perry Rhodan, gibt zu bedenken, daß das Orakelhaus und
seine Umgebung eventuell von den Cairanern abgehört werden und bittet
Sholotow Affatenga, dies zu überprüfen. Dieser empfängt eine Botschaft
von seinen Kollegen, die auf dem Luftschiff SHAYED, das von
cairanischen Gleitern eskortiert wird, zurückgeblieben sind. Dort weiß
außer Perrys Begleitern und einer Vertrauten Benumas niemand etwas
davon, daß Todoyhu vorausgeflogen ist, um das Orakel ungestört zu
befragen.

Der Entwicklungshüter Paiahudse Spepher will nun die Shoijona, obwohl
sie ihm gesagt hatte, sie müsse die ganze Zeit ungestört meditieren,
sprechen. Außer Siad Tan besitzt nur Rubart Tersteegen noch einen
SERUN. Mit der Tarnfunktion kann er die Gestalt der Shoijona annehmen
und dem Cairaner gegenübertreten. Er macht seine Sache so überzeugend,
daß die Abwesenheit der Shoijona nicht auffliegt. Allerdings macht das
Luftschiff so gut Fahrt, daß es früher als geplant beim Orakel
ankommen wird.

Tibo und Todoyhu kehren zum Orakel zurück, bei dem es sich um NATHANS
Tochter YLA handelt, die Rhodan bei seinem ersten Besuch zu verstehen
gab, sie sei eine Gefangene. Nun erklärt sie ihm, sie habe
Erinnerungslücken. Genau zu der Zeit, als Terra geraubt wurde, war sie
Jahrzehnte lang bewußtlos. Als sie wieder aufgewacht sei, habe sie
keine Verbindung zu NATHAN mehr gehabt. Bislang wußte sie nichts vom
Raub der Erde und ist tief bestürzt. Von Datensintflut und Posizid hat
sie auch noch nichts gehört, ihre Auswirkungen jedoch durchaus
wahrgenommen. Dafür sei sie nun bewaffnet, verfüge über einen
schwachen Hochenergieüberladungsschirm, einen kleinen Thermostrahler,
einen Paralysator und einen Pulsor, der Stoßfronten aussenden kann.
Perry Rhodan vermutet, daß YLA womöglich absichtlich betäubt wurde,
damit sie den Raptus Terrae heil übersteht.

YLA erinnert sich an einen Onryonen namens Maor Tupptunor, der zu
einem Entwicklungsteam gehörte, das die Ansicht vertrat, YLA könne
sich geistig weiterentwickeln und die Lage versetzt werden, ein
qualitativ neuartiges Bewußtseins-Analog mit ÜBSEF-Struktur
auszubilden.

Hier auf Iya sei sie nicht immer präsent, sondern nur wenn sie als
Eyshu gerufen wird. Meistens ruhe sie in der Armspange, die Todoyhu
angelegt hat. Diese besteht zum Teil aus Ynkalkrit, einem Material,
das auch in der Hülle der RAS TSCHUBAI vorkommt. Andere Teile von ihr
konnten in Zusammenarbeit von Terranern, Siganesen und Onryonen in den
Halbraum ausgelagert werden.

Als YLA erwähnt, daß sie gerne ein Kleinod hätte, das sie von ihrem
zweiten Vater Eyx Xunath bekommen hatte, fragt Perry, ob dieser das
gläserne Haus gebaut und die Bogula-Puppen, die zur Kommunikation mit
dem Ratsuchenden dienen, hergestellt habe. YLA weiß es nicht, aber sie
ist sicher, daß ihr Zweitvater ihr einen Progressfaktor überlassen hat
- ein Aggregat, das ihr zu einer Art Neugeburt verholfen hat. So wurde
sie zu einer technischen Evolution befähigt. Dieser Progressfaktor
entstammt einer extrem hochentwickelten, aber wohl nicht mehr
präsenten Technosphäre.

YLA glaubt, Eyx habe ihr geholfen, das Kleinod über seinen Tod hinaus
zu bewahren. Es befindet sich in einem Versteck, an das sich YLA aber
nicht mehr erinnern kann. Auch kann sie nicht beschreiben, wie ihr
Zweitvater aussieht, aber in der Nähe befände sich ein ihm gewidmetes
lebensgroßes Standbild. Perry Rhodan denkt sofort an die beiden
Standbilder, die er auf Iya bereits gesehen hat und die einen Thesan
darstellten. Da er YLA befreien will, bevor die Cairaner mit dem
Luftschiff ankommen, gibt er seinen Leuten in der SHAYED die
Anweisung, den Flug irgendwie zu verzögern.

Da die es aber nicht riskieren können, deren Technik zu sabotieren,
müssen die Ayees dazu gebracht werden, langsamer zu fliegen. Osmund
Solemani inszeniert mit Holoprojektionen eine äußere Gefahr, so daß
die SHAYED ausweichen muß und an Geschwindigkeit verliert.

Unterdessen ist Sholotow Affatenga losgeflogen, um die Statue zu
suchen. In 100 Kilometern Entfernung wird er fündig und informiert
Perry, der zusammen mit Zeminah Paath nachkommt. Die Statue stellt
tatsächlich einen Thesan dar. In seinem Kopf fehlt allerdings ein
keilförmiger Teil. Bei Zeminah, die von sich behauptet, eines Teils
ihres Gedächtnisses beraubt worden zu sein, löst dieser Anblick ein
unangenehmes Gefühl aus, aber keine konkrete Erinnerung.

Auch im Sockel dieser Statue befindet sich eine Klangwalze, auf der
nicht nur wie bei den anderen Statuen "Euer Gast, euer Wirt" zu hören
ist, sondern auch die Worte "Der im Vorschein der Welt das Vergangene
wahrt. Nichts geht verloren." Als die Drei noch darüber nachsinnen,
wem diese Botschaft bestimmt ist, taucht ein cairanischer Gleiter auf.

Da die Statue und nicht etwa das Orakelhaus unter cairanischer
Bewachung steht, wurde durch die Aktivierung der Klangwalze ein
stiller Alarm ausgelöst. Die beiden Cairaner, die dem Gleiter
entsteigen, führen sich den vermeintlichen Ayees gegenüber so herrisch
auf, daß Perry Rhodan und Sholotow Affatenga sie außer Gefecht setzen.

Anschließend sabotiert Tenga von Bord des cairanischen Gleiters aus
den Überwachungssatelliten und durchforstet den Informationsspeicher.
Er findet Hinweise darauf, daß der Planet Iya und das gesamte
Solsystem einer bedeutenden Gesamtmission der Cairaner dienen.
Genauere Kenntnis darüber haben aber nur die cairanischen Konsuln. Und
so erfährt Perry Rhodan nicht das, was Paiahudse Spepher seiner
Gefährtin Stambag Lehumun anvertraut hat. Demnach dienen die Ayees
einem geheimen Trajekt, für das auch der Cairanische Friedensbund
errichtet wurde. Dieses Trajekt steht in Zusammenhang mit einer
Bedrohung für die Existenz der Cairaner, die früher für den Frieden
großer intergalaktischer Räume verantwortlich waren. Ein Scheitern
ihrer Mission würde dazu führen, daß die Milchstraße im Chaos versinkt
und ein Objekt im Inneren der Galaxis, das die Basis des Trajektes
darstellt, unerreichbar wird.

Als Tibo, Tenga und Zeminah zum Orakel zurückkehren, berichten sie YLA
von der Statue eines Thesan, dem im Kopf ein keilförmiges Stück fehlt.
Auf die Frage, ob sie wisse, wer dafür verantwortlich sei, verneint
sie, meint aber, sie wisse nur, wie eine solche Wunde schmerzen kann
und daß sie sich derartigen Qualen entziehen müsse.

Als Osmund Solemani wieder ein Ablenkungsmanöver inszeniert, können
Tibo, Tenga, Zeminah und Todoyhu unbemerkt an Bord der SHAYED
gelangen.

Die Shoijona gestattet Paiahudse Spepher, das Orakel Eyshu
aufzusuchen. YLA manifestiert sich nun in der Bogula-Puppe. Spepher
will wissen, ob Perry Rhodan in die Milchstraße zurückgekehrt ist. YLA
beantwortet diese Frage nicht nur mit "Ja", sondern sagt außerdem, daß
er sich mit ihm eine Welt teile. In diesem Moment rast ein
cairanischer Gleiter in die Glaswand des Orakelhauses. Tibo wirft sich
über die Shoijona, um sie zu schützen, während Benuma keinen Finger
rührt. Sein geistesabwesender Blick deutet darauf hin, daß er
paramental tätig zu sein scheint.

Lossip Tunatadse entsteigt dem Gleiter und eilt mit gezückter Waffe
auf das Orakel zu. Doch YLA setzt ihren Pulsor ein, dessen Stoßfronten
den Cairaner aufhalten. Plötzlich eröffnet Paiahudse Spepher das Feuer
auf seinen Artgenossen, der tödlich getroffen zusammensackt.

Perry Rhodan wird klar, daß die Cairaner fremdgesteuert gehandelt
haben. Sie stehen unter Benumas Einfluß. Nachdem die Shoijona
Spephers Entschuldigungen empört abgewiesen und ihn weggeschickt hat,
bezichtigt er Benuma, hinter dem Anschlag zu stecken. Aus seinen
Beobachtungen leitet er ab, daß der parabegabte Ayee und seine
Elitetruppe einer Geheimorganisation angehören, die schon seit
mehreren Generationen die jeweiligen Shoijonas täuscht und das Orakel
in Gefangenschaft hält. Mit der Beeinflussung des Orakels kann diese
Organisation die Ernennung der Shoijona bestimmen. Tibo wirft Benuma
vor, mit der Beeinflussung der Imaayo die SHAYED zum Absturz gebracht
zu haben. Benuma weist diese Anschuldigungen zunächst entrüstet von
sich, knickt dann aber ein, als die Shoijona Tibo Glauben schenkt. Er
gesteht, daß eine exklusive Gruppierung parabegabter Ayees unter
regelmäßiger Anwendung der Fernen Geltung, womit ihre Paragabe gemeint
ist, das Orakel schon seit Jahrhunderten im Zaum hält. Diese Paragabe
wird vererbt und unter strengsten disziplinären Einschränkungen
geschult. Wer nicht gut genug ist, wird mit der Fernen Geltung seiner
sämtlichen Erinnerungen an die Ausbildung beraubt.

Benuma beteuert, immer nur den Schutz der Shoijona wie der gesamten
Ayees bezweckt zu haben. Da die Fremden, die den verhaßten Teaana so
ähnlich sehen, zu einem Zeitpunkt auftauchten, an dem die Shoijona
noch jung und unerfahren ist, wollte er sie deren Beeinflussung
entziehen. Tibo appelliert an die wütende Shoijona, Benuma noch eine
Chance zu geben, wenn er verspricht, von nun an mit offenen Karten zu
spielen. Dieser erneuert seinen Treueschwur.

Als Tibo den Wunsch äußert, mit dem Orakel ohne Maske sprechen zu
dürfen, mit einer Eyshu, die nicht mehr beeinflußt wird, heben Benuma
und seine Leute die mentale Beeinflussung YLAs auf. Die Shoijona hat
nun die Befürchtung, das Orakel könne die Ayees im Stich lassen. Doch
YLA bekräftigt ihre Absicht, auf Iya zu bleiben und die Shoijona
jederzeit zu empfangen.

Als Dank für ihre Befreiung stellt YLA Perry Rhodan das Kleinod ihres
Zweitvaters Eyx Xunath in Aussicht. Sie erinnert sich nun wieder, wo
es zu finden ist. Im Garten des Orakelhauses ist an einer bestimmten
Stelle ein kleines Kästchen vergraben. Es beinhaltet einen faustgroßen
Anhänger, der sich öffnet und ein kältekonserviertes Fragment eines
Thesanit-Gehirns zu Tage fördert. Dieses Gehirnfragment Eyx Xunaths
könnte eventuell wertvolle Informationen über Iya und vielleicht sogar
über Terra enthalten. Zeminah Paath macht den Vorschlag, es in ihr
Gehirn zu integrieren, was auf der THORA möglich wäre.

Am 31. Oktober 2045 NGZ verabschieden sich Tibo und seine Begleiter
von der Shoijona, die es sehr bedauert, daß auch Zeminah Paath sie
verlassen will. Tibo bekräftigt, daß kein Terraner Anspruch auf die
Welt der Ayees erheben wird.

Paiahudse Spepher, der nach der Aussage YLAs, er und Perry Rhodan
würden sich eine Welt teilen, sicher ist, daß sich Rhodan auf Iya
aufhält, will nun alles daran setzen, ihn aufzuspüren und zu
verhaften.

23. Juli 2019
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TOUR/7474: Hanau - Stadtführung "Steinheim 'sprichwörtlich' am 3. August


Stadt Hanau

Redensarten und Anekdoten aus dem Mittelalter

Stadtführung: "Steinheim 'sprichwörtlich'" am Samstag, 3. August



Das Mittelalter ist immer noch mitten unter uns, ohne dass es den
meisten Leuten bewusst ist. "Pech gehabt", "alle guten Dinge sind
drei", "du Schlitzohr" - diese und noch viele andere Redensarten haben
ihre Wurzeln im mittelalterlichen Alltagsleben. Bei einem Bummel durch
die Altstadt von Steinheim am Samstag, 3. August, stellt Stadtführerin
Margrit Kunze in Gestalt der "Staanemer Margret" ihr "Dorf" vor und
erzählt dabei allerlei kuriose, erheiternde und wissenswerte
Geschichten.

Treffpunkt für die Veranstaltung der Hanauer Tourist-Information ist
um 14 Uhr auf dem Parkplatz des Hotels Villa Stokkum. Die Teilnahme
kostet sieben Euro für Erwachsene und für Kinder die Hälfte.
Voranmeldungen sind dringend erforderlich, da die Führung bei
mangelndem Interesse abgesagt wird.

Anmeldung bei der Tourist-Information im Hanauer Rathaus unter Telefon
06181-295 739 oder per E-Mail an touristinformation@hanau.de oder beim
Hanau Laden am Freiheitsplatz 3, Telefon 06181-427 78 99. 

Weitere Informationen über diese und andere Stadtführungen unter
www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 22. Juli 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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